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Aufholjagd
In Berlin werden so viele
 Wohnungen gebaut wie seit
  zwei Jahrzehnten nicht mehr
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pWo kann ich leben?
Heimat und das Recht auf Migration

l DI, 11.2.2020, 20:00 Uhr R Eintritt frei, Reihe Urania kontrovers
Tarik Tesfu, Naika Foroutan u.a., Moderation: Natalie Amiri (Foto)

Krebs fühlen
Eine Emotionsgeschichte 
des 20. Jahrhunderts 

l FR, 7.2.2020, 20:00 Uhr
Bettina Hitzer
 

Die Hugenotten 
in Berlin 
l DI, 11.2.2020, 20:00 Uhr 
Mathias Asche, Susanne Lache-
nicht, Robert Violet, Jürgen Wetzel
 

Kanada  
Per Fahrrad 6.000 km  
von Vancouver nach Halifax 

l FR, 14.2.2020, 20:00 Uhr 
Reinhard Pantke
 
Viva Vivaldi!  
Familienkonzert

l SO, 16.2.2020, 15:00 Uhr 
Kammerorchester Unter den Linden, 
Andreas Peer Kähler
 
Kooperationen  
im Tierreich   
Warum die Natur auf  
Partnerschaft setzt 

l MO, 17.2.2020, 20:00 Uhr 
Volker Arzt
 

Kriegserbe 
in der Seele  
Wie sich die Weitergabe von 

Kriegstraumata unterbrechen lässt

l DI, 18.2.2020, 18:00 Uhr
Dr. Gabriele Frick-Baer, 

Dr. Udo Baer

Rente mit 69? 
Zur langfristigen Entwicklung 
der Rentenversicherung
Urania außer Haus im Forum 
Bundesbank R Eintritt frei

l Di, 18.2.2020, 19:00 Uhr 
Dr. Christian Pfarr
 
Kunst und Glauben
Mystik und Mythen neu betrachtet

l DI, 18.2.2020, 20:00 Uhr
Thomas R. Hoffmann,  
Hannes Langbein

Die Königin Nofrete-
te
Vollkommen in Geist und Anmut  

l Mi, 19.2.2020, 18:00 Uhr
Dr. Olivia Zorn

Die Zukunft 
des Begehrens  
Liebe deinen Sexroboter 

wie dich selbst? 

l FR, 21.2.2020, 18:00 Uhr
Prof. Sophie Wennerscheid,  
Dr. Christoph J. Ahlers, 
Moderation: Dr. Brenda Strohmaier

 
Identität gestalten, 
oder: Mein Bauhaus

Wie wollen wir leben und arbeiten? 

l MI, 26.2.2020, 20:00 Uhr

Andreas Weber

KulTouren-Reisetag 

l FR, 28.2.2020, ab 14:00 Uhr

 R Eintritt frei 
Vorträge und Reiseberatung
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Der Wohnungsbau hat in 
den vergangenen Jahren mit der 
Nachfrage nicht Schritt gehalten, 
doch mittlerweile befindet er sich 

in einer Aufholjagd

14

Die Unsitte etlicher Zeitgenossen, 

Sperrmüll an der nächsten Baum-

scheibe abzuladen, kostet den 

Steuerzahler jährlich Millionen

24

1920 schlossen sich acht Städte 
sowie diverse Landgemeinden 
und Gutsbezirke zu einer Stadt 

zusammen: Die Geburts-
stunde des modernen Berlins

22
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 Die unter „Leserbriefe“ abgedruck-
ten Beiträge sind Meinungsäuße-
rungen von Leserinnen und Lesern 
zu Berichten im MieterMagazin 
und geben nicht die Meinung der 
Redaktion wieder.

Betr.: MieterMagazin 10/2019, Sei ­
te 4, Leserzuschrift von K.H. und Ent­
gegnung der Gesobau­Sprecherin 
Birte Jessen: „Verdienstmöglichkei­
ten für das Abschleppunternehmen?“

Unhaltbarer Zustand

Die von mir angesprochenen Seiten-
streifen waren keine „Feuerwehrzu-
fahrten“ und sind inzwischen wieder 
aufgehoben. Es handelt sich um die 
Seitenstreifen auf dem Weg vor dem 
Häuserblock Senftenberger Ring 
87-95. Die zwischenzeitlich aufge-
stellten Schilder wurden (nachdem 
sie zuerst verdeckt wurden) wieder 
abmontiert. An diesen Stellen ist in-
zwischen das Parken wieder erlaubt, 
die Gesobau vermietet die Plätze 
neuerdings exklusiv an Mieter. Die 
eigentlichen Zufahrten zu diesem 
Weg sind allerdings seit Oktober 
durch Schranken versperrt, die nur 
diese Mieter passieren können. Seit-
dem ist folgendes zu beobachten: 
Paketzusteller, Krankenfahrdienste 
und Rettungswagen müssen nun au-
ßerhalb der Schranken parken. Dort 
behindern sie Fußgänger und den 
sonstigen Verkehr, Rückstau ist öf-
ter zu beobachten. Auch war schon 
öfter zu beobachten, dass Rettungs-
wagen mit Blaulicht nicht zu den be-
sagten Häusern fahren konnten und 
teilweise auf haarsträubenden We-
gen (enge Rad-/Fußwege) versucht 
haben, zu ihrem Einsatzort vorzu-
dringen. Nicht auszudenken, wenn es 
sich um dringende Notarzteinsätze 
handelt, wo es um Sekunden geht – 
ein unhaltbarer Zustand.
K.H. (Name der Redaktion bekannt)

Betr.: MieterMagazin 12/2019, Sei ­
te 22, Rainer Bratfisch: „Müllstand­
plätze – Ideen für die Tonne“

Enormer Lärm bei der Leerung

Ihr Artikel stellt die Unterflursammel-
behälter positiv dar. Die Erfahrun-
gen, die ich seit meinem Einzug vor 
vier Jahren in einer neugebauten 
Mietwohnanlage in Lichtenrade 
damit machen musste, sind jedoch 
eher negativ. Die Behälter für Papier 
und den Grünen Punkt sind ständig 
überfüllt, alle Einwurfsäulen zeigen 
nach wenigen Jahren starken me-
chanischen Verschleiß, die Klappen 
sind schwergängig, bei drei von vier 
Säulen sind die Schlösser defekt. 
Wie zu befürchten war, brannte es 
kürzlich dann auch im Papierbehäl-
ter. Das alles verblasst, wenn man 
als direkter Anwohner den Leerun-
gen der fünf Kubikmeter großen 
Unterflursammelbehälter an drei 
Morgen in der Woche beiwohnen 
darf, speziell im Sommer, wenn man 
die Fenster zum Lüften offen hat. 
Auch wenn die normale Müllabfuhr 
naturgemäß schon alles andere als 
leise ist, so ist der Lärm beim Lee-
ren der großen Behälter aus Metall, 
wenn diese gegen die Wände des 
Containers auf dem Kranfahrzeug 
geschlagen werden, noch deutlich 
stärker. Außerdem dauert die Lee-
rung deutlich länger.
S. Falkenhagen per E­Mail
IMPRESSUM
Herausgeber und Verlag: Berliner Mieterverein e.V., Landesverband  Berlin 
im Deutschen Mieterbund, Spichernstr. 1, 10777 Berlin, S 030/22626 - 0, 
Telefax 030/22626 - 161, www.berliner-mieterverein.de, E-Mail: bmv@ber li ner-
mieterverein.de · Konto für Beitragszahlungen: bitte die Kontenan ga  ben 
unserer Überweisungsträger nutzen · Bankverbindung für  sonstige Zah lun-
gen: IBAN: DE21 1004 0000 0771 9008 00 (keine   Beitragszahlun gen) 
BIC: COBADEFFXXX (für Zahlungen aus dem Ausland) · 68. Jahrgang 2020 
Geschäftsführender Redakteur: Hermann Behlau · Chefredakteur: Udo 
Hil  den   stab (v.i.S.d.P.) · Redaktion: Sebastian Bartels,  Frank  Maciejewski, 
Wibke Werner, Rei    ner Wild · Mitarbeiter: Katharina Buri, Rainer  Brat fisch, 
 Bir git Leiß,  Ro se   marie  Mie    der, Jens  Seth  mann ·  Titelgrafik:  Julia Gandras · 
Foto  gra    fen/Bild   agen tu   ren: Julia Gandras, Sabine Mitter meier,  Christian 
 Muhr   beck,  Nils  Rich  ter  · Layout:  Kers ten  Urbanke ·  Anzei gen:  Her   mann 
  Beh  lau  (ver     ant    wortlich) ·  An zei    gen     ver kauf:  scala  media  Ver  lags      service GmbH, 
Wilhelmine-Gem  berg-Weg 11, 10179 Berlin, S  211 00 95,  Fax 211 00 99, 
 E-Mail: scalamedia@ arcor.de ·  Zur zeit gilt An zei gen preis  liste 8 vom 1.1.2002 · 
Satz: ComPress Media  Ser   vices GmbH, Berlin · Druck: Sattler Media Press 
GmbH, Hornburg
Das MieterMagazin ist das offizielle Organ des Berliner Mieterverein e.V. 
und erscheint mit zehn Ausgaben jährlich, wovon zwei Hefte Doppelnum-
mern sind. Abonnement: 20 Euro pro Jahr, Vorabüberweisung auf obiges 
Konto des Berliner Mietervereins. Für unverlangt eingesandte  Manuskripte 
wird keine Haftung übernommen. Namentlich gekennzeichnete Artikel 
stel  len nicht unbedingt die Meinung der Redaktion dar. Nachdrucke nur 
nach Rücksprache mit der Redaktion. ISSN 0723-3418
Wir trauern um 
Volker Hegemann

Am 5. Januar 2020 verstarb nach schwerer Krankheit 
Volker Hegemann, unser ehemaliger Kollege und Lei-
ter der Rechtsabteilung. Wie kaum ein anderer hat er 
den Berliner Mieterverein in den mehr als 30 Jahren 
seiner Tätigkeit sowie darüber hinaus nach innen und 
außen geprägt. Er hat maßgeblich zum Erfolg und zur 
Tragweite der Arbeit des Mietervereins beigetragen. 
Was er auch anpackte, tat Volker Hegemann mit voller 
Überzeugung, Begeisterung und Empathie. Juristische 
Probleme waren für ihn immer eng verknüpft mit den 
Menschen, die davon betroffen waren. Mit scharfem 
Verstand und ohne Scheu vor klaren Worten suchte er 
stets die sachgerechte Lösung. 

Sein umfassendes politisches, sportliches, kulturelles 
und gesellschaftliches Interesse haben ihn zu einer be-
eindruckenden Persönlichkeit und einem liebenswer-
ten Kollegen gemacht. 

Seine Geradlinigkeit, sein feinsinniger Humor und sein 
großes Herz fehlen. 

Adios, Volker, für Deine letzte große Reise. 

Vorstand, Geschäftsführung, Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des Berliner Mietervereins 
sowie die  Redaktion des MieterMagazins
MieterMagazin 1+2/2020

mailto:bmv@berliner-mieterverein.de
mailto:bmv@berliner-mieterverein.de
mailto:scalamedia@arcor.de


Ausstellung
Herbst – Winter – Frühling

Bilder aus drei Jahreszeiten 
in Acryl auf Leinwand 
von Barbara Pohl

im Beratungszentrum 
Südstern, Hasenheide 63, 
u Südstern, zu den 
üblichen Öffnungszeiten
bis 31. März 2020
Mieter
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Vorstandssprechstunde 
Der ehrenamtliche Vorstand des Berliner Mie ter-
vereins bietet eine Sprechstunde für Mitglieder 
an. Gerne stellt sich der  Vorstand den Fragen 
und  An regungen der Mitglieder. 

Nächste Termine: 24. Februar und 23. März 2020. 

Eine Anmeldung ist bis 14 Tage vor dem Termin 
unter S 030-226 26-120 erforderlich.

Dr. Rainer Tietzsch (Vorsitzender), 
Dr. Jutta Hartmann (Schatzmeisterin), 
Gundel Riebe (Schriftführerin)
 Berliner Mieterverein bei Facebook  
 https://www.facebook.com/BerlinerMieterverein/
Änderung Ihrer persönlichen Daten
Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder Ihr Nach-
name   hat sich geändert? Sie können im Internet die 
 persönlichen  Daten Ihrer Mitgliedschaft ändern und 
dem Berliner Mieter verein  online mitteilen: 
https://service.berliner-mieterverein.de/service
MieterMagazin online lesen
Wenn Sie künftig zu den Online-Nutzern des Mieter-
Maga zins gehören wollen, dann registrieren Sie sich 
unter https://service.berliner-mieterverein.de/service
Telefonische Kurzberatung
Bei einfachen rechtlichen Fragen erhalten Sie als  Mit  -
glied eine telefonische Kurzberatung – schnell und 
unbüro kratisch. Mehr zu diesem Service auf Seite 32.
Telefonberatung: S 030-226 26-152
Mediation und Konfliktberatung

Telefonische Beratung: donnerstags 17 bis 18 Uhr. 
Außerhalb dieser Zeiten ist ein Anrufbeantworter 
 geschaltet. Rufnummer: S 030 - 34 71 08 21
E-Mail-Anfragen: mediation@berliner-mieterverein.de
Magazin 1+2/2020
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! Bezirksmitglieder versammlungen 2020
Ab Mitte März finden die Mitgliederversamm  lun-
gen des Berliner Mietervereins in den Bezirken statt. 
Hier informiert Sie die jeweilige Bezirksleitung über 
Probleme der Mieter im Bezirk, Aktio nen werden be-
sprochen, In formationen gegeben und Erfah rungen 
ausgetauscht. Sie sind sehr herzlich eingeladen. 

Die Termine der bezirklichen  Mitglieder versamm -
lun  gen mit Veranstaltungsort und Tagesordnung 
 finden Sie auf Seite 6 dieser Ausgabe des Mieter-
Magazins. 
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und entlastet Mieterinnen und Mieter
Diesem MieterMagazin liegt aus aktuellem 
Anlass ein Infoblatt zum Mietendeckel bei. 

In einer beispiellosen Kampagne versuchten 
und versuchen Vermieterverbände und Immo-
bilienwirtschaft den Mietendeckel schlecht zu 
reden und zu verhindern. Deshalb haben wir 
uns kurzfristig für ein dem MieterMagazin 
beigefügtes Infoblatt entschieden. 

Nähere Details zum Mietendeckel können 
dann in der MieterMagazin-Ausgabe März 
2020 und im Internet unter www.berliner- 
mieterverein.de nachgelesen werden.

Die Redaktion des MieterMagazins       
Einsender dieses Fotos 
ist Oliver Richter.

Augenblicke
Ob ein Bild zum Nach­
denken, ein Motiv mit 
Witz oder ein Foto aus 
ungewöhnlicher Per­
spektive: Schicken Sie 
dem MieterMagazin 
Ihre Momentaufnahme 
rund um das Thema 
Wohnen – die Redak­
tion honoriert den 
 Abdruck mit 40 Euro.
5
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Friedrichshain- 
Kreuzberg
Donnerstag, 19. März 2020, 
18.00 Uhr
Kulturhaus „Alte Feuerwache“, 
 Theatersaal, Marchlewskistraße 6
U 5 Weberwiese, 
Bus 240 Wedekindstraße

Tagesordnung
1. Begrüßung
2. Bericht der Bezirksleitung  
mit Aussprache 
3. Informationen zum 
 „Mietendeckel“, 
Referent: Reiner Wild, 
Geschäftsführer des BMV

4. Diskussion zu TOP 3
5. Nachwahl von Delegierten zur 
 Delegiertenversammlung des BMV
6. Anträge und Verschiedenes

Bezirksleitung Friedrichshain- 
Kreuzberg 

Spandau
Donnerstag, 19. März 2020, 
18.30 Uhr 
Seniorenclub Lindenufer, 
Mauerstraße 10 A
U-/S-Bhf. Rathaus Spandau
(mit 400 m Fußweg) 

Tagesordnung
1. Begrüßung: Jürgen Wilhelm, 
 Bezirksleiter
2. „Mietendeckel und Milieuschutz 
im Bezirk Spandau“ 
Vortrag: Bezirksstadtrat Stephan 
Machulik 
3. Diskussion zu TOP 2
4. Bericht der Bezirksleitung 
5. Aussprache zu TOP 4 
6. Nachwahl von Delegierten zur 
 Delegiertenversammlung des BMV 
7. Verschiedenes

Bezirksleitung Spandau 

Tempelhof-
Schöneberg
Montag, 16. März 2020, 
19.00 Uhr
Mediengalerie, Dudenstraße 10
U 6 Platz der Luftbrücke, 
Bus 104, 248   

Tagesordnung
1. Begrüßung
2. „Vorkaufsrecht, Neubauaktivitä-
ten und Umwandlungen im Bezirk“
Referent: Jörn Oltmann, stellvertre-
tender Bürgermeister und Stadtrat 
für Stadtentwicklung und Bauen
3. Bericht der Bezirksleitung 
mit Aussprache
4. „Mietendeckel – praktische Tipps 
und Anwendung“
Referentin: Wibke Werner, stellver-
tretende Geschäftsführerin des BMV

5. Nachwahl von Delegierten zur 
 Delegiertenversammlung des BMV 
6. Verschiedenes

Bezirksleitung Tempelhof-
Schöneberg

Vorankündigungen
Charlottenburg-Wilmersdorf
Dienstag, 31. März 2020, 
19.00 Uhr 
Haus am Mierendorffplatz

Lichtenberg
Montag, 23. März 2020, 
18.00 Uhr
Thema: „Mietendeckel – was 
müssen die Mieterinnen und 
Mieter  wissen?“ 
Referent: Dr. Rainer Tietzsch, 
Vorsitzender des BMV 

Marzahn-Hellersdorf
Mittwoch, 25. März 2020, 
18.00 Uhr
Thema: „Mietendeckel, Mietpreis-
bremse, Mietspiegel“ 
Referentin: Dr. Jutta Hartmann, 
Mitglied des Vorstands des BMV

Reinickendorf
Donnerstag, 26. März 2020, 
18.30 Uhr

Steglitz-Zehlendorf
Dienstag, 24. März 2020, 
19.00 Uhr
Thema: Das Volksbegehren 
„Deutsche Wohnen & Co. 
enteignen“
Referent: Rouzbeh Taheri

Treptow-Köpenick
Montag, 23. März 2020, 
18.00 Uhr
Thema: „Mietendeckel und 
die Mieten- und Wohnungs-
politik in Berlin“
Referentin: Katalin Gennburg, 
MdA, Fraktion Die Linke, 
Sprecherin für Stadtentwicklung

Die Einladungen für diese und  alle 
hier noch nicht genannten Bezirke 
finden Sie in der März-Ausgabe 
des  MieterMagazins.

Liebes Mitglied des Berliner Mietervereins,

wir laden Sie herzlich zur Teilnahme an der diesjährigen 
Bezirksmitgliederversammlung in Ihrem  Bezirk ein.

In den Bezirksgruppen treffen sich aktive Mitglieder 
des Mietervereins. Hier wird die Unterstützung von 
Mieterinitiativen organisiert. Die gewählten Bezirkslei-
tungen vertreten den Berliner Mieterverein gegenüber 
der Bezirkspolitik und arbeiten mit Netzwerkpartnern 
zusammen.

Im Rahmen der Mitgliederversammlung können Sie 
Einfluss auf die Aktivitäten des Vereins nehmen. Die 
Bezirksleitung informiert über die Probleme der Mieter. 
Aktionen werden be sprochen, Informationen gegeben 
und Erfahrungen ausgetauscht. An der Versammlung 
nehmen auch Vertreter/innen des Vorstands und der 
Geschäftsstelle teil. In der Mitgliederversammlung er-
halten Sie so einen umfassenden Einblick in die aktuelle 
Arbeit des Berliner Mietervereins. 

Nehmen Sie an der Mitgliederversammlung in Ihrem 
Bezirk teil. Wir freuen uns auf Sie. Bitte den Mitglieds-
ausweis  (ersatzweise Ihr aktuelles MieterMaga zin mit 
Adressenaufkleber) mitbringen.  

Alle Einladungen für Bezirke, die hier noch nicht auf-
geführt sind, finden Sie im März-Heft des MieterMa-
gazins.

Bezirkliche Mitglieder-
versammlungen 2020 

termine



en des Gesetzes erwartet
Am Jahresanfang 
befand sich der 
Mietendeckel noch 
auf dem Gesetz-
gebungsweg
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Panorama
Das Mietendeckel-Gesetz ist in den 
Ausschüssen des Berliner Abgeord-
netenhauses am 22. Januar  beraten 
und noch geringfügig geändert wor-
den. Einer abschließenden Annahme 
des Gesetzes im Abgeordnetenhaus 
steht damit nichts mehr im Wege.

Die wichtigste am 22. Januar noch 
vorgenommene Änderung am Ent-
wurf des „Gesetzes zur Mietbegren-
zung im Wohnungswesen in Berlin“ 
(„Mietendeckel“) besagt, dass An-
sprüche auf Mietsenkungen nicht 
durch den Senat, sondern durch die 
Mieter selbst durchgesetzt werden 
sollen.
Wie berichtet, ist beabsichtigt, mit 
dem Mietendeckel die Mieten in 
Berlin befristet einzufrieren und die 
Modernisierungskosten zu de ckeln. 
Der Senat reagiert  damit auf die ra-
sant steigenden  Mieten und die mie-
tenpolitische   Untätigkeit der Bun-
desregierung. Berlin nutzt erstmals 

MiETEnDECKEL

Baldiges inkrafttret
MieterMagazin 1+2/2020

L
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seine Zuständigkeit für das Woh-
nungswesen, die mit der Grundge-
setzänderung von 2006 an die Län-
der gefallen ist. Der Berliner Mieter-
verein unterstützt den Mietendeckel. 
Die Oppositionsparteien und die Woh -
nungswirtschaft halten den Mieten-
deckel hingegen für verfas sungswidrig 
und warnen vor „gesetzgeberischen 
rf weiterm
Experimenten“, die das Potenzial hät-
ten, „am Wohnungsmarkt Chaos zu 
stiften“, so Maren Kern vom Verband 
Berlin-Brandenburgischer Wohnungs-
unternehmen. 
Verläuft das Gesetzgebungsverfah-
ren weiter nach Plan, kann der Mie-
tendeckel alsbald in Kraft treten.           
Jens Sethmann

L Aktuelle Infor-
mationen zum Mie-
tendeckel unter:
www.berliner-
mieterverein.de/
mietendeckel.htm 
achen 
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat 
Ende november letzten Jahres ent-
schieden, dass die Firma Lexfox mit 
ihrem internetportal „wenigermie-
te.de“ weiterhin Mietsenkungsan-
sprüche für Mieterinnen und Mieter 
durchfechten darf.

Lexfox firmiert als Inkassounterneh-
men, das Rechtsansprüche von Mie-
tern gegen ihre Vermieter vor Ge-
richt durchsetzt. Im Erfolgsfall wird 

BGH-URTEiL

wenigermiete.de da

„Mit unserem 
Modell lohnt es 
sich, auch klei-
nere Ansprüche 

durchzusetzen“: 
wenigermiete.de-

Chef Halmer

 BGH Urteil vom 
7. November 2019 
 VIII ZR 285/18
eine Provision in Höhe eines Drittels 
der ersparten Jahresmiete fällig. 
Mehrere Amtsgerichte wollten Kla-
gen von „wenigermiete.de“ nicht 
zulassen, weil dem Unternehmen 
die „Aktivlegitimation“ fehle. Lexfox 
klagte dagegen bis zum BGH und 
bekam Recht. Exemplarisch ging es 
um einen Berliner Mieter, der rund 
24 Euro im Monat mehr zahlte als 
nach der Mietpreisbremse zulässig 
wäre. Auf wenigermiete.de wird mit 
einem Online-Rechner überprüft, ob 
die Miete überhöht ist.
Für Daniel Halmer, den Gründer von 
wenigermiete.de, ist das BGH-Urteil 
ein „Meilenstein für den Verbrau-
cherschutz“. „Die Durchsetzung von 
kleinen und mittleren Ansprüchen 
über klassische Kanzleien war bisher 
so teuer, dass kaum ein Verbraucher 
seine Rechte eingefordert hat“, sagt 
Halmer. „Mit unserer Technologie 
und dem Inkasso-Modell senken wir 
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die Kosten soweit, dass es sich end-
lich lohnt, auch kleine Rechtsansprü-
che von Verbrauchern zu verfolgen 
und durchzusetzen.“
Der Berliner Mieterverein (BMV) be-
grüßt das Urteil. Das Angebot von 
wenigermiete.de richtet sich vor al-
lem an Mieter, die beim Auftreten 
des Konflikts keine Rechtsschutz-
versicherung haben. „Wir können 
nachvollziehen, das Ratsuchende 
ohne Rechtsschutz sich zunächst 
auch nach der preisgünstigsten Ver-
sion der Interessenverfolgung umse-
hen“, erklärt BMV-Geschäftsführer 
Reiner Wild. „Wer allerdings recht-
zeitig in den Mieterverein eintritt, 
kann mit dem dann vorhandenen 
Rechtsschutz seine Ansprüche durch-
fechten und zu jedem Zeitpunkt oh-
ne weitere Kosten eine persönliche 
Mietrechtsberatung erhalten“, so 
Wild. 
Jens Sethmann
7
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ulierende Wohnungsmarkt hat versagt“
diverse 
verbraucher­
organisationen 
und Gewerkschaf­
ten haben einen 
Forderungskatalog 
für „bezahlbares 
Wohnen“ erstellt 
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Interessenverbände bezIehe

„der sich selbst reg
13 organisationen, darunter der 
deutsche Mieterbund, der ver­
braucherzentrale bundesverband, 
der deutsche Gewerkschaftsbund 
und der eigentümerverband haus 
& Grund, haben ende letzten Jah­
res ein gemeinsames Positionspa­
pier „bezahlbares Wohnen“ ver­
öffentlicht – mit elf konkreten For­
derungen an die bundesregierung, 
endlich Maßnahmen zur begren­
zung des Wohnkostenanstiegs zu 
ergreifen.

Auch wenn die Organisationen und 
Verbände unterschiedliche Positionen 
vertreten – in einem sind sie sich ei ­
nig: Wohnen muss wieder  bezahlbar 
werden. „Insgesamt entfällt für pri­
vate Haushalte der Hauptanteil der 
Konsumausgaben mit 36 Prozent 
oder durchschnittlich 859 Euro im 
Monat auf den Bereich Wohnen, 
Energie und Wohnungsinstandhal­
tung“, ist in ihrem Positionspapier 
zu lesen. In den Ballungsgebieten 
liege dieser Prozentsatz bereits weit 
höher. In den Großstädten fehlten 
mehr als 1,9 Millionen Wohnungen, 
insbesondere im unteren und mitt­
8

leren Preissegment. Das gefährde 
nicht nur den sozialen Frieden, son­
dern auch die Zukunft des Wirt­
schaftsstandortes Deutschland. 

„Der sich selbst regulierende Woh­
nungsmarkt hat versagt“, so Sebas­
tian Heimann, Bundesgeschäftsfüh­
rer des Deutschen Familienverban­
des. Lukas Siebenkotten, Präsident 
des Deutschen Mieterbundes, erteilt 
der Bundesregierung für ihre woh­
nungs­ und mietenpolitische Arbeit 
die Note „Ungenügend“. Seine Bi­
lanz: „Der Wohnungsneubau kommt 
nicht in Schwung, und der Bestand 
an Sozialwohnungen erreicht  einen 
unGen

r Ibb stelle
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neuen Tiefstand. Notwendige Miet­
rechtsverbesserungen bleiben im An­
satz stecken. Die Mieten erreichen 
Rekordniveau, und immer mehr Mie­
ter haben Angst vor Verdrängung 
und Kündigung.“ 
Der Wohngipfel im Bundeskanzler­
amt am 21. September 2018 habe 
nichts gebracht. Mit kosmetischen 
Reparaturen sei die Krise nicht zu 
lösen. Der Staat sei gefordert, Miet­
erhöhungen zu begrenzen, Miet­ und 
Wohnungseigentumsrecht zu harmo­
nisieren und mehr Bauland auszu­
weisen. Wohnen sei schließlich ein 
Menschenrecht.     Rainer Bratfisch

L Download des 
Positionspapiers:
www.vzbv.de/
sites/default/
files/downloads/
2019/11/12/
2019 _ 11 _ 14 _ 
positionspapier _ 
bezahlbares _ 
wohnen _ 1.pdf
n

MIetzuschuss In sozIalWohn

anträge jetzt bei de
sozialmieter, deren Miete mehr als 
30 Prozent ihres einkommens aus­
macht, können einen Mietzuschuss 
beantragen. seit dem Jahreswech­
sel ist die Investitionsbank berlin 
(Ibb) für die entsprechenden anträ­
ge zuständig.

Bisher hat die Firma „zgs consult“ 
Zuschussanträge entgegengenom­
men. Zum 1. Januar 2020 ging die 
Aufgabe an die IBB über.
Der Mietzuschuss wurde 2016 als 
Reaktion auf das erfolgreiche Mie­
tenvolksbegehren eingeführt. Wenn 
die Bruttowarmmiete mehr als 30 
Prozent des Haushaltseinkommens 
auffrisst, können Mieter von Sozial­

L www.ibb.de/
de/foerderprogram
me/mietzuschuss­
in­sozialwoh
nungen.html

Mietzuschüsse E
 für sozialmieter 

werden seit 
Jahresanfang von 

der Ibb bearbeitet
wohnungen einen Zuschuss beantra­
gen. Auch wenn das Jobcenter oder 
das Sozialamt nach einem Kosten­
senkungsverfahren nicht mehr die 
volle Bruttowarmmiete übernimmt, 
kann man einen Mietzuschuss erhal­
ten. Es gelten Einkommensgrenzen, 
und es werden je nach Personenzahl 
bestimmte Wohnungsgrößen be­
rücksichtigt. Der Zuschuss wird ma­
ximal für zwei Jahre bewilligt, Fol­
geanträge sind möglich.
Die Zahl der Anträge blieb bisher 
weit unter den Erwartungen. Entwe­
der ist das Zuschussprogramm nicht 
bekannt genug oder aber viele Be­
rechtigte scheuen den Aufwand der 
Antragstellung.       Jens Sethmann
MieterMagazin 1+2/2020

http://www.vzbv.de/
http://www.ibb.de/de/foerderprogramme/mietzuschuss-in-sozialwohnungen.html
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nach nur einem 
halben Jahr war 
das Mietshaus für 
ein solidarisches 
Wohnmodell 
gesichert
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Synke Köhle
Die Entmieteten

Berlin 2019
23 Eur
KurMärKIsche strasse 13

Kein Fall für spekul
verkauf an finanzkräftige Investoren 
oder an ein alternatives Wohnpro­
jekt? die erbinnen eines attraktiven 
schöneberger Mietshauses entschie­
den sich für das Wohnprojekt. und 
halfen damit, „ihr“ haus dem spe­
kulativen Wohnungsmarkt zu ent­
ziehen. 

Die weiße Gründerzeitvilla in der 
Kurmärkischen Straße 13, Baujahr 
1875, ist ungewöhnlich – für jene, 
die darin wohnen werden, aber auch 
für den gesamten Kiez im Norden 
Schönebergs: ein denkmalgeschütz­
tes vierstöckiges Bürgerhaus, in der 
Nachbarschaft von Luxusapart ments, 
Startups, Unternehmen wie Zalando, 
aber auch dem Straßenstrich an der 
Kurfürstenstraße um die Ecke. Durch 
entschlossenes gemeinschaftliches 
Handeln konnte es spekulativen Be­
gehrlichkeiten entzogen werden. 
Der Erfolg – darin sind sich alle im 
Haus einig – ist erst einmal  einer ver­
antwortungsvollen Entscheidung 
der einstigen Eigentümerinnen zu 
verdanken. Sie entschlossen sich, 
nicht an private Investoren, sondern 
an engagierte Bewohner, deren Nach­
barn und Freunde zu verkaufen – 
eine kleine Gruppe, die sich rasch 
zusammenfand, als im Februar vo­
rigen Jahres die Nachricht vom be­
vorstehenden Verkauf des  teilweise 
leer stehenden Eckhauses die  Runde 
machte. 
Gemeinsam suchten sie nach Mög­
lichkeiten: Wie könnte es ohne Ei­
genkapital gelingen, ein ernsthafter 
Verhandlungspartner zu sein und 
schließlich ein solventer Vertrags­
partner zu werden? Vier Millionen 
Euro würde der Hauskauf kosten; 1,7 
Millionen müssten danach für eine 
Sanierung aufgebracht werden. Die 
Gruppe gründete den Hausverein 

„Kumi 13“, dachte über eine Erbbau­
pacht nach, holte die Stiftung Edith 
Maryon mit ins Boot – und  wandte 
sich schließlich an das  Mietshäuser 
Syndikat, eine nicht­kommerzielle 
Beteiligungsgesellschaft, die selbst­
organisierte Hausprojekte unter­
stützt und berät. 
MieterMagazin 1+2/2020
Nach nur einem halben Jahr hatte 
der kleine Verein den erforderlichen 
Eigenanteil für einen Bankkredit zu­
sammen – mit Hilfe eingeworbener 
Direktkredite und einem Darlehen 
der Stiftung Edith Maryon. Der Ver­
trag über den Immobilienkauf  wurde 
unterzeichnet und das Haus  wurde 
in den Verbund des Mietshäuser 
Syndikats aufgenommen.
Nun gilt es, die geräumige Villa mit 
Leben zu erfüllen. Dabei sollen nicht 
nur über 1800 Quadratmeter Wohn­
fläche für alternative Familienstruk­
turen und solidarische Lebensmodel­
le hergerichtet werden. Der Verein 
will sich dem Kiez öffnen, einem 
Nachbarschaftszentrum für drei Jahre 
Unterkunft geben und während der 
Sanierungsarbeiten viele Künstler 
aufnehmen, die hier vorübergehend 
Räume als Ateliers nutzen können. 
Ein Konzept, das neugierig macht: 
Der Andrang auf den „Kiezpalast“ 
zum Tag der offenen Tür im Dezem­
ber letzten Jahres war jedenfalls er­
folgversprechend groß.
Rosemarie Mieder
Buchtipp
Fiktion, die keine ist
Das Wort „entmieten“ hat schnell (viel zu schnell?) Eingang 
in den Duden gefunden – als Synonym für „Mieter zum Aus­
zug veranlassen“. Synke Köhler hat dazu ihren Debüt­Roman 
geschrieben. Die Story ist im Kiez am Wasserturm, im Orts­
teil Prenzlauer Berg angesiedelt. Und auch wenn die Marner 
Straße 13 Fiktion ist – das Vorgehen ist längst nicht nur in Ber­
lin gängige Gentrifizierungspraxis: Der Vermieter plant für das 
Haus „umfangreiche Umbaumaßnahmen“, einige Wohnun­
gen sollen vollständig abgerissen werden – für den Bau luxu­
riöser Eigentumswohnungen. Den Mietern, die zum Teil seit 
Jahrzehnten hier wohnen, wird gekündigt. Für viele bricht ei­
ne Welt zusammen – nein, nicht irgendeine, sondern  ihre. 
Dieter Sonntag organisiert den Widerstand der Haus­ und 
Schicksalsgemeinschaft. Wem gehört die Stadt? Wie  wollen 
wir leben? Diese und andere Fragen stellt die Autorin mit viel 
Empathie für die Mieter – kritisch, fundiert, selbstbewusst. 
Sie weiß, wovon sie schreibt, denn sie wohnt in Friedrichs­
hain und ist selbst von Verdrängung bedroht. Auch wenn ei­
nige ihrer Figuren sich mit einer Abfindung zufrieden geben – 
die Chancen der Mieter, ihren Kampf zu gewinnen,  verändern 
sich ständig. Die Hausverwalterin Verena, die die Inter essen 
der Vermieter vor Ort umsetzen muss, ist nicht mehr als eine 
traurige Gestalt. Die die Fäden im Hintergrund ziehen, blei­
ben anonym. Aber Klischees werden immer wieder in  Frage 
gestellt. Das macht das hochaktuelle Buch spannend bis zur 
letzten Seite.
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senatorin lomp-
scher will die 
Umwandlungs-
verordnung um 
weitere fünf Jahre 
verlängern
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Die Berliner Umwandlungsverord-
nung bremst die Umwandlung von 
Miet- in Eigentumswohnungen. 
Aber um das Umwandlungsgesche-
hen wirklich zu stoppen, wäre eine 
Gesetzesänderung auf Bundesebe-
ne erforderlich.

Im Jahr 2018 sind in Berlin 12 800 
Mietwohnungen in Eigentum umge­
wandelt worden. Das sind 21 Pro­
zent weniger als 2017. Ohne die 
Umwandlungsverordnung, die seit 
2015 in den Berliner Milieuschutz­
gebieten die Aufteilung von Miets­
häusern in Einzeleigentum im Grund­
satz unter sagt, sähe es allerdings 
 schlimmer aus. In den Milieuschutz­
gebieten sind 5200 Wohnungen 
umgewandelt worden – ein  Drittel 
weniger als im Vorjahr. „Die Um­
wandlungsverordnung zeigt nach­
haltig Wirkung“, sagt Stadtentwick­
lungssenatorin Katrin Lompscher 
(Linke). Deshalb bereitet ihre Ver­
waltung die Verlängerung der zu­
nächst auf fünf  Jahre begrenzten 
Verordnung bis 2025 vor.

UMwAnDlUnG in EiGEntUM

Ausnahme in der V
10
Dass in den mittlerweile 58 Milieu­
schutzgebieten, in denen 887 000 
Menschen wohnen, überhaupt Woh­
nungen umgewandelt werden kön­
nen, liegt an einer gesetzlichen Aus­
nahme: Die Bezirksämter müssen ei­
ne Umwandlung genehmigen, wenn
der Eigentümer sich verpflichtet, die 
Wohnungen sieben Jahre lang nur 
an die Mieter zu verkaufen. „In sehr 
vielen dieser Fälle kaufen die Eigen­
geld ist kei
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ümer die Mieter dann heraus und 
ermieten an einen kaufwilligen 
aushalt mit hohem Einkommen“, 
at der Geschäftsführer des Berliner 
ietervereins (BMV), Reiner Wild, 

eobachtet. Das Ziel des Milieuschut­
es wird damit unterlaufen. Der BMV 
rdert deshalb die Bundesregierung 

uf, diese Ausnahmeregelung zu 
treichen.
ens Sethmann

L Monitoring über 
die Anwendung 
der Umwand­
lungsverordnung:
www.stadtent
wicklung.berlin.de/
staedtebau/foerder
programme/
stadterneuerung/
soziale _ erhaltungs
gebiete/umwand
lungsverordnung.
shtml 
ne lösung
Der Kompromiss zum Klimaschutz-
Paket droht die Mieter einseitig zu 
belasten. Der angekündigte Zu-
schuss zum wohngeld kann die 
Mehrbelastung nicht ausgleichen 
und erreicht ohnehin nur einen klei-
nen teil der Mieterhaushalte.

KliMAschUtZ-PAKEt

Zuschuss zum wohn
Der cO2-Zuschuss 
zum wohngeld ist 

für das Gros der 
Mieter keine hilfe

L Überprüfung 
des Wohngeld­
anspruchs mit dem 
Wohngeldrechner 
der Senatsver­
waltung:
www.stadtent
wicklung.berlin.de/
wohnen/wohngeld
Bund und Länder haben sich darauf 
geeinigt, den Preis für den Ausstoß 
einer Tonne CO2 von 10 auf 25 Euro 
zu erhöhen. Das ist ein Anreiz zu kli­
maschonenderem Verhalten, greift 
aber bei Mietwohnhäusern nicht. 
Vermieter werden nicht motiviert, 
etwa eine effizientere Heizungsanla­
ge einzubauen, denn den CO2­Preis 
zahlen allein die Mieter über die 
Heizkostenabrechnung. „Im Miet­
wohnungsbereich hat ein CO2­Preis 
keinerlei Lenkungswirkung“, sagt 
Lukas Siebenkotten, Präsident des 
Deutschen Mieterbundes (DMB), 

„Korrekturen sind dringend erforder­
lich.“
Im Oktober hat die Bundesregierung 
ein Wohngeld­CO2­Bepreisungsent­
lastungsgesetz vorgelegt: Ausge­
hend vom seinerzeit noch geplanten 
CO2­Preis von 10 Euro pro Tonne 
sollte das Wohngeldvolumen um 10 
Prozent erhöht werden. „Bei einem 
CO2­Preis von 25 Euro pro Tonne ab 
dem Jahr 2021 muss das Wohngeld 
entsprechend um 25 Prozent erhöht 
werden“, fordert Siebenkotten. 
Weil damit aber nur die wohngeld­
berechtigten Haushalte erreicht wer­
den, fordern der DMB und der Berli­
ner Mieterverein (BMV) eine grund­
sätzliche Änderung der Betriebskos­
tenverordnung. „Die Kosten aus der 
CO2­Steuer müs sen beim Vermie­
ter verbleiben und dürfen nicht den 
umlegbaren Brennstoffkosten zuge­
schlagen werden“, erklärt BMV­Ge­
schäftsführer Reiner Wild.
Jens Sethmann
MieterMagazin 1+2/2020

http://www.stadtentwicklung.berlin.de/staedtebau/foerderprogramme/stadterneuerung/soziale_erhaltungsgebiete/umwandlungsverordnung.shtml
http://www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/wohngeld/diwo.shtml
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Ein neuköllner Mietshaus wird bei 
einer Auktion angeboten. Es soll den 
streit beenden, die der Privatvermie-
ter über Jahre mit den Bewohnern 
hat. Dabei ist er dem Milieuschutz 
geschickt zuvorgekommen. 

Vom geplanten Verkauf ihres Wohn­
hauses erfuhren die Mieter der Bod­
dinstraße 20 durch zwei Blätter, die 
jemand an ihre Haustür geheftet 
hatte: Eine Kapitalanlage mit Poten­
zial wird darauf angeboten. Für ein 
Mindestgebot von 6 800 000 Euro 
wird der 5­geschossige Berliner Alt­
bau auf einer Auktion angeboten: 
24 Wohnungen im Vorder­ und Gar­
tenhaus plus ausbaufähiges Dachge­
schoss und Lagerräume im Souter­
rain, Baujahr 1909. 

„Für uns war es ein Schock“, erklärt 
eine Bewohnerin, „obwohl wir von 
unserem Vermieter ja so einiges ge­
wohnt sind.“ Der hatte das Haus zu 
Beginn der 2000er Jahre für einen 
Bruchteil der nun geforderten Sum­
me in einer Zwangsversteigerung 
gekauft. Investiert wurde in den zu­
rückliegenden fast 20  Jahren so gut 
wie nichts. Nur widerwillig seien not­
wendigste Reparaturen ausgeführt 
worden, berichten Mieter. Das sieht 
man dem Haus an: Die Fassade brö­
ckelt, die Träger der Balkone müssen 
gegen Rost behandelt werden, und 
auch das Treppenhaus hat eine Re­
novierung dringend nötig. Statt In­
standsetzungsarbeiten durchzufüh­
ren, erhielten die Mieter Ende 2015 
eine Modernisierungsankündigung.

„Unprofessionell, unkonkret und 
rechtlich nicht haltbar“, nennt 
Rechtsanwältin Petra Goebel diese 
Ankündigung: „Ich habe inzwischen 
etliche Mieter vor Gericht vertreten, 
und sie haben bisher immer Recht 
bekommen.“ Zum Beispiel, weil Kos­
ten viel zu hoch angesetzt waren. 
Bei der Gelegenheit habe man auch 
erfahren, dass der Eigentümer noch 
Ende 2015 das Haus in Eigentums­
wohnungen aufgeteilt hat,  berichtet 
eine Mieterin – das war  unmittel bar 

BODDinstrAssE 20

Milieuschutz  
zu spät
MieterMagazin 1+2/2020
bevor der Kiez um die  Boddinstraße 
zum Milieuschutzgebiet erklärt wur­
de. Die Aufteilung sei  rechtskräftig, 
erfuhren die Bewohner auf  ihre An­
frage beim Bezirksamt Neukölln. 
Letzteres sei mit dem Vermieter viel 
zu nachsichtig umgegangen, befin­
den heute die Mieter in der Boddin­
straße 20. So wurde immer wieder 
einer Verlängerung für  notwendige 
Sanierungsarbeiten zugestimmt, 
und es blieb bisher folgenlos, dass 
auch der Termin für die bezirklich 
angeordnete Fassadenreparatur ver­
strichen ist. „Wir sind ein Beispiel 
dafür, wie der Milieuschutz versagt“, 
erklärt eine Mieterin. Wilhelm Lau­
mann von der Neuköllner Bezirkslei­
tung des Berliner Mietervereins kann 
ihr nur Recht geben.  Altfälle wie in 
der Boddinstraße lie ßen sich mit dem 
jetzigen Gesetz nicht einfangen, er­
klärt er. 
Allerdings sind auch dem neuen Ei­
gentümer durchaus Grenzen der Ver­
wertung gesetzt. Und er werde sich 
einer entschlossenen Mietergemein­
schaft gegenübersehen, so die Be­
wohner: „Wir werden uns gegen 
rücksichtslose Verwertung auf jeden 
Fall wehren.“     
Rosemarie Mieder
Buchtipp
Alternativen zur Mietenpolitik
In den Jahren von 2008 bis 2018 sind die Angebotsmie­
ten in den fünf größten deutschen Städten durchschnitt­
lich um 50 Prozent gestiegen, in Berlin sogar um 104 
Prozent. Der Berliner Sozialwissenschaftler Andrej Holm 
und Claus Schreer vom Institut für sozial­ökologische 
Wirtschaftsforschung erliegen nicht der Versuchung des 
bloßen Lamentierens. Die allgemeine Misere hat kon­
krete Ursachen, die Mietpreis­Explosion ist Ergebnis der 
deutschen Mietgesetzgebung. Wer in den aktuellen po­
litischen Debatten mitreden will, findet hier kurz und 
knapp die dafür notwendigen Zahlen, Fakten und Argu­
mente. Die Autoren weisen zum Beispiel nach, dass der 
Staat über die Steuervergünstigungen den gesamten pri­
vaten Wohnungsbau finanziert. Die Schlussfolgerungen 
im letzten Kapitel enthalten keine Ratschläge für Schön­
heitsreparaturen an der Marktwirtschaft, sondern sind 
ein Plädoyer für eine grundlegende Wende in der Woh­
nungspolitik, für drastische Eingriffe in die profitorien­
tierte Verwertung des Grund­ und Hausbesitzes. Das 
Fazit der Autoren: „Eine soziale Wohnversorgung muss 
daher immer gegen private Gewinninteressen durchge­
setzt werden.“
rb

Andrej Holm, 
Claus Schreer: 

Mietpreis­Explosion 
und Wohnungsnot­

stand – Ursachen 
und  Alternativen. 

München 2019. 
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Die Berliner praxis des 
Wohnungstauschs zeigt 

ein deutliches Gefälle bei 
nachgefragten und angebo-

tenen Wohnungsgrößen

s WohnunGstausch-MoDEll

der Erfolg

Das Recht auf Wohnungstausch, 
wie es die Grünen seit Kurzem bun-
desweit fordern, gibt es bei den Ber-
liner landeseigenen Wohnungsbau-
gesellschaften schon. Ein durch-
schlagender Erfolg ist es allerdings 
bisher nicht. Das liegt auch daran, 
dass sich viel mehr Mieter räumlich 
vergrößern statt verkleinern wollen. 

Auf ihrem Bundesparteitag im letz-
ten Jahr beschlossen die Grünen, 
sich für ein Recht auf Tausch von 
bestehenden Mietverträgen einzu-
setzen. Zunächst solle das für Woh-
nungsbaugesellschaften gelten. So 
könnten etwa alleinstehende Ältere 
eine zu groß gewordene Wohnung 
mit einer jungen Familie tauschen, 
die dringend mehr Platz benötigt, 
begründete der Grünen-Bundesvor-
sitzende Robert Habeck die Initiati-
ve. Der Tauschpartner könne dann 
in den Mietvertrag des anderen ein-
steigen, ohne die oft deutlich höhe-
re Neuvermietungsmiete zu zahlen. 
Bereits im September 2018 gingen 
die Berliner landeseigenen Unter-

GRünE foRDERn BunDEsWEitE

Kein durchschlagen
12

„Mieterhöhungen 
werden nach dem 

neuen Maßstab 
nur geringfügig 

gedämpft“: 
DMB-präsident 

siebenkotten
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nehmen mit einem eigenen Online-
Wohnungstauschportal an den Start, 
das sich an die rund 300 000 Mieter 
bei Degewo, Gesobau, Gewobag, 
Howoge, Stadt und Land und WBM 
richtet. Dort kann unkompliziert so-
wohl im Kiez als auch quer durch die 
Stadt von einer Gesellschaft in eine 
andere getauscht werden. In den 
ersten 12 Monaten wurden auch 
rund 3800 Wohnungen in das Por-
tal eingestellt. 

Ill Ju
zeitraum n
„Allerdings kommen dabei auf einen 
Mieter, der sich verkleinern will, vier 
Anfragen nach einer größeren Woh-
nung“, erklärt David Eberhart, Pres-
sesprecher des Verbandes Berlin-
Brandenburgischer Wohnungsun-
ternehmen (BBU). 140  Mietparteien 
haben nach Angaben des BBU bis 
Ende Oktober vergangenen Jahres 
tatsächlich einen Wohnungstausch 
vollzogen – kein durchschlagender 
Erfolg.               Rosemarie Mieder
och immer unzureichend

Der Bundestag hat ein Gesetz be-
schlossen, mit dem der Betrach-
tungszeitraum bei der Erstellung 
von Mietspiegeln auf sechs Jahre 
verlängert wird. Der Deutsche Mie-
terbund (DMB) hält das für zu kurz 
gegriffen.

MiEtspiEGEl 

DMB: Betrachtungs

Für die Erstellung eines Mietspiegels 
wurden bisher nur Mieten berück-
sichtigt, die in den vorangegange-
nen vier Jahren erhöht oder neu fest-
gelegt wurden. Damit bilden nur 
die tendenziell höheren Mieten der 
jüngsten Vergangenheit den Wert, 
der als ortsübliche Vergleichsmiete 
gilt. Auf angespannten Wohnungs-
märkten wie in Berlin erhöht diese 
Methode den Druck auf die Mieten.
Bei künftigen Mietspiegeln wird der 
Betrachtungszeitraum von vier auf 
sechs Jahre ausgedehnt. Damit flie-
ßen mehr der nicht frisch erhöhten 
Mieten in die Berechnung ein. 
„Die Verlängerung des Betrachtungs-
zeitraums ist dem Grunde nach rich-
tig“, erklärt DMB-Präsident Lukas 
Siebenkotten, „Mieterhöhungen in 
bestehenden Mietverhältnissen kön-
nen so gedämpft werden, aber nur 
geringfügig.“ Notwendig wäre  eine 
Verlängerung des Betrachtungszeit-
raums auf mindestens zehn Jahre. Ei-
gentlich müssten zur Berechnung der 
ortsüblichen Vergleichsmiete  alle 
Mieten einbezogen werden – so 
der DMB.
Die Bundesregierung hat davon ab-
gesehen, die Gültigkeit von Miet-
spiegeln von zwei auf drei Jahre zu 
verlängern, wie im Koa litionsvertrag 
 vereinbart. Auch fehlen immer noch 
 rechtlich verbindliche Standards zur 
Erstellung von Mietspiegeln.  Diese 
könnten den Mietspiegel stärken und 
gerichtliche Auseinandersetzungen 
vermeiden 
Jens Sethmann 
MieterMagazin 1+2/2020
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im Blickfeld des 
10.  sozialgipfels 
standen die Woh-
nungssuchenden, 
die aufgrund ih-
  res persönlichen, 
zum Beispiel 
gesundheitlichen 
hintergrunds 
benachteiligt sind

Fo
to

: C
hr

is
ti

an
 M

uh
rb

ec
k

Menschen im höheren lebensalter, 
mit Behinderung und Geflüchtete 
stehen bei der Wohnungssuche vor 
besonders gravierenden problemen. 
Der 10. sozialgipfel, veranstaltet 
von Gewerkschaften und sozialver-
bänden und dem Berliner Mieter-
verein, hatte deshalb sein Motto 
„Wohnen für alle“ mit einem ausru-
fe- und einem fragezeichen verse-
hen. Bei neubauten soll inzwischen 
jede zweite Wohnung barrierefrei 
sein. Gleichwohl reicht das ange-
bot bei Weitem nicht aus.

Auch wenn Ingo Malter, Geschäfts-
führer der Stadt und Land Wohnbau-
ten-Gesellschaft mbH, nicht von ei-
ner Wohnungsnot, sondern besten-
falls von einer Wohnungsknappheit 
sprechen wollte – die zum Teil sehr 
emotional geführte Diskussion beim 
Jubiläums-Sozialgipfel im Haus der 
IG Metall zeigte, dass dringender 
Handlungsbedarf besteht, um das in 
der Berliner Landesverfassung ga-
rantierte Recht auf angemessenen 
Wohnraum in die Praxis umzuset-
zen. Schließlich leben allein 631 000 
Menschen mit Behinderung in der 
Stadt. Und ihr Anteil wächst. 
Stadtentwicklungssenatorin Katrin 
Lompscher musste zugeben, dass 
bei der angespannten Wohnungs-
marktsituation häufig Angebot und 
Bedarf nicht zusammenkommen. So 
ist zwar die Zahl der vorhandenen 
Wohnungen für gesellschaftlich be-
nachteiligte Gruppen bekannt, nicht 
jedoch der tatsächliche Bedarf, denn 
es gibt keine entsprechenden statis-
tischen Erhebungen. Christine Brau-
nert-Rümenapf, Landesbeauftrag -
te für Menschen mit Behinderung, 
schätzt, dass zurzeit in Berlin allein 
41 000 barrierefreie Wohnungen 
fehlen. 
Reiner Wild, Geschäftsführer des 
Berliner Mietervereins,  forderte, 
dass insbesondere private Woh-
nungseigentümer mehr behinder-
tengerechte Wohnungen bereitstel-
len. Dringend muss eine zentrale Da -
tenbank für rollstuhlgerechte, bar -
rierearme und barrierefreie Woh-

sozialGipfEl

Eine lobby für die s
MieterMagazin 1+2/2020
nungen aufgebaut werden. Um der 
Diskriminierung von Geflüchteten 
einen Riegel vorzuschieben, sollten 
Bewerbungen für Wohnungen ano-
nymisiert erfolgen. 
Weitere Forderungen des Sozial-
gipfels: effektive Kontrolle der Be-
legungsbindung, Mieterschutz beim 
Rückbau barrierefreier Wohnungen 
und vor allem der Erhalt und die 
 Erweiterung des Bestandes an So-
zialwohnungen. Die Schwachen der 
Gesellschaft brauchen eine starke 
 Lobby.                  Rainer Bratfisch
Buchtipp
flanieren im skandinavischen Viertel
Nach dem Roman „Skandinavisches Viertel“, der die Aktivi-
täten eines selbst ernannten  Anti-Gentrifizierungs-Maklers 
erzählt, der Neureiche aus seinem Kiez verbannen will, lädt 
Torsten Schulz seine Leser jetzt als Flaneur zu einem ent-
spannten Spaziergang durch das Skandinavische Viertel 
ein. Er kennt das Viertel am äußersten westlichen Rand von 
Prenzlauer Berg noch aus Zeiten, in der die Mauer hier Ost 
und West trennte. Den später legendären Grenzübergang 
Bornholmer Straße „ziert“ heute kein Denkmal, sondern ein 
Supermarkt, und überhaupt wirkt das Viertel, das 1907 allein 
durch einige Straßenumbenennungen „nordisch“ wurde, im-
mer ein bisschen wie aus der Zeit gefallen. Nirgendwo ist Ber-
lin „östlicher“ als in den beiden Kleingartenanlagen an der 
Bornholmer Straße oder bei den Veranstaltungen des Ver-
eins Helle Panke. Trotzdem: Ein DDR-Museum ist das Vier-
tel nicht, in den Straßencafés mischt sich, was sowieso bereits 
zusammenwohnt. In Episoden blitzt brennglasgleich der All-
tag der Vorwendezeit auf. Auch der Film „Solo Sunny“ spielte 
hier. Die Kleingartenanlagen haben Bestandsschutz bis 2030, 
das Umfeld verändert sich permanent. Aber: „Die Geschich-
te ist nicht tot“, beendet der Autor sein sympathisches Büch-
lein. Das Viertel lebt.
rb

Torsten Schulz: 
Mein Skandina­
visches Viertel. 

Berlin 2019. 
12 Euro
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In Berlin werden so viele
Wohnungen gebaut wie seit
zwei Jahrzehnten nicht mehr
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Berlin braucht schnell mehr 
Wohnraum, vor allem bezahlbare 
Mietwohnungen. Die lassen sich 
nicht kurzerhand aus dem Boden 
stampfen. Auch wenn Stadtent-
wicklungssenatorin Katrin Lomp-
scher oft als „Bauverhinderungs-
senatorin“ geschmäht wird: In 
der Stadt werden mittlerweile so 
viele Wohnungen gebaut wie seit 
1997 nicht mehr. Und das, ob -
wohl die  Rahmenbedingungen 
im Moment nur  durchwachsen 
sind. Zwar ist Baugeld billig, aber 
die Bauwirtschaft kann die Auf-
tragsflut kaum bewältigen und es 
mangelt an preiswerten Grund-
stücken. Diese  Neubauzahlen 
dürfen auch nicht darüber hin-
wegtäuschen, dass der  Neubau 
den alltäglichen Verlust an be-
zahl baren Wohnungen nicht 
kompensiert.

ls das Amt für Statistik Berlin-
Bran denburg meldete, dass sich 

nach den ersten drei Quartalen des 
Jahres 2019 eine sinkende Zahl an 
Baugenehmigungen abzeichnet, war 
sich die Immobilienwirtschaft gleich 
ei nig: Schuld sei der Mietendeckel. 
Der ist zwar noch gar nicht in Kraft 
und gilt ohnehin nicht für Neubau-
ten, doch ein Sündenbock war ge-
funden. Gegen die Wohnungsnot 
helfe nur „bauen, bauen, bauen“ 
und durch den Mietendeckel entste-
he keine einzige Wohnung – das be-
tonen die Wohnungswirtschaftsver-
bände immer wieder.
Es hat jedoch niemand behauptet, 
der Mietendeckel lasse neue Woh-
nungen entstehen oder sei die Lö-
sung aller Wohnungsmarktprobleme. 
Die Berliner SPD hat für den Senat 

A
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F Neubaupro-
jekte in Berlin: 
Nachverdichtung 
in der Gropius-
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die Losung „Bauen, kaufen, deckeln“ 
ausgegeben. Der Wohnungsbau ist 
demnach die Hauptaufgabe, um 
den Wohnraummangel zu beheben. 
Weil es aber ein paar Jahre braucht, 
bis neue Wohnungen geplant, ge-
baut und bezogen werden, werden 
die Mieten als eine Sofortmaßnah-
me gedeckelt, um die Mieter vom 
akuten Druck zu entlasten.  Daneben 
bemüht sich der Senat um den An-
kauf von Wohnungsbeständen durch 
die landeseigenen Wohnungsbau-
gesellschaften, um den Anteil der 
Wohnungen zu vergrößern, die in 
Berlin dauerhaft im Sinne des Ge-
meinwohls vermietet und bewirt-
schaftet werden.
Der Neubau wird also nicht vernach-
lässigt. Im Stadtentwicklungsplan 
(StEP) Wohnen 2030 nimmt er eine 
zentrale Rolle ein. Der im Sommer 
2019 verabschiedete Plan hat das 
Ziel, bis 2030 wieder einen ausge-
glichenen Wohnungsmarkt zu be-
kommen.
Bis dahin braucht Berlin 194 000 zu-
sätzliche Wohnungen, davon 77 000, 
um den aktuellen Mangel zu beseiti-
gen, und 117 000, um den  Bedarf 
von Zuzüglern zu decken. Im StEP 
Wohnen sind Flächen  ausge   wiesen, 
auf denen 199 000 neue Wohnun-
gen gebaut werden können. Die 
Hälfte soll von  gemeinwohl  orien-
tierten Unternehmen gebaut wer-
den, also vor allem von den landes-
eigenen Wohnungsbaugesellschaf-
ten und den Genossenschaften. 
157 000 Wohnungen sind in größe-
ren Projek ten geplant, unter ande-
MieterMagazin 1+2/2020
rem in 14 neuen Stadtquartieren – 
zum Beispiel Gartenfeld, Blanken-
burger Sü den oder der Güterbahn-
hof Köpenick – und in 32 zu ver-
dichtenden Siedlungen. Dazu gehö-
ren vor allem locker bebaute Wohn-
anlagen aus den 50er bis 70er Jah-

14 neue  
Stadtquartiere

ren wie Friedrichshain-West, Plän-
terwald, das  Heinrich-Heine-Viertel, 
die Schiller höhe oder die Gropius-
stadt. Die Vorhaben sind danach 
eingestuft, ob sie kurz-, mittel- oder 
langfristig realisierbar sind.
Weitere 42 000 Wohnungen sollen 
kleinteilig entstehen, etwa durch Lü-
ckenbebauung, Aufstockung oder 
Dachgeschossausbau. Für  diese 
Kleinmaßnahmen mit bis zu 50 
Wohnungen stützt sich die Planung 
auf Fortschreibung der bisherigen 
Zahlen. Das Amt für Statistik Berlin-
Brandenburg hat in den vergange-
nen Jahren jeweils rund 3000 Woh-
nungen gezählt, die so entstanden 
sind. Es wird angenommen, dass 
dieser Zuwachs auch in den kom-
menden Jahren konstant bleibt.
Im Jahr 2018 sind in Berlin laut Amt 
für Statistik insgesamt 16 706 neue 
Wohnungen entstanden. Das sind 
1037 Wohnungen  beziehungsweise 
6,6 Prozent mehr als 2017 und so 
viele wie zuletzt 1997. Im Neubau 
wurden 14 463 Wohnungen fertig-
gestellt, 12,9 Prozent mehr als im 
Vorjahr. Die übrigen 2243 Wohnun-
gen sind durch Aus- und Umbauten 
entstanden.
Vorbild Hamburg?
Wer das Berliner Neubautempo kri-
tisiert, verweist oft auf Hamburg, wo 
es angeblich schneller klappt. Einer 
genaueren Betrachtung hält diese 
These allerdings nicht stand, auch 
wenn der neue Hamburger Miet-
spiegel erfreulich klingt: Der durch-
schnittliche Anstieg der Mieten in-
nerhalb von zwei Jahren fiel mit 2,6 
Prozent nur halb so hoch aus wie in 
Berlin. Allerdings auf deutlich höhe-
rem Niveau: In Hamburg liegt die 
Mietspiegelmiete im Durchschnitt 
bei 8,66 Euro pro Quadratmeter, in 
Berlin bei 6,72 Euro. 
Der rot-grüne Senat der Hansestadt 
führt den verlangsamten Mietenan-
stieg vor allem auf seine Anstren-
gungen im Wohnungsbau zurück. 
Seit 2011 haben die dortigen Bau-
behörden jährlich 6000  Wohnungen 
genehmigt, davon 2000  gefördert. 
2016 wurde das Jahresziel auf 
10 000 hochgeschraubt, davon sol-
len 3000 als Sozialwohnungen ent-
stehen. Diese Zahlen wurden auch 
erreicht. Allerdings gehen auch in 
Hamburg die Baugenehmigungszah-
len seit 2018 zurück. 
Im Vergleich zu Berlin ist Hamburg 
beim Neubau allerdings nicht mehr 
so überragend. Die Baugenehmi-
gungszahlen liegen in beiden Städ-
ten im Verhältnis zur Einwohnerzahl 
seit 2014 gleichauf. Auch bei den 
Fertigstellungen reicht Berlin seit 
2016 fast an das Hamburger Niveau 
heran.
15
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TiTel
L Informationen  
über die Woh-
nungsbaupolitik 
der Senatsver-
waltung für 
Stadtentwicklung 
und Wohnen:
www.stadtent
wicklung.berlin.
de/wohnen/
wohnungsbau/

Wichtig ist, wie viel Wohnraum im 
für einen breiten Nachfragerkreis 
bezahlbaren Segment entsteht. An 
Eigentumswohnungen und teuren 
Mietwohnungen besteht bekannt-
lich kein Mangel. Die öffentlichen 
Bauherren, also ganz überwiegend 
die städtischen Wohnungsunterneh-
men, haben im Jahr 2018 2735 
Wohnungen fertiggestellt. Das ist 
ungefähr jede sechste Neubauwoh-
nung. 
Die Städtischen sind vom Senat 
dauerhaft zu einer sozialen Vermie-
tungspraxis verpflichtet. Sie haben 
bisher auch die allermeisten der ge-
förderten Sozialwohnungen errich-
tet. Je nach Fördermodell werden 
diese Wohnungen zu Nettokaltmie-
ten von 6,50 Euro oder 8,20 Euro 
pro Quadratmeter vermietet. Seit 
Wiedereinführung der Neubauförde-
16
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rung im Jahr 2014 konnten bis ein-
schließlich 2019 insgesamt 11 728 
Wohnungen durch das Land Berlin 
gefördert werden. Davon sind 2859 
Wohnungen bis Ende Oktober 2019 
bezugsfertig geworden. Wegen ei-
ner Umstellung im Fördersystem 
wurde im Jahr 2019 die Förderung 
von nur 1778 Wohnungen bewilligt. 
Um das selbstgesteckte Pensum zu 
erfüllen, stellt der Senat in diesem 
Jahr Fördermittel für 6722 Wohnun-
gen bereit. „Es wird deutlich, dass 
die Anstrengungen in diesem Jahr 
nochmals erhöht werden müssen“, 
sagt  Stadtentwicklungssenatorin 
Katrin Lompscher (Linke). „Mit dem 
neuen Förderprogramm haben wir 
attraktive Rahmenbedingungen ge-
schaffen, insofern bin ich zuversicht-
lich, dass wir das gesteckte Ziel er-
reichen werden.“
Wohnungsunternehmen klagen, 
selbst wenn sie Fördergelder ver-
schmähen, über die Baupolitik des 
Senats. Großes Aufsehen haben der 
Beamtenwohnungsverein zu Köpe-
nick (BWV) und die Gemeinnützige 
Baugenossenschaft Steglitz erregt, 

Problem seit Jahren:  
der Baustau

als sie im November erklärten, sich 
wegen des Mietendeckels vom Bau-
vorhaben auf den Buckower Feldern 
zurückzuziehen. Die a ngestrebten 
120 Wohnungen wollten sie zu-
nächst zu 30 Prozent mit Eigenkapi tal 
finanzieren. Aufgrund der künf tigen 
Mietenbeschränkung  könne  dieses 
Geld jedoch nicht aufgebracht wer-
den. 
Die Bebauung der Buckower Felder 
ist durch diesen Rückzug nun aber 
keineswegs gefährdet. Zurzeit läuft 
ein Konzeptverfahren. 700 der ins-
gesamt geplanten 900 Wohnungen 
wird die landeseigene Wohnungs-
baugesellschaft Stadt und Land 
bauen, für die übrigen Wohnungen 
sind noch zehn gemeinwohlorien-
tierte Interessenten im Rennen – 
auch Genossenschaften.
Auch der Wohnungskonzern Deut-
sche Wohnen hat erklärt, wegen 
des kommenden Mietendeckels  alle 
geplanten Neubauinvestitionen in 
Berlin zu überprüfen. Der Neubau 
gehört allerdings auch nicht zum 
Kerngeschäft der Deutsche Woh-
nen. Der börsennotierte Immobi-
liengigant, dem in Berlin 110 000 
Wohnungen gehören, hat hierzu-
lande in den letzten fünf Jahren nicht 
„Das bisherige Vorgehen des Senats 
konnte offenbar dazu führen, dass 
der Mietenanstieg sich  verlangsamt 
hat“, sagt Siegmund Chychla, Vor-
sitzender des Mietervereins zu Ham -
burg. „Trotzdem gibt es keinen 
Grund zur Entwarnung: Der An-
stieg der Mieten führt dazu, dass 
Haushalte mit niedrigem und mitt-
lerem Einkommen nach wie vor 
große Probleme auf dem Woh-
nungsmarkt haben“, so Chychla. 
Das Neubauprogramm des Senats 
führe nicht zu mehr bezahlbaren 
Wohnungen. Teilweise wird sogar 
bezahlbarer Wohnraum abgerissen, 
um dafür teureren Wohnraum zu 
errichten. Der Hamburger Mieter-
verein fordert unter anderem, die 
Kein Grund zur 
Entwarnung in 
Hamburg: Der Be- 
stand günstiger 
Wohnungen 
schmilzt auch in 
der HafenstadtFo
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Zahl der neu zu bauenden Sozial-
wohnungen zu verdoppeln. Die bis-
herigen 3000 geförderten Neubau-
wohnungen pro Jahr können das 
Schrumpfen des Sozialwohnungs-
bestandes nicht ausgleichen.      js
MieterMagazin 1+2/2020
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F Dachgeschoss-
ausbau in 
Frie   drichshain, 
Neubaukomplex 
Europacity, 
 Lückenbebauung 
in  Prenzlauer Berg, 
Neubaufläche 
Blankenburg Süd
einmal 100 neue Wohnungen gebaut. 
An den langwierigen Genehmigungs-
verfahren der bezirklichen Stadtpla-
nungsämter liegt es nicht allein, dass 
so wenig Wohnungen gebaut werden. 
Seit Jahren wächst der sogenannte 
Baustau. Es werden weit mehr Woh-
nungen genehmigt als gebaut. Ende 
2018 gab es in Berlin 64 000 Woh-
nungen, deren Bau zwar  genehmigt, 
aber nicht fertiggestellt wurde. Ein 
Jahr zuvor waren es noch 59 000 
Wohnungen. In Berlin ist  die ses Miss -
verhältnis im bundesweiten  Vergleich 
am größten. Insgesamt gibt es in 
Deutschland einen Baustau von 
693 000 Wohnungen. Diese Zahl hat 
sich in den letzten zehn Jahren mehr 
MieterMagazin 1+2/2020

Neubau an der
Hellersdorfer
Schkeuditzer

Straße mit stan-
dardisierten

Modulen
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als verdoppelt. Ganz offensichtlich 
wird mit baureifen Grundstücken spe-
kuliert. Bauflächen mit einem geneh-
migten Bauvorhaben sind deutlich 
wertvoller als reine  Brachgrundstücke. 
Und sie gewinnen bei der jetzigen 
Marktlage von ganz allein an Wert, 
ohne dass jemand etwas  investieren 
müsste.
Um diese Spekulation unattraktiv zu 
machen, hat die Bundesregierung 
bei der Neuregelung der  Grundsteuer 
die Grundsteuer C eingeführt: Den 
Städten und Gemeinden wird künf-
tig ermöglicht, für baureife, aber 
unbebaute Grundstücke einen hö-
heren Hebesatz festzulegen. Damit 
verteuert man das Horten von Bau-
land und gibt einen finanziellen An-
reiz, Grundstücke tatsächlich zu be-
bauen. Schnelle Verbesserungen 
sind aber nicht zu erwarten, denn 
die neue Grundsteuer wird erst ab 
2025 wirksam.
Mit dem gleichen Ziel hat der Berli-
ner Senat im Jahr 2018 die Bauord-
nung geändert: Baugenehmigungen 
und Bauvorbescheide sind nur noch 
 
 
 

 

In Serie und in die Höhe
Auf der Suche nach schnellen und 
kostengünstigen Baumethoden wur-
de das Prinzip Plattenbau neu ent-
deckt. Als erster neuer Typenbau 
der landeseigenen Stadt und Land 
entstand in der Schkeuditzer Straße 
in Hellersdorf ein sechsgeschossiges 
Haus mit 165 Wohnungen. Das neu 
entwi ckelte Systemhaus besteht aus 
standardisier ten Modulen, die auf 
der Baustelle einfach zusammenge-

setzt werden. Die Stadt und Land 
versichert, dass es keinen Qualitäts-
unterschied gegenüber Wohnungen 
in konventionell gebauten Mehrfa-
milienhäusern gibt. Die Wohnungen 
haben offene Küchen, Fußbodenhei-
zung, Balkone oder Ter rassen und 
einen Aufzug. Die  Wohnungsgrößen 
variieren zwischen einem und fünf 
Zimmern. Damit soll die Gleichförmig-
keit, die dem alten Plattenbau nach-
gesagt wird, vermieden werden. Die 
Hälfte der Wohnungen ist  öffentlich 
gefördert und wird zu Anfangsmie-
ten von 6,50 Euro pro Quadratme-
ter vermietet. „Wir prüfen aktuell 
auf drei weiteren Grundstücken im 
Bezirk Marzahn-Hellersdorf Woh-
nungsneubau nach dem Konzept 
des Typenhauses“, erklärt Stadt-und-
Land-Sprecherin Anja Libramm. 
Dass man in Serie schnell und güns-
tig bauen kann, hat Berlin mit den 
Modularen Unterkünften für Flücht-
linge (MUF) vorgemacht. An zehn 
Standorten wurden ab 2016 dauer-
hafte Gebäude für je 450 Geflüch-
tete errichtet. Die Häuser haben 
die gleichen Typengrundrisse und 
wurden aus Betonfertigteilen zu-
sammengesetzt. Es gibt Einzel- und 
Doppelzimmer mit Gemeinschafts-
küchen und -bädern sowie abge-
schlossene Wohnungen. Wenn die 
Gebäude nicht mehr für die akute 
Unterbringung von Asylsuchenden 
benötigt werden, können sie ohne 
weiteres als Studentenwohnheim 
dienen oder mit wenig Aufwand zu 
Wohnungen umgebaut werden. Die 
Häuser sind auf eine Lebensdau-
er von 80 Jahren ausgelegt und se-
hen auch nicht aus wie billige Provi-
sorien. Aus Kostengründen wird auf 
Balkone, Aufzüge und eine Unter-
kellerung verzichtet. Mit weniger 
17
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zwei statt drei Jahre gültig und ver-
fallen, wenn der Bau nach sechs Jah-
ren nicht fertiggestellt wurde.
Aber auch Kapazitätsengpässe der 
Bauwirtschaft verhindern einen 
schnellen Wohnungsbau. Die Betrie-
be schieben einen Berg angenom-
mener Aufträge vor sich her: Nach 
Angaben des Statistischen Bundes-
amts warten aktuell Wohnungsbau-
Aufträge im Wert von rund 9,1 Mil-
liarden Euro auf ihre Ausführung. 
Den Bauunternehmen fehlt vor al lem 
Personal. Während die Zahl der Be-
schäftigten im Wohnungsbau von 
2008 bis 2018 um lediglich 25 Pro-
zent gestiegen ist, haben sich die 
Aufträge in diesem Zeitraum nahe-
zu verdreifacht. Die Preise für Bau-
leistungen beim Wohnungsneubau 
erhöhten sich währenddessen um 
24,3 Prozent, fast doppelt so stark 
wie der Verbraucherpreisindex.
Das 2018 von der Bundesregierung 
auf Betreiben der CSU eingeführte 
Baukindergeld ist in Berlin so gut wie 
wirkungslos. Für den Bau oder den 
Kauf einer Wohnimmobilie  erhalten 
Familien zehn Jahre lang einen jähr-
lichen Zuschuss von 1200 Euro pro 
Kind. Bis Ende November 2019 ha ben 
bundesweit 172 000 Familien Bau-
kindergeld in Höhe von 3,6 Milliar-
den Euro beantragt. In Berlin waren 
es nur 2590 Anträge. Mehr als drei 
Viertel der Anträge wurden für den 
Kauf einer Wohnimmobilie gestellt. 
Das Baukindergeld ist also vor al-
lem ein Kaufkindergeld und heizt in 
Großstädten den Handel mit Eigen-
tumswohnungen und die Umwand-
lung von Mietwohnungen an. In-
sofern ist es für Berlins Mieter kei-
ne so schlechte Nachricht, dass das 
Baukindergeld hier floppt und Ende 
2020 ausläuft. Allerdings wären die 
Milliarden besser in die Förderung 
bezahlbarer Neubauwohnungen ge-
flossen.
Jens Sethmann
Moderne Flücht-
lingsunterkünfte 
wie in Lankwitz 
sind ein Wieder-
einstieg in das 
serielle Bauen
als einem Jahr ist die Bauzeit außer-
gewöhnlich kurz. 
Die MUFs wurden seither weiter-
entwickelt. Im Oktober 2019  wurde 
am Murtzaner Ring in Marzahn 
Richtfest für das erste von acht 
„MUF 2.0“ gefeiert. Der neue Typ 
kombiniert unterschiedlich große 
Wohneinheiten von einem bis fünf 
Zimmern und schafft so auch besse-
re Voraussetzungen für die künftige 
Weiternutzung als Wohnraum für 
alle Berliner.  
Neue Wohnungen kann man auch 
auf den Flachdächern bestehender 
Gebäude bauen. So hat die Genos-
senschaft Märkische Scholle in Lich-
terfelde-Süd die Sanierung ihrer Gar-
tenstadt dazu genutzt, zwölf Drei-
geschosser aus den 1930er Jahren 
aufzustocken. 60 größere Wohnun-
gen sind so neu entstanden. Die sind 
nicht billig, aber ökologisch vorbild-
lich. In der Siedlung wird die Energie 
für Heizung und Warmwasser direkt 
vor Ort mit einer Erdwärmepumpe 
und Wärmespeicher gewonnen. 
Hochhäuser versprechen viel Wohn-
raum auf wenig Fläche. Aber abge-
sehen von einigen hochpreisigen Pro-
jekten ist der Bau von Wohnhoch-
häusern noch nicht in Gang gekom-
men. 
Die landeseigene Wohnungsbauge-
sellschaft WBM hat die Pläne für ei-
nen zwölfgeschossigen Wohnturm 
aus Infraleichtbeton in der Schub-
lade. Mit diesem neuen Baustoff 
sollen in Friedrichshain-West 70 
Wohnungen entstehen, davon die 
Hälfte als Sozialwohnungen. Bevor 
dieses Haus gebaut wird, muss die 
WBM aber das Bürgerbeteiligungs-
verfahren zur Nachverdichtung in 
Friedrichshain-West abwarten. Nach-
teil bei Hochhausprojekten „Sie sind 
in der Regel teurer, und die Planungs- 
und Genehmigungsverfahren auf-
wendiger“, sagt WBM-Sprecher 
Christoph Lang. „Man muss daher 
immer im Einzelfall prüfen, ob sich 
ein Hochhaus auch für kostengünsti-
ge Wohnungen rechnet.“ Beschlos-
sen ist der Bau eines Wohnhauses 
mit 15 Geschossen hinter dem Haus 
der Statistik durch die WBM. 
js
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Hintergrund

Reflektor-
Performance 

„Mahl der 
 Verdrängten“ 2019
ReflektoR NeuköllN

kunst gegen Verdrängung
Vor über einem Jahr wurde das künstlerkollektiv „Reflektor Neukölln“ 
mit der kunstaktion „Die Verdrängten“ über Nacht bekannt. es verteil-
te weiße Puppen als Symbol für verdrängte Menschen in Berlin-Neu-
kölln und machte sie auf diese Weise im Straßenbild eindringlich sicht-
bar. „Die Verdrängten“ wurden in weiteren Aktionen lebendig und tau-
chen bis heute immer wieder an orten auf, wo Menschen von Verdrän-
gung bedroht sind. 
MieterMagazin: Welche  Rolle kann 
eure Kunst im Kampf gegen Ver­
drängung einnehmen?
Reflektor Neukölln: Wir sind  eine 
sehr durchmischte Gruppe mit ver ­
schiedenen Hintergründen und 
künstlerischen Erfahrungen. Alle 
sind Experten auf ihrem Gebiet. Wir 
beobachten die Nachbarschaft, die 
Veränderungen und diskutieren bei 
regelmäßigen Treffen verschiedene 
gesellschaftliche Fragestellungen. 
Künstlerische Aktionen können da­
her als Ergebnis der  Diskussionen 
verstanden werden. Kunst ist in un­
serem Selbstverständnis kein Selbst­
zweck, sondern vielmehr Mittel 
zum Zweck, Unsichtbares  sichtbar 

L Nähere Infor-
mationen unter: 
www.reflektor-
neukoelln.de
+2/2020
und die Menschen im Kiez aufmerk­
sam zu machen, dass Gentrifizie rung 
jeden betreffen  könnte. Die künstle­
rischen Performances sol len Alltäg­
liches hinterfragen und den Normal­
zustand aufbrechen. Wir  nutzen 

Suche und 
erkenntnisprozess 

künstlerische Mittel auch dafür, kom­
plexe Themen zu durchdringen. Kunst 
kann in dem Zusammenhang als Su­
che und Erkenntnisprozess verstan­
den werden, die neue Perspektiven 
für alle Beteiligten zulässt.
MieterMagazin: Was war der An­
lass, die Performance „Die Ver­
drängten“ im öffentlichen Raum 
durchzuführen?
Reflektor Neukölln: Wir haben eine 
kleine Ladenfläche in Neukölln an­
gemietet. In den Räumen wollten 
wir uns mit verschiedenen Themen 
auseinandersetzen. 2017 haben 
mehrere Leute die erste Ausstel­
lung zum Thema „Konsum“ konzi­
piert. Diese zog nicht nur Interes­
sierte aus der Nachbarschaft, son­
dern auch diejenigen an, die sich 
kritisch mit aktuellen gesellschaft­
lichen Fragestellungen beschäfti­
gen wollten. In diesen Räumen ist 
ein Begegnungsort entstanden, der 
für die Nachbarschaft offen ist. So 
wuchs das Kollektiv Reflektor. Die 
Idee der Aktion „die  Verdrängten“ 
entwickelte sich in Diskussionen 
über die von der Verdrängung be­
drohte Kiezkneipe Syndikat. Nach 
33 Jahren wurde deren Mietvertrag 
von einem Immobilienriesen gekün­
digt. Bis heute kämpft das Syndikat 
um den Verbleib in der Nachbar­
schaft. Diese Immobilienspekulation 
führt dazu, dass soziale Strukturen 
zerstört werden. Profitmaximierung 
stellt sich über das Gemeinwesen. 
Die Menschen verlieren nicht nur ihr 
Zuhause, sondern auch ihre Sicher­
heit gegenüber den Grundsätzen 
des gesellschaftlichen Zusammenle­
bens. Dagegen wollten wir ein Zei­
chen setzen. 
MieterMagazin: Begreift ihr euch 
als politische Bewegung? 
Reflektor Neukölln: Unser Ziel ist es, 
den Status quo der Gesellschaft, aber 
auch ihre Verän derungen zu reflek­
tieren: Die Ge sellschaft ist  unserer 
Meinung nach durch Vereinzelung 
und Entfremdung  gekennzeichnet. 
Nur gemeinsam können wir etwas 
bewirken. Im Kollektiv können wir 
wi der ständig und  handlungsfähig 
sein. Unser wöchentliches Zusam­
menkommen begreifen wir schon 
als Gegenbe wegung. Schön ist es 
dann, wenn Ergebnisse der  Treffen 
sich in konkreten Aktionen manifes­
tieren. Das „Mahl der  Verdrängten“, 
unsere letzte Performance, zeigt ei­
ne Frühstücksszene: Mit wiederkeh­
renden Handlungen verdeutlicht sich 
die fast ausweglose Situation von 
Menschen kurz vor der Verdrän­
gung. 
MieterMagazin: Welche Visionen 
für eine zukünftige Stadtgesellschaft 
habt ihr?
Reflektor Neukölln: Wir wollen ei­
ne Stadtgesellschaft, in der die Men­
schen sich miteinander verständi gen 
und demokratisch agieren können. 
Was wir derzeit erleben, ist genau 
das Gegenteil. Durch  Verdrängung 
beispielsweise werden Nachbarschaf­
ten aufgelöst und Begegnungsräume 
zerstört. Wir wollen eine Stadt für 
die Menschen, die von ihnen selbst­
bestimmt gestaltet wird. 
Interview: Dr. Christine Scherzinger

Fo
to

: D
r. 

C
hr

is
ti

ne
 S

ch
er

zi
ng

er
  
Wechselwirkungen im Blick
Das Künstlerkollektiv Reflektor Neukölln besteht seit 
2017. Laut Künstlerkollektiv sollen Reflexionen über 
gesellschaftliche Kräfte und dominante Erzählungen 
Veränderungen anstoßen. Die Mitglieder des Kollektivs 
forschen an der Schnittstelle zwischen Individuum und 
Gesellschaft und reflektieren die Wechselwirkung zwi­
schen Kollektiv und Einzelperson. Die künstlerischen 
Aktionen sind als Ergebnis eines Prozesses zu verste­
hen. Die Nachbarn sind eingeladen, sich an dem Pro­
zess zu beteiligen und so die Zukunft des Kiezes mit­
zugestalten.                                                            cs
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Staatliche MietbeGrenzunGen

Gedeckelt wird überall auf der Welt
Gegner des berliner Mietendeckels halten die geplante Mietpreisbegren-
zung für sozialistisches teufelszeug, das sich nur eine investorenfeind-
liche regierung ausdenken konnte. Doch die Mietenregulierung ist kei-
neswegs ein berliner Sonderfall. Überall in den großen Städten der Welt 
steigen die Mieten so stark, dass sich viele Menschen ihr zuhause nicht 
mehr leisten können. immer mehr Stadtregierungen erkennen, dass man 
die Mieten nicht dem freien Markt überlassen darf, und greifen zu staat-
lichen Mietpreisbegrenzungen. ein blick über den tellerrand. 
Durch die Debatte um den Mieten­
deckel geistert die Schweizer Stadt 
Genf als Schreckbild. Die Tageszei­
tung „Die Welt“ berichtete über 
den „umfassendsten Mietendeckel 
in einer freien westlichen Marktwirt­
schaft“, der zum Verfall der Gebäu­
de geführt habe: „An vielen Häu­
sern in der Rhône­Stadt bröselt es 
aus dem Mauerwerk, die Farben et ­
  licher Fensterläden sind zu einem 
lichten Grau verblasst.“ Beklagt wird 
auch, dass Mieter mit alten Mietver­
trägen nicht mehr umziehen.
Seit 1996 gilt in Genf ein Kantons­
gesetz, das – ähnlich wie im Berliner 
Mietendeckel vorgesehen – Moder­
nisierungen nur noch zulässt, wenn 
sie der Energieeinsparung dienen und 
die Miete danach in einem Rahmen 
bleibt, der „den vorherrschenden 
Bedürfnissen der Bevölkerung“ ent­
spricht. Zur Instandhaltung der Miet­
sache – und damit auch zur Beseiti­
gung von Putzschäden – sind die Ver­
mieter selbstverständlich auch in der 
Schweiz verpflichtet.
Die im Grunde mit dem Mieten­
deckel vergleichbare Regelung gilt 
in der gesamten Schweiz schon seit 
1990: Die Miethöhe in laufenden 
Mietverträgen berechnet sich nach 
dem Zinssatz, der für Hypotheken 
gezahlt werden muss. Die Nettoren­
dite des Vermieters darf höchstens 
0,5 Prozent über diesem Referenz­
zinssatz liegen. Der Satz wird quar­
talsweise für die gesamte Schweiz 
festgelegt. Sinkende Zinsen führen 
also auch zu sinkenden Mieten. 

Genf geht voran

Dass ein Mieter in seiner Wohnung 
bleibt, auch wenn sie für seine Be­
dürfnisse nicht mehr passt, liegt da  ­
ran, dass bei einer Neuanmietung 
die Miete im Grundsatz frei verein­
bart werden kann. Es gilt zwar, dass 
die Miete des Vormieters höchstens 
um zehn Prozent überschritten wer­
den darf. Dies durchzusetzen, ist je­
doch für Mieter – ähnlich wie bei der 
deutschen Mietpreisbremse – nicht 
einfach, zumal es auch hier Ausnah­
men gibt. Die Gefahr, dass  Mieter 
an unpassende Wohnungen gefes­
selt sind, droht beim Berliner Mieten­
deckel allerdings gerade nicht. Bei 
der Wiedervermietung gelten fest­
gelegte Mietobergrenzen.  Dadurch 
könnte der Wohnungswechsel at­
traktiver und der Umzug für eine 
größere Zahl von Mietern möglich 
werden.
In Genf sind die Bestandsmieten mehr 
als 20 Jahre lang praktisch nicht ge­
stiegen. Dass dort nach wie vor ein 
Wohnungsmangel herrscht, kann man 
dem Kantonsgesetz nicht anlasten. 
In weiteren  Westschweizer Kantonen 
und in Basel hat das Genfer Vorbild 
denn auch Anhänger ge funden.
Heute sind immer mehr Regierungen 
davon überzeugt, dass Mieten regu­
liert werden müssen, auch in ur­ka­
pitalistischen Ländern wie den USA. 
Dort zahlt jeder vierte Mieter mehr 
als die Hälfte seines Einkommens 
für die Miete. Im Juni 2019 hat der 
Senat des Bundesstaates New York 
eine konsequente Mietpreisbegren­
zung beschlossen. In rund einer Mil­
lion Wohnungen in der Stadt New 
York dürfen die Mieten nur noch um 
1,5 Prozent im Jahr erhöht werden. 
Dieses Limit gab es schon länger, 
war aber wegen zahlreicher Ausnah­
men praktisch wirkungslos. So galt 
diese Begrenzung nicht, wenn der 
Mietpreis einer Wohnung schon eine 
gewisse Preishürde überschritten hat­
te. Stand eine Wohnung zwischen­
zeitlich leer, konnte der  Eigentümer 
20 Prozent mehr Miete als beim 
Vormieter verlangen. Dem Miss­
brauch waren dadurch Tür und Tor 
geöffnet. Die Folge: Von 2010 bis 
2017 stiegen in New York die Mie­
ten doppelt so stark wie die Einkom­
men der Bewohner. Die größten 
Schlupflöcher sind jetzt geschlossen.
Ähnliche Mietbeschränkungen gel­
ten auch für einzelne Städte in den 
Bundesstaaten New Jersey, Maryland 
und Kalifornien. Florida und Massa­
chusetts haben kürzlich Städten mit 
engem Mietmarkt erlaubt, die Mieten 
zu regulieren, darunter Miami, Orlan­
do und Boston. Im Fe bruar 2019 hat 
Oregon als erster Staat für sein gan­
  
Vom „Schwarzen Kreis“ zum Mietendeckel
In der Bundesrepublik gab es – bedingt durch den Woh­
nungsmangel nach dem Zweiten Weltkrieg – von An­
fang an eine bundesweite Mietpreisbindung für Alt­
bauwohnungen. Mit der Einführung „weißer  Kreise“ 
wurde sie ab 1960 nach und nach aufgehoben. In 
West­Berlin bestand sie noch bis 1988, ohne dass die 
freiheitlich­demokratische Grundordnung daran litt 
oder jemand den Sozialismus heraufziehen sah. Der 
schlechte Zustand vieler Altbauten war weniger auf die 
regulierten Mieten zurückzu führen, sondern vor allem 
eine Folge von  Spekulation und gezielter Vernachläs­
sigung. Die alte Preisregulie rung wirkt noch bis heute 
nach: Dass das Berliner Miet niveau immer noch nied­
riger ist als in den meisten westdeutschen Städten, ist 
auch der früheren Mietpreisbindung zu verdanken. Der 
kommende  Berliner Mietendeckel beruht auf einer ver­
gleichbaren rechtlichen Grundlage. Weil die Zustän­
digkeit für das  Wohnungswesen mit der Föderalismus­
reform des Grundgesetzes seit 2006 bei den Ländern 
liegt und die Wohnungs­ und Mietenpolitik der Bundes­
regierung höchst unzureichend ist, nimmt der Senat 
nun selbst das Heft in die Hand.                              js 
MieterMagazin 1+2/2020
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Vier Städte in 
europa und den 
uSa, die eigene 
Mietbegrenzungen 
haben: Genf, San 
Francisco, new 
York und lissabon
zes Territorium die Mietsteigerungen 
auf sieben Prozent im Jahr plus Infla­
tionsausgleich begrenzt. Nun zieht 
Kalifornien – der US­Staat mit den 
höchsten Mieten und den meisten 
Wohnungslosen – nach und kappt 
zehn Jahre lang bei allen rund acht 
Millionen Mietwohnungen die Miet­
erhöhungen bei fünf Prozent im Jahr 
plus Inflationsausgleich.

Portugal: Mietbegrenzungen 
gegen Steuererleichterungen

Seit dem 1. Juli 2019 gibt es auch in 
Portugal so etwas wie einen Mieten­
deckel. Für fünf Jahre gilt dort das 
„Programm für erschwingliche Mie­
ten“. In Lissabon, wo die Mieten 
seit 2013 um 71 Prozent gestiegen 
sind, gelten für die betreffenden 
Wohnungen jetzt  Mietobergrenzen, 
die allerdings immer noch recht 
hoch sind: 600 Euro im Monat für 
ein Apartment, 900 Euro für  eine 
Einzimmerwohnung, 1150 Euro für 
zwei Zimmer, 1375 Euro für drei 
Zimmer, 1550 Euro für vier Zimmer 
und 1700 Euro für fünf Zimmer. Der 
Protest der Vermieter war denn auch 
eher schwach – nicht nur wegen der 
Höhe der Grenzen. Sie profitieren im 
Gegenzug von Steuererleichterungen: 
Die Einkommensteuer auf Mietein­
nahmen wird ihnen erlassen, und die 
Städte sollen ihnen Nachlässe auf die 
Vermögens­ und Grundsteuer ge ­
währen. Außerdem gibt es günstigere 
Versicherungskonditionen. Was die 
Vermieter durch den portugiesischen 
Mietendeckel an Einbußen erleiden, 
gleichen also letztlich die Steuerzah­
ler weitgehend aus.
Inspiriert vom Berliner Mietendeckel 
startete im Oktober in Bayern die 
Unterschriftensammlung für das 
MieterMagazin 1+2/2020
Volksbegehren „6 Jahre Mieten­
stopp“. In Gang gesetzt wurde die 
Kampagne vom Mieterverein Mün­
chen, unterstützt wird sie von 15 
weiteren örtlichen Mietervereinen 
aus Bayern, den DGB­Gewerkschaf­
ten, den Parteien SPD, Linke, die 
Grünen und mehreren Sozialver­
bänden. 
Gefordert wird ein Mietenstopp für 
sechs Jahre in 162 Städten und Ge­
meinden mit angespanntem Woh­
nungsmarkt. Die Bestandsmieten 
dürfen dann nicht mehr angehoben 
werden. Auch Staffel­ und Index­
mieten sollen eingefroren werden. 
Vermieter, die bisher moderate Prei­
se verlangen, dürfen die Mieten wei­
terhin bis zu einem Betrag in  Hö he 
von 80 Prozent der ortsüblichen 
Vergleichsmiete erhöhen. Bei Wie­
dervermietungen darf dem Geset­
zesentwurf zufolge höchstens die 
ortsübliche Vergleichsmiete verlangt 
werden. Das gleiche gilt für Miet­
erhöhungen nach Modernisierung. 
Neubauten sollen vom Mietenstopp­
Gesetz ausgenommen sein.
Für die Beantragung des Volksbe­
gehrens werden zunächst 25 000 
Unterschriften benötigt. „Wir sind 
sehr zuversichtlich, dass wir schon in 
der ersten Phase deutlich mehr Un­
terschriften zusammenbekommen 
werden. Denn Bayerns Mieterinnen 
und Mieter wissen, dass sie zusam­
menstehen müssen, um die  Situation 
zu verbessern“, sagt Beatrix Zurek, 
Vorsitzende des Mietervereins Mün­
chen. 
Lässt das Innenministerium das 
Volksbegehren zu, müssen sich in­
nerhalb von 14 Tagen zehn Prozent 
der bayerischen Wahlbevölkerung in 
den Rathäusern eintragen. Ist diese 
Hürde von etwa einer Million Un­
terschriften genommen, kann der 
Landtag den Gesetzesentwurf an­
nehmen oder per Volksentscheid da­
rüber abstimmen lassen. 
Jens Sethmann

L Bayerisches 
Volksbegehren 
„6 Jahre 
Mietenstopp“:
www.mieten
stopp.de
21
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Übersichtsplan der 
Stadt Berlin nach 
dem Zusammen-
schluss von 1920

Charlottenburgs E
 oberbürger-
meister Kurt 

Schustehrus wollte 
kein Groß-Berlin, 

sondern ein Groß-
Charlottenburg
100 Jahre GroSS-Berlin 

Die Geburtsstunde  
des modernen Berlins
Vor 100 Jahren wurde das Berlin, wie wir es heute kennen, aus der Taufe 
gehoben. Damals schlossen sich 94 Gebietskörperschaften zu Groß-Ber-
lin zusammen. Mit der weitsichtigen Fusion entstand die damals dritt-
größte Stadt der Welt.
L https://100-
jahre-gross-
berlin.de/

„Chaos & Auf-
bruch – Berlin 
1920/2020“, 
Sonderausstellung 
im Märkischen 
Museum, Am Köll -
nischen Park 5, 
10179 Berlin, 
ab 26. April 2020
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Die acht Städte Berlin, Charlotten-
burg, Wilmersdorf, Schöneberg, 
Neukölln, Lichtenberg, Köpenick 
und Spandau wurden mit 59 Land-
gemeinden und 27 Gutsbezirken per 
Gesetz am 1. Oktober 1920 zu sam-
mengeschlossen. Berlin hatte damit 
seine Einwohnerzahl auf 3,8 Millio-
nen verdoppelt und seine Fläche auf 
878 Quadratkilometer verdreizehn-
facht. Nur London und New York 
hatten damals mehr Einwohner. Der 
Fläche nach war Berlin hinter Los 
Angeles die zweitgrößte Stadt der 
Erde.
Zuvor erstreckte sich Berlin ungefähr 
über das Gebiet der heutigen Bezir-
ke Mitte und Friedrichshain-Kreuz-
berg sowie des Ortsteils von Prenz-
lauer Berg. Mit seinen Nachbarge-
meinden war die Stadt aber längst 
so verwachsen, dass selbst Altein-
gesessene die Grenzen nicht mehr 
wahrgenommen haben. Die Zer-
splitterung der Verwaltung  führte 
aber im Alltag zu Problemen. Die 
einzelnen Kommunen  unterhielten 
im Großraum Berlin 15 Elektri zi täts  -
werke, 17 Wasserwerke, 43 Gas-
werke und über 50 Kanalisa tions-
betriebe, deren Netze nicht aufein-
ander abgestimmt waren. Berlin 
musste außerhalb der Stadt weit-
läufige Rieselfelder für die Abwas-
serbeseitigung ankaufen. Bei den 
vielen Verkehrsbetrieben herrschte 

Die Verwaltung
war zersplittert

ein unübersichtlicher Tarifdschungel. 
Post, Justiz und Polizei hatten eigene 
Zuständigkeitsbereiche, die sich oft 
nicht mit den Stadtgrenzen deckten. 
So galt etwa auf der einen Seite der 
Kurfürstenstraße die Berliner Orts-
polizeiverordnung, auf der anderen 
Seite aber die von Charlottenburg.
Nüchtern betrachtet war die Bildung 
einer einheitlichen  Stadtgemeinde 
dringend geboten. Dennoch gab es 
große Widerstände gegen einen Zu-
sammenschluss, besonders in den 
westlichen und südwestlichen Vor-
orten. Hier warben die Gemeinden 
mit großzügigen Villensiedlungen 
und niedrigen Steuern um die wohl-
habenden Berliner, die gerne nach 
Lichterfelde, Westend oder Grune-
wald zogen, um der Großstadt zu 
entfliehen. Berlin und die ärmeren 
Vororte im Norden und Osten hat-
ten das Nachsehen. Dem Berliner 
Magistrat gingen Steuereinnahmen 
verloren. Er musste aber die Armen-
fürsorge und die zentrale Infrastruk-
tur für die Nachbargemeinden allein 
aufrecht erhalten. 
Die reichen Vororte fürchteten au-
ßerdem, vom politisch „roten“ Ber-
lin dominiert zu werden. Die hartnä-
ckigsten Gegner einer Fusion waren 
die Städte Charlottenburg und Span -
dau. Charlottenburgs Oberbürger-
meister Kurt Schustehrus erklärte 
äußerst selbstbewusst, seine Stadt 
müsse „nicht auf ein Groß-Berlin, 
sondern auf ein Groß-Charlotten-
burg hinarbeiten“. Bei der Grund-
steinlegung des Spandauer Rathau-
ses 1911 prägte Stadtrat Emil Müller 
den Spruch: „Mög schützen uns des 
Kaisers Hand vor Groß-Berlin und 
Zweckverband.“
„Des Kaisers Hand“, also der Staat 
Preußen, hatte tatsächlich jahrzehn-
telang die Groß-Berlin-Bestrebungen 
MieterMagazin 1+2/2020

http://www.100-jahre-gross-berlin.de/
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F Umlandgemein-
den wie Spandau 
unterstrichen ihre 
eigenständigkeit 
mit dem Bau gro-
ßer rathäuser

Der Spittelmarkt im 
Zentrum des alten 
Berlins vor dem 
Zusammenschluss
unterbunden, denn die Hauptstadt 
sollte kein mächtiger „Staat im Staa-
te“ werden. Die letzten Eingemein-
dungen fanden 1861 statt, als Wed-
ding, Moabit und kleine Teile von 
Schöneberg und Tempelhof zu Berlin 
kamen. Die Industrialisierung und 
der Gründerboom ließen Berlin aber 
schnell über seine Grenzen hinaus-
wachsen. Der Berliner Bebauungs-
plan von James Hobrecht aus dem 
Jahr 1862 reichte schon ins Umland 
hinein. Fusionspläne scheiterten im-
mer wieder trotz langer Verhandlun-
gen am Widerstand des Preußischen 
Abgeordnetenhauses und der florie-
renden Umlandgemeinden, zuletzt 
1896.

Zweckverband und 
Zusammenschluss

Im Jahr 1912 kam immerhin der 
Zweckverband Groß-Berlin zustande. 
Er umfasste Berlin mit seinen Nach-
barstädten und die Landkreise Tel-
tow und Niederbarnim. Sein Ziel war 
es, sich bei Verkehrsfragen, bei der 
Bebauungsplanung und beim Erhalt 
von Freiflächen abzusprechen. Das 
war bitter nötig. Berlin hatte auf sei-
ner kleinen Fläche mittlerweile fast 
zwei Millionen Einwohner. Orte wie 
Rixdorf (ab 1912 Neukölln), Schöne-
berg, Lichtenberg und Wilmersdorf 
waren mit über 100 000 Bürgern ei -
gene Großstädte geworden. Char-
lottenburg hatte sogar schon über 
300 000 Einwohner und war die 
reichste Stadt Preußens. Viele der 
als Landgemeinden geltenden Orte 
hatten mit einer dichten Mietskaser-
nenbebauung und mehreren 10 000 
Einwohnern durchaus schon einen 
städtischen Charakter.
MieterMagazin 1+2/2020
Die Umlandgemeinden traten des-
halb immer selbstbewusster auf. Sie 
bauten sich in diesen Jahren präch-
tige neue Rathäuser, mit denen sie 
ihre Eigenständigkeit unterstreichen 
wollten. Andererseits war ihnen auch 
die Zugkraft des Namens „Berlin“ 
bewusst: So haben 28 Gemeinden 
ihrem Namen ein „Berlin-“ voran-
gestellt und hießen also offiziell zum 
Beispiel „Berlin-Wilmersdorf“. „Wir 
behalten und wahren unsere Selbst-
ständigkeit, erkennen und bekennen 
aber gleichzeitig, dass wir ein Glied 
Groß-Berlins sind“, begründete der 
Wilmersdorfer Stadtrat Max Stein-
born diese Namensgebung. 
Treibende Kraft hinter dem Zusam-
menschluss war der 1912 ins Amt ge-
wählte Berliner  Oberbürgermeister 
Adolf Wermuth. Neben ihm enga-
gierte sich auch der Schöneberger 
Oberbürgermeister Alexander Domi-
nicus für einen Zusammenschluss. 
Er gründete 1917 den „Bürgeraus-
schuss Groß-Berlin“, der für eine 
Einheitsgemeinde warb, die sich in 
einem Radius von 20 Kilometern um 
Berlin herum ausdehnen sollte. Adolf 
Wermuth sprach sich hingegen für 
einen 15-Kilometer-Radius aus, der 
Spandau und Köpenick außen vor 
gelassen hätte.
Mit dem Ende der Monarchie 1918 
kam die Stunde der Zusammen-
schluss-Befürworter. Des Kaisers 
schützende Hand war verschwun-
den und die demokratische Landes-
regierung stimmte den Vereinigungs-
plänen zu. 
Um den einzugliedernden  Städten 
eine gewisse Selbstverwaltung zu 
lassen, gab man der neuen Stadt 
eine polyzentrale Struktur: Groß-
Berlin wurde in 20 Bezirke eingeteilt, 
die ihre eigenen Parlamente und 
Regierungen bekamen. Während 
Alt-Berlin in sechs Bezirke aufgeteilt 
wurde, erhielten die 14 Außenbezir-
ke den Namen des jeweils größten 
Ortes.
Außerdem ließ Adolf Wermuth das 
„Groß“ aus dem Namen streichen: 
Um nicht den Eindruck einer über-
mächtigen Riesenstadt zu erwecken, 
sollte die neu zu bildende Stadt nun 
einfach Berlin heißen. So bekam das 
Gesetz am 25. April 1920 im dritten 
Anlauf eine knappe Mehrheit und 
trat am 1. Oktober 1920 in Kraft. 
Der Name Groß-Berlin war aber 
trotzdem noch lange Zeit gebräuch-
lich, vor allem zur Unterscheidung 
vom alten Berlin. 
Jens Sethmann
  
reform mit Bestand
Das vor 100 Jahren geschaffene Berlin hat sich bis heu-
te kaum verändert. 1938 wurden die  Bezirksgrenzen 
begradigt. Dabei haben Treptow und Köpenick die 
Ortsteile Oberschöneweide und Bohnsdorf getauscht. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg haben die Alliierten die 
Stadtgrenze im Westen geändert. Der Ostteil der Ge-
meinde Groß-Glienicke kam zum britischen  Sektor, 
West-Staaken zur sowjetischen Zone. Nach dem Mauer-
fall ging West-Staaken wieder an den Bezirk Spandau. 
1990 wurden auch kleine Teile der Gemeinden Ahrens-
felde und Hönow eingemeindet, weil dort die Groß-
siedlungen Marzahn und Hellersdorf über die Stadt-
grenze hinausgingen. In Ost-Berlin waren auf dem Ge-
biet von Lichtenberg und Weißensee mit Marzahn 
(1979), Hohenschönhausen (1985) und Hellersdorf 
(1986) drei neue Bezirke gegründet worden. Der größte 
Einschnitt war die Bezirksreform von 2001, bei der die 
23 Bezirke auf 12 reduziert wurden. Die Verwaltungen 
sollten dadurch gestrafft werden und die Bezirke eine 
einander vergleichbare Größe erhalten.                    js 
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Hintergrund

Die Vandalen sind 
schwer zu fassen 
und zu belangen

es gewinnen E 
alle: Sperrmüll- 
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in der Neuköllner 
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Sperrmüll-Vandalen  
verursachen Millionenkosten
Sperrmüllaktionstage und Tauschfeste, Kiezhausmeister,  lastenfahrräder: 
Neukölln unternimmt – wie andere bezirke auch – etliches, um der un-
sitte zu leibe zu rücken, dass bewohner das Sofa oder den Kühlschrank 
einfach an den Straßenrand stellen. Dass die Stadt dennoch nicht sau-
berer wird, selbst die androhung empfindlicher bußgelder wenig zu bewir-
ken scheint, liegt auch an einem Vollzugsproblem: umweltsündern kann 
ihre Tat nur selten nachgewiesen werden.
 
 

Die Gelegenheit ist günstig: Um 
die alte Matratze loszuwerden, die 
Kommode auszurangieren, endlich 
das Schrottrad zu entsorgen: Für 
alles, was an diesem Samstagnach­
mittag im Oktober auf den Lipschitz­
platz in der Neuköllner Gropiusstadt 
getragen wird, gibt es auch sofort 
die richtigen Abnehmer. Interessen­
ten der umliegenden Häuser schauen 
und prüfen, was sich noch gebrau­
chen lässt, und für den „Schrott“ 
stehen vier Männer in Orange mit 
zwei Fahrzeugen der Berliner Stadt­
reinigung (BSR) bereit. Auch diese 7.
Sperrmüll­ und Tauschaktion, die der
Bezirk mit Unterstützung des Interna­
tionalen Bundes Berlin­Brandenburg 
(IB) veranstaltet, ist wieder ein Ge­
winn für alle Seiten: „Die Leute krie­
gen ihren Keller leer, und was keiner 
mehr will, landet nicht illegal am Stra­
ßenrand“, umreißt Daniela Tadesse 
vom IB den Ansatz der Initiative. Sie 
leitet das Projekt „Kiezhausmeister“, 
bei dem es vor allem um das Thema 
Müllvermeidung geht. 
„Wir erklären, beraten und wollen 
für den Umgang mit Müll sensibili­
sieren“, so Daniela Tadesse. Es muss 
ja auch nicht alles weggeworfen 
werden, manches lässt sich reparie­
ren. Und was wirklich unbrauchbar 
ist, gehört nicht in den öffentlichen 
Raum, sondern auf einen Recycling­
hof. Damit schwere Gegenstände 
wie kaputte Waschmaschinen oder 
der alte Röhrenfernseher da auch 
ohne Auto hingebracht werden kön­
nen, hat der Bezirk extra Lastenräder 
angeschafft, die sich jeder kostenfrei 
ausleihen kann und von denen zwei 
an diesem Tag auf dem Lipschitz­
platz bereitstehen. 

Neukölln ist Spitzenreiter 
und wehrt sich

Neukölln kämpft gegen seine Sperr­
müllberge, die sich immer wieder an 
Straßenrändern, auf Plätzen und in 
Parks ansammeln. 9480 Kubikmeter 
waren es im vergangenen Jahr, den 
rechtswidrig entsorgten Bauschutt 
und Sondermüll nicht  mitgerechnet. 
„Damit sind wir leider Spitze in Ber­
lin“, erklärt Martin Hikel, der Bezirks­
bürgermeister. Neukölln hat bewusst 
und trotzig sein Programm „Schön 
wie wir“ dagegengestellt. Martin 
Hikel: „Wir wollen deutlich machen, 
dass der öffentliche Raum für  alle 
da ist und jeder verantwortungsvoll 
damit umgehen muss.“ Andererseits 
müsse aber auch jedem klar sein, 
dass Verstöße nicht hingenommen 
würden. So ließ Neukölln 2017 als 
erster Berliner Bezirk sogenannte 
Müll­Sheriffs patrouillieren. Die Zi­
vilstreifen gingen dann auf ihre Kon­
trollgänge, wenn die uniformierten 
Mitarbeiter des Ordnungsamtes Feier­
abend machten – nach 22 Uhr.
„Seit die Dienstzeiten im Ordnungs­
amt ausgedehnt wurden und sie 
ebenfalls in Zivil auf Streife gehen 
dürfen, brauchen wir die Sheriffs 
nicht mehr“, so der Bürgermeister. 
MieterMagazin 1+2/2020



Mitte-bezirks-
bürgermeister 
Stephan von 
Dassel: „es muss 
einen Mentalitäts-
wechsel geben.“

„Sperrmülltag“ 
in Moabit
Nun sind in Neukölln 50 Mitarbei­
ter an sieben Wochentagen in drei 
Schichten unterwegs. Aber die müs­
sen Müllsünder möglichst auch auf 
frischer Tat ertappen, um sie ge­
richtsfest überführen zu können. 
Auf eine schriftliche Anfrage des 
SPD­Abgeordneten Joschka Lan­
genbrinck im September diesen 
Jahres nach dem Ausmaß des Ber­
liner Sperrmüllproblems und den 
Konsequenzen des ordnungsamtli­
chen Vorgehens dagegen teilte die 
Senatsverwaltung mit, dass 2018 
stadtweit gerade einmal 278 Verur­
sacher festgestellt werden konnten. 
In Neukölln wurden nach dieser Sta­
tistik 47 Umweltverschmutzer iden­
tifiziert; sie zahlten insgesamt ein 

Die anzeigen nehmen zu

Bußgeld von 7750 Euro. Selbst wenn 
die anderen Bezirke hinzugerechnet 
werden, sind die Strafzahlungen 
noch nicht einmal der Tropfen auf 
dem heißen Stein. Nach Auskunft 
des Pressesprechers der BSR, Sebas­
tian Harnisch, kostet die jährliche 
Entsorgung von rund 30 000 Kubik­
metern illegal abgelagerten Sperr­
mülls (ohne Bauschutt und Sonder­
müll) die Stadt regelmäßig 4,5 Mil­
lionen Euro.
„Allerdings gibt es mit jedem Jahr 
mehr Hinweise von Bürgern auf il­
legale Ablagerungen“, erklärt Arne 
Herz, stellvertretender  Bürgermeister 
von Charlottenburg­Wilmersdorf. 
Waren das 2016 in seinem Bezirk 
noch rund 3000 Meldungen, die im 
Ordnungsamt eingingen, so regis­
trierte die Behörde schon bis zum 
30. September 2019 3400 Anzei­
gen. Mehr und mehr Menschen, so 
der Bürgermeister, nutzen das Por­
tal „Ordnungsamt Online“: „Das 
zeigt uns doch, dass die Aufmerk­
samkeit für das Problem zunimmt.“ 
Wohl hat sich auch die Gewissheit 
gefestigt: Nach der Meldung wer­
den Sofa, Regalbretter und Kühl­
schrank ja immer irgendwann von 
der BSR weggeräumt. „Allerdings 
werden die Verursacher in der  Regel 
auch in unserem Bezirk nicht festge­
stellt“, so Arne Herz. Und das sei 
selbst mit noch mehr Personal und 
noch höheren Strafen kaum anders.
MieterMagazin 1+2/2020
Für Stephan von Dassel, den Be­
zirksbürgermeister von Mitte, be­
deutet das, dass Bürger mehr Zivil­
courage zeigen sollten: „Wer einen 
Müllhaufen meldet, sollte den Mut 
haben, aus der Anonymität heraus­
zutreten und als Zeuge auch den 
Schuldigen zu benennen.“ Stephan 
von Dassel ist sich sicher: „Die über 
5400 Kubik meter illegaler  Sperrmüll, 
die im ver gange nen Jahr in Mitte von 
der BSR abgeholt werden  mussten, 
kommen nicht alle aus privaten Haus­
halten, sondern sind zu einem guten 
Teil gewerblich.“ An solch ei ner Situ­
ation würden noch mehr Zivil streifen 
und verdeckte Ermittler kaum etwas 
ändern können: „Es muss sich eben 
auch herumsprechen, dass Anwoh­
ner aufpassen – und Anzeige erstat­
ten.“
Um dafür Anreize zu geben und für 
ein sauberes Umfelt zu sensibilisie­
ren, unternimmt auch der Bezirk Mit­
te einiges: Sperrmülltage, an denen 
die Bürger kostenfrei  ausrangiertes 
Mobiliar auf die Transporter der BSR 
laden können und gemeinsame 
Clean­Up­Aktionen von Anwohnern 
in Grünanlagen auf Initiative des 
Quartiersmanagements und zusam­
men mit der BSR. 
Einem regelmäßigen kostenlosen 
Sperrmülltag steht der Bezirksbür­
germeister von Mitte durchaus of   ­
fen gegenüber: „... sofern die bezirk­
lichen Sperrmülltage in ausgewähl­
ten Straßen auch dazu führen, dass 
danach für längere Zeit dort nichts 
mehr illegal abgeladen wird.“ Unab­
hängig davon seien kundenfreund­
lichere Öffnungszeiten und die An ­
nahme von Sondermüll wie  etwa al­
te Farbtöpfe auf allen 15 Recycling­
höfen notwendig. Von Dassel: 
„Wenn die Stadt ihr Renommee 
nicht verspielen will, muss es einen 
Mentalitätswechsel bei den Berli­
nern geben.“ Das beträfe die acht­
los weggeworfene Kippe und den 
Kaffeebecher genauso wie das al­
te Klobecken, das bei Nacht neben 
die Haustür gestellt werde, weil es 
ja doch irgendwann andere weg­
räumen. 
Rosemarie Mieder
  
Müllsünden – deutlich höhere bußgelder
Die Maßnahmen des Senats, um Berlin zu einer „Sau­
beren Stadt“ zu machen, reichen von witzigen Werbe­
kampagnen über Sperrmüllaktionstage, die personelle 
Verstärkung der Ordnungsämter bis zu der Idee eines 
„Kaufhauses der Zukunft“, in dem noch funktionsfähi­
ge Gebrauchtwaren getauscht, abgegeben und gehan­
delt werden könnten. Es gelten jetzt aber auch deut­
lich höhere Bußgelder zur Ahndung von Ordnungswid­
rigkeiten im Bereich des Umweltschutzes. Beispielswei­
se kann für die achtlos fallen gelassene Zigarettenkip­
pe oder einem Kaugummi ein Verwarnungsgeld in Hö­
he von 55 Euro beziehungsweise ein Bußgeld in Höhe 
von 80 bis 120 Euro verhängt werden. Wird Hundekot 
nicht sofort beseitigt, so kann das bis zu 300 Euro kos­
ten – in Grünanlagen sogar bis zu 1500 Euro. Für ille­
gal abgestellte Altreifen werden 350 bis 800 Euro fäl­
lig. Und das Abladen von Bauabfällen kann – je nach 
Schwere des Vergehens – mit 600 bis 25 000 Euro ge­
ahndet werden.                                                      rm
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So schnüren Sie Ihr ganz persönliches Klimapaket     
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Die Schülerstreiks 
„Fridays for future“ – 
hier in Berlin – haben 
dem Klimawandel 
verstärkte Aufmerk-
samkeit beschert
Die Zukunft der Menschheit steht auf dem 
Spiel. Seit eineinhalb Jahren gehen weltweit 
Schüler jede Woche unter dem Motto „Fridays 
for Future“ auf die Straße, um entschiedene­
re Maßnahmen zum Klimaschutz zu fordern. 
Unterstützt werden sie inzwischen von Stu­
denten, Eltern, Wissenschaftlern und der Be­
wegung „Extinction Rebellion“, die tagelang 
wichtige Straßen blockiert hat. Ihnen allen 
ist das Klimapaket der Bundesregierung, mit 
dem die Klimaaufheizung aufgehalten wer­
den soll, viel zu zaghaft. Da der Staat beim 
Klimaschutz versagt, müssen die Menschen 
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selbst das Heft in die Hand nehmen. Was man 
als Mieter tun kann, zeigt dieses MieterMaga­
zin­Spezial.
Klimawandel ist nichts Ungewöhnliches. 
Auf der Erde gab es immer einen Wechsel 
von längeren Warm­ und Kaltphasen. In den 
letzten 150 Jahren hat jedoch der Mensch 
stark dazu beigetragen, die Konzentration 
von Treibhausgasen in der Atmosphäre zu 
erhöhen und so eine globale  Erwärmung 
auszulösen. Das ist vor allem auf die mas­
sive Nutzung fossiler Brennstoffe wie Koh le, 
Erdöl und Erdgas seit der Industrialisie rung 
zurückzuführen. Hinzu kommt eine veränder­
te Landnutzung, wie die Rodung von Wäldern 
und die Trockenlegung von Mooren. 
Laut aktuellem Bericht des UN­Klimarats 
IPCC ist die Konzentration von Kohlendioxid 
(CO2) in der Atmosphäre seit vorindustrieller 
Zeit weltweit um 40 Prozent angestiegen. 
Die atmosphärischen Konzentrationen von 
CO2, Methan und Stickstoffoxiden sind mitt­
lerweile so hoch wie nie zuvor in den letzten 
800 000 Jahren.  
Die Erderwärmung beschleunigt sich immer 
mehr. In jedem der letzten drei Jahrzehnte er­
wärmte sich die Erdoberfläche stärker als in 
jedem zurückliegenden Jahrzehnt seit 1850. 
Die Folgen sind bereits deutlich spürbar. Die 
Luft­ und Wassertemperaturen steigen an, 
das Meereis und die Gletscher schmelzen, 
der Meeresspiegel steigt, Permafrostböden 
tauen auf und setzen Methan frei. Es kommt 
vermehrt zu Extrem wetterereignissen wie Hit ze­
perioden, Dürren, Stürmen und Starkre gen. 
Die Klimaänderung lässt sich nicht zurück dre­
hen, aber aufhalten. Im Pariser Klimaschutz­
abkommen von 2015 haben sich alle Staaten 
darauf verständigt, die Erderwärmung ge­
genüber dem vorindustriellen Zeitalter auf 
deutlich unter zwei Grad Celsius, möglichst 
auf maximal 1,5 Grad zu begrenzen.
Um dieses Ziel zu erreichen, hat sich Deutsch­
land im 2016 verabschiedeten Klimaschutz­
plan dazu verpflichtet, bis 2050 ein treibhaus­
gasneutrales Land zu werden. Als Zwischen­
schritt sollen die Emissionen bis 2030 um 55 
Prozent gegenüber 1990 gesenkt werden. Der 
Gebäudebereich ist nach Energiewirtschaft, 
Industrie und Verkehr der viertgrößte CO2­
Verursacher. Obwohl bei den Gebäuden der 
CO2­Ausstoß bis 2014 schon um 43 Prozent 
zurückgegangen ist, wird diesem Bereich die 
größte Reduzierung abverlangt: Er soll bis 
2030 um 66 bis 67 Prozent sinken. Die Berei­
che Verkehr und Landwirtschaft, die bisher 
schon wenig zur CO2­Reduzierung beigetra­
gen haben, müssen hingegen ihren Ausstoß 
nur um 40 bis 42 Prozent beziehungsweise 
um 31 bis 34 Prozent senken. Begründet wird 
die Ungleichbehandlung damit, dass Gebäu­
de sehr langlebig sind und hier deshalb mög­
lichst früh umgesteuert werden muss.
Was sich im Plan gut liest, sieht in der Praxis 
anders aus: Die Bundesregierung stellt die 
Weichen nicht. Deutschland wird schon die 
nicht besonders strengen EU­Klimaziele für 
2020 sicher verfehlen, und das im Herbst von 
der Bundesregierung aufgelegte „Klimapaket“ 
wird von Experten einhellig als unzureichend 
kritisiert.
Berlin hat im Dezember eine „Klimanotlage“ 
ausgerufen. Das ist nicht nur Symbolpolitik, 
sondern „ein sehr konkreter Handlungsauf­
trag“, so Umweltsenatorin Regine Günther. 
MieterMagazin 1+2/2020
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Industrieemissionen 
und Eingriffe in die 
Natur bewirken Kli-
maveränderungen, 
die mittlwerweile 
auch bei uns um sich 
greifen
So wird künftig jeder Senatsbeschluss einem 
Klima­Check unterzogen. „Berlin wird seine 
Anstrengungen zum Klimaschutz und zur An­
passung an die Klimafolgen weiter be schleu ­
nigen“, erklärt die Senatorin. Mit einem ver­
besserten Berliner Energiewendegesetz und 
einem überarbeiteten Berliner Energie­ und 
Klimaschutzprogramm will der Senat die 
Emissionen noch schneller senken. 
Bisher hatte sich Berlin zum Ziel gesetzt, bis 
2050 insgesamt klimaneutral zu sein. Die 
Senats­ und Bezirksverwaltungen sollen als 
Vorreiter schon 2030 so weit sein. Bis dahin 
steigt Berlin auch aus der  Energieerzeugung 
mit Steinkohle aus. Noch werden die Heiz­
kraftwerke Moabit, Reuter und Reuter West 
mit Steinkohle befeuert. Das Kraftwerk Klin­
genberg wurde 2017 von Braunkohle auf 
Erdgas umgestellt.
Der Zwischenschritt auf dem Weg zur 
Klima neutralität – die Berliner CO2­Emissio­
nen sol len bis Ende 2020 im Vergleich zu 
1990 um mindestens 40 Prozent sinken – 
wird voraus sichtlich erreicht. Bis Ende 2017 
sind die Emissionen schon um 34,6 Prozent 
zurückgegan gen. Ein großer Teil davon ist 
Berlin aber qua  si in den Schoß gefallen, 
weil nach 1990 vie le energiefressende Indus­
triebetriebe aus wirtschaftlichen Gründen 
schließen muss ten.
Damit der Gebäudebestand  klimaneutral 
wird, sind erhebliche Anstrengungen erfor­
derlich. Für die Beheizung und Warmwasser ­
erzeugung müssen die fossilen Brennstoffe 
MieterMagazin 1+2/2020

Stroms

Das  Energielabel A
gibt beim Kauf von 

Haushaltstechnik 
verlässliche Aus-

kunft über den Ener-
gieverbrauch
wie Öl, Erdgas oder Kohle durch umwelt­
freundliche Energieträger ersetzt werden, 
etwa durch Biogas oder nachhaltig erzeugte 
Fernwärme. Zudem sind effiziente Heizsys­
teme notwendig, die die Energie möglichst 
verlustfrei in Wärme umwandeln. Eine gute 
Dämmung muss dafür sorgen, dass keine 
Wärme verloren geht. Durch Solaranlagen 
auf dem Dach kann das Gebäude selbst Ener­
gie erzeugen, statt sie nur zu verbrauchen.
Das alles sind Modernisierungsmaßnahmen, 
deren Kosten der Vermieter abzüglich even­
tueller Fördergelder zu acht Prozent auf die 
Jahresmiete umlegen kann. In aller Regel 
sind die dadurch verursachten Mietsteige­
rungen deutlich höher als die Einsparungen 
bei den Heizkosten. Letztlich zahlen also die 
Mieter die Energiewende. Obwohl dieses 
Problem schon lange bekannt ist, bleibt die 
Bundesregierung immer noch eine Lösung 
für diese ungleiche Belastung von Mietern 
und Vermietern schuldig. Verständlich, dass 
sich bei Mietern die Begeisterung für ener­
getische Sanierungsmaßnahmen in Grenzen 
hält – auch wenn jeder weiß, dass Klima­
schutz unumgänglich ist. 
Jens Sethmann
Klimaschutz-Maßnahmepaket der Bundesregierung:
www.bmu.de/themen/klima-energie/klimaschutz/ 

Energiewendegesetz und Berliner Energie- und Klimaschutzprogramm: 
www.berlin.de/senuvk/klimaschutz/
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paren heißt Kohlendioxyd sparen
Auch wenn die Technologien immer 
effizienter werden und die technischen 
Geräte im Haushalt mit immer weni-
ger Strom auskommen – der Energie-
verbrauch weltweit steigt und steigt. 
Moderne Kraftwerkstechnik, „Strom-
autobahnen“, Ökostrom, moderne 
Stromspeichertechnik, stromsparende 
Tech nologien und andere innovative 
 Lösungen können die Umwelt nur po-
sitiv beeinflussen, wenn zugleich der 
Stromverbrauch in den Haushalten 
sinkt. Noch verbraucht eine Person 
durchschnittlich 1400 Kilowattstunden 
Strom im Jahr.
Mit dem Wechsel des Stromanbieters kann 
jeder Verbraucher einen ersten Beitrag 
zum Klimaschutz leisten. „Grüner Strom“, 
das Ökostromlabel der Umweltverbände, 
garantiert, dass der Strom zu 100 Prozent 
aus erneuerbaren Energien kommt. Eine 
Umetikettierung von Atom­ und Kohlestrom 
ist ausgeschlossen, ein fester Betrag pro 
Kilowattstunde fließt in den Ausbau erneuer­
barer Energien und in innovative Energie­
wende­Projekte. Aber für die Klimawende 
reicht das nicht aus.
Beim Kauf einer Waschmaschine, eines 
Kühlschranks oder einer Geschirrspülma­
schine sollte unbedingt auf das Energiela­
MieterM
CO2-Ve
bel geachtet werden. Eine Skala mit maxi­
mal zehn Klassen zeigt die Energieeffizienz 
an – vom ungünstigen G über A bis zum 
27
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B Digitale Technik 
hat mittlerweile ei-
nen enormen Anteil 
am globalen Strom-
verbrauch

Wäschetrocknen 
geht auch auf be-
währte umwelt-
freundliche Art
Spitzenwert A+++. Aber der Strombedarf 
der Geräte ist nur ein Faktor. Weit mehr 
bestimmen die Nutzer den Stromverbrauch. 
Kühl­ und Gefriergeräte laufen Tag und 
Nacht. Gefrierschränke und ­truhen brau­
chen besonders viel Strom. Vielleicht reicht 
ein Gefrierfach im Kühlschrank aus? Allge­
mein gilt: Vor dem Kauf sorgfältig prüfen, 
welches Gerät wirklich benötigt wird. Be­
reits das Aufstellen des Kühlschranks an 
einem kühlen Ort spart Energie. Im Alltag 
ist darauf zu achten, dass die Tür nicht län­
ger oder öfter als unbedingt notwendig ge­
öffnet wird. Warme Speisen sollten erst in 
den Kühlschrank gestellt werden, wenn sie 
abgekühlt sind, Lebensmittel möglichst in 
Dosen verpackt werden. Eine Eisschicht im 
Tiefkühlfach erhöht den Stromverbrauch. 
Defekte Türdichtungen sollten sofort er­
neuert werden. Temperaturen von 7 Grad 
Celsius für den Kühlschrank und minus 18 
Grad Celsius für den Gefrierschrank sind 
ausreichend.  
Die Waschmaschine sollte immer gut gefüllt 
sein, denn sonst muss häufiger gewaschen 
werden, und das führt zu einem höheren 
Energieverbrauch. Oft reicht es aus, normal 
verschmutzte Kleidung bei 30 oder 40 Grad 
zu waschen. Auf eine Vorwäsche kann meist 
verzichtet werden. Wäschetrockner haben 
einen besonders hohen Stromverbrauch. 
Wo die Möglichkeit besteht, sollte die Wä­
sche in einem geeigneten Raum oder an 
der frischen Luft getrocknet werden. Auch 
Klimageräte sind oft nicht notwendig – 
trotz im Sommer hoher Außentemperaturen.
Computer, Fernseher, Spielekonsolen und 
das Handy verbrauchen ebenfalls viel 
Strom. Im Jahr 2030 könnte der Anteil der 
Digitalisierung am weltweiten Stromver­
brauch bereits 20 bis 50 Prozent betragen. 
Wäre das Internet ein Land, wäre es nach 
28
den USA und China der weltweit größte 
Stromverbraucher. Bereits heute verursacht 
die Stromerzeugung für das Internet so viel 
CO2 wie der weltweite Flugverkehr. Such­
maschinen wie Ecosia und Gexsi bieten ei­
ne „grüne Maske“, die den Stromverbrauch 
optimiert. Ecosia lässt mit einem Teil der 
Einnahmen Bäume pflanzen – bisher bereits 
mehr als 67 Millionen, Gexsi fördert soziale 
Projekte. Notebooks sind heute oft genauso 
leistungsfähig wie große Rechner, jedoch 
wesentlich energieeffizienter. Der Energie­
sparmodus am Computer sollte sich bereits 
nach kurzer Zeit einschalten. Auch Werbe­
blocker tragen zur Senkung des Stromver­
brauchs bei.
Kochen und Geschirrspülen verbrauchen 18 
Prozent der im Haushalt genutzten Energie. 
Normal verschmutztes Geschirr wird auch 
im Energiesparmodus des Geschirrspülers 
sauber. Mikrowellengeräte haben einen 
hohen Stromverbrauch und sollten deshalb 
möglichst wenig genutzt werden. Gefrorene 
Lebensmittel können auch bei Raumtempe­
ratur aufgetaut werden. Beim Elek troherd 
ist darauf zu achten, dass nur Töpfe in der 
richtigen Größe auf der Herdplatte stehen. 
Mit der Schnellkochplatte und mit Schnell­
kochtöpfen kann die Kochzeit verringert 
werden. Um Wasser für Tee und andere 
warme Getränke zu erhitzen, ist ein Was­
serkocher immer energiesparender als die 
Herdplatte. Und: Nur so viel Wasser erhit­
zen, wie tatsächlich gebraucht wird.
Energiesparen kann sich auch finanziell loh­
nen: Gas zum Beispiel ist im Haushalt nicht 
nur umweltfreundlicher als Strom, sondern 
auch wesentlich preisgünstiger: Bei einem 
Gasherd mit einer Maximalleistung von 1,5 
Kilowatt kostet eine halbe Stunde rund 4,5 
Cent, ein Elektroherd mit Massekochfeld, 
Glaskeramikplatte oder Induktion mit der 
gleichen Leistung verbraucht in einer halben 
Stunde Strom für rund 20,8 Cent. 
Rainer Bratfisch
Private Haushalte sind  
viertgrößter Stromverbraucher

Auch wenn konventionelle Glühbirnen weitgehend ersetzt wurden: Die 
privaten Haushalte sind in Berlin noch immer für ein Viertel des gesam-
ten Stromverbrauchs verantwortlich. Die größten Stromfresser im Haus-
halt sind die Haushaltsgroßgeräte und die Unterhaltungselektronik. 
Waschmaschine, Trockner und Kühl- und Gefriergeräte verbrauchen 
30 Prozent des Stroms, auf dem zweiten Platz folgen die Informations-
technik, Fernseh- und Audiogeräte mit 27 Prozent. Die Beleuchtung ver-
braucht dank Energiesparlampen oder LED-Lampen nur noch 9 Prozent 
der Energie. Intelligente Stromzähler, sogenannte Smart Meter, bieten 
zahlreiche Möglichkeiten, den Energieverbrauch zu senken. Bis zum Jahr 
2032 soll der Einbau solcher Stromzähler abgeschlossen sein.
rb
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Der Klimaschutz A

fängt morgens 
beim Duschen an

Per App lässt A
sich die Heizung 

 zu Hause auch von 
unterwegs aus 

 sparsam regeln
Jeder Deutsche produziert rund 1,6 
Tonnen CO2 pro Jahr allein durch das 
Heizen. Noch immer gibt es im Berliner 
Gebäudebestand rund 66 000 Ölhei-
zungen. Ein Schwerpunkt des Klima-
schutzpakets ist deshalb der Einbau 
klimafreundlicher Heizungen. Ab dem 
Jahr 2021 gibt es einen  CO2-Preisauf-
schlag für fossile Brennstoffe. Moderne 
Heizkessel werden stärker gefördert, 
Vermieter erhalten Abwrackprämien 
beim Ersatz alter Ölheizungen. Aber 
der technische Fortschritt allein löst 
nicht das Klimaproblem. Mieter können 
die Umweltbelastung beim Heizen und 
bei der Warmwasserbereitung selber 
senken.

Die empfohlene Raumtemperatur liegt im 
Schlafzimmer bei 18 Grad Celsius, im Wohn­
zimmer zwischen 21 und 23 Grad, im Kinder­
zimmer und im Bad bei 23 Grad. Die Tem­
peraturen können mittels Thermostatventil 
oder per App individuell geregelt werden. 
Bereits die Senkung der Raumtemperatur 
um ein Grad spart 5 bis 10 Prozent Heizener­
gie und 200 Kilogramm CO2 pro Jahr. 
2
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Laut einer Umfrage des Bundesverbands 
des Schornsteinfegerhandwerks sind 57 
Prozent aller Heizungen ineffizient. Das neue 
Gebäudeenergiegesetz, das in diesem Jahr 
verabschiedet werden soll, sieht vor, dass 
ab dem Jahr 2026 in der Regel nur noch Hy­
bridlösungen, das heißt die Kombination 
einer herkömmlichen Heizung und einer An­
lage für erneuerbare Energien, zugelassen 
werden. Neue Kessel müssen „renewable 
ready“ sein, das heißt über eine hybridfähi­
0

ge Steuerungs­ und Regelungstechnik verfü­
gen. Optimal sind Blockheizkraftwerke kom­
biniert mit Brennwerttechnik und Erdgas­
zentralheizungen. Durch die Beimischung 
von Bioerdgas wird die Wärmeversorgung 
noch umweltfreundlicher.
Vor dem Kauf eines Kaminofens ist zu prü­
  fen, ob dieser wirklich benötigt wird. Au ßer­
dem ist auf das Umweltzeichen zu achten. 
Im Luftreinhalteplan Berlin ist der Blaue 
Engel bereits als Mindestanforderung ver ­
ankert. Seit Januar 2020 gilt auch für Kamin­
öfen eine Partikelabscheiderpflicht. Auch für 
Kachel­ und Speicheröfen werden die Anfor­
derungen verschärft werden. 
Vorgesehen ist eine mehrstufige Förderung 
der Investitions­ und Installationskosten 
beim Wechsel von Öl auf Gas. Die Mieter ha­
 ben davon nichts – im Gegenteil: Die An­
hebung der CO2­Steuer kann sie teuer zu 
stehen kommen. Für eine vierköpfige  Fami lie 
rechnen Experten für das Jahr 2030 mit zu ­
MieterM
CO2-Ve
sätzlichen Heizkosten von 1135 Euro im Jahr. 
Reiner Wild, Geschäftsführer des Berliner 
Mietervereins, fordert deshalb: „Die Kosten 
aus der CO2­Steuer müssen beim Vermieter 
verbleiben und dürfen nicht den umlegbaren 
Brennstoffkosten zugeschlagen werden.“
Klimaschutz fängt morgens beim Duschen 
an. Bereits eine um wenige Grad  geringere 
Wassertemperatur und eine verkürzte 
Duschzeit wirken sich positiv aus – auf die 
Umwelt und auf den Geldbeutel. Duschen 
– nicht länger als notwendig – verbraucht 
weniger Warmwasser als ein Vollbad. Mit 
einem Einhandhebelmischer kann in Küche 
und Bad schneller die gewünschte Tempera­
tur eingestellt und Wasser gespart werden. 
Ein Niederdruck­Brausekopf in der Dusche 
begrenzt den Warmwasserverbrauch be­
trächtlich. Tropfende Wasserhähne sind 
schnellstmöglich zu reparieren. Während 
des Zähneputzens sollte der Wasserhahn 
abgedreht sein. Die Toilette sollte unbedingt 
über eine Spülstopp­ beziehungsweise Spar­
taste verfügen.
Die Dichte bei Holzfenstern lässt im Laufe 
der Zeit nach, Dichtbänder können porös 
werden. Das kostet Heizenergie. Um Wär­
meverluste zu vermeiden, müssen Türen, 
Fenster und fest installierte Klimageräte ab­
solut dicht sein. Das ist zwar prinzipiell Ver­
mietersache, Mieter müssen Mängel jedoch 
anzeigen, damit der Vermieter Abhilfe schaf­
fen kann. Handelsübliche Dichtungsprofile 
kann der Mieter auch selbst anbringen.
Rainer Bratfisch
Heizen mit Windenergie und Außenluft

Das Fraunhofer Institut IBP arbeitet zurzeit im Projekt Windheizung 2.0 
gemeinsam mit Unternehmen der Innovationsgemeinschaft Raumklima-
systeme (IGR) unter anderem an nachhaltigen Lösungen zum Heizen 
und Kühlen. Während heute Windräder bei starkem Wind oft abge-
schaltet werden, könnten Windräder der neuen Generation sich weiter 
drehen und zusätzlichen Strom erzeugen, der direkt in Wärme umge-
wandelt und in massiven Bauteilen wie Betondecken und -wänden ge  -
speichert wird. Höhere Außentemperaturen können genutzt werden, 
um die Effizienz von Wärmepumpen und damit den Wärmeertrag wei-
ter zu steigern.                                                                                                               rb

Weitere Informationen: www.igr-raumklimasysteme.de
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Private öko-soziale Wende: Teilen, Tauschen, Wiederverwenden
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Repaircafés und
Giveboxen bewir-

ken, dass das Weg-
werfen noch brauch-

barer Produkte
reduziert wird
Bei der Produktion jeder Küchenmaschi-
ne und jeder Jeans wird CO2 erzeugt. 
Teilen und wiederverwenden statt neu 
kaufen ist daher eine echte Einsparmög-
lichkeit – die nebenbei auch noch nach-
barschaftliche Kontakte fördert. 

Zum Beispiel Kleidung. Kaum einer weiß, 
dass die Herstellung von Textilien mehr 
Treibhausgase produziert als der globale 
Luft­ und Schifffahrtsverkehr zusammen. 
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Jeder Deutsche kauft im Durchschnitt 60 
neue Textilien im Jahr. Oft sind sie schon 
nach kurzer Zeit nicht mehr modisch und 
landen im Altkleidercontainer – was zwar 
das schlechte Gewissen beruhigt, der Um­
welt aber kaum nutzt. 
Die Alternative: Second Hand kaufen, ob im 
Internet, in Läden oder auf Trödelmärkten. 
Zunehmend beliebt sind auch Kleiderkreisel, 
wo im privaten Rahmen und in oft geselliger 
Atmosphäre Kleidung untereinander ge­
tauscht wird. Auch Kinderkleidung, die oft 
nur kurze Zeit passt, muss nicht unbedingt 
neu gekauft werden. Das gleiche gilt für 
Spielsachen. Über Inserate bei Nachbar­
schaftsplattformen oder über den guten al­
ten Zettelaushang in der Kita oder im Super­
markt kann man oft gute Sachen für wenig 
Geld finden – und auch selber nicht mehr 
benötigte Dinge verschenken, tauschen oder 
verkaufen. Eine andere Alternative sind so­
genannte Free­ oder Giveboxen – nicht zu 
verwechseln mit wild abgestellten Verschen­
ke­Kisten auf der Straße. In eine Freebox, die 
beispielsweise vor einem Nachbarschafts­
laden steht und von diesem auch gepflegt 
wird, kann jeder nicht mehr benötigte, aber 
noch brauchbare Kleidung, Bücher, Geschirr 
und so weiter legen beziehungsweise sich 
daraus bedienen. Mittlerweile gibt es auch 
etliche Online­Marktplätze, wo Dinge ver­
schenkt werden. Das ausrangierte Handy 
macht vielleicht einen Anderen noch glück­
lich und die Studenten­WG ist dankbar, wenn 
sie eine alte Couch oder ein nicht mehr be­
nötigtes Teeservice ganz umsonst bekom­
men kann. 
Die Ex­und­Hopp­Mentalität hat sich längst 
auch im Haushalt breitgemacht. Die kaput­
te Kaffeemaschine reparieren? Lohnt sich 
doch gar nicht, denken viele. Die meisten 
Geräte gibt es zu Dumpingpreisen neu zu 
kaufen. Diesem Trend stemmen sich die 
Repaircafés entgegen. Hier kann man nach 
dem Prinzip Hilfe zur Selbsthilfe unter fach­
kundiger Anleitung seinen defekten Staub­
sauger reparieren oder den alten Toaster 
wieder in Gang bringen. Reparieren statt 
wegwerfen spart nicht nur Geld und Müll 
ein, sondern auch CO2, das für die Produk­
tion eines neuen Gerätes anfallen würde. Es 
gibt allerdings auch Ausnahmen. Den alten 
Kühlschrank zu reparieren oder sich einen 
gebrauchten zu besorgen, ist nur selten zu 
empfehlen. Die Energieeffizienz eines neuen 
Gerätes ist meist vielfach besser. 
Grundsätzlich gilt: Wenn man sich schon et  ­
was Neues anschafft, sollte man auf Quali­
tät und Langlebigkeit achten. Manche Din­
ge, die man nur selten braucht, kann man 
sich auch innerhalb des Hauses teilen, etwa 
einen Bolzenschneider oder ein Lastenrad. 
Manche Hausgemeinschaften teilen sich so­
gar ein Auto. Ein privates, nicht­kommerziel­
les Carsharing innerhalb der Nachbarschaft 
kann auch über Plattformen wie snappcar.de 
oder Getaway organisiert werden. 
Der Berliner Senat setzt ebenfalls zunehmend 
auf „wiederverwenden statt wegwerfen“ und 
hat kürzlich angekündigt, in den kommenden 
zwei Jahren drei bis vier Gebrauchtwaren­
häuser einzurichten, wo man gut erhaltene 
Waren kaufen kann, von Geschirr über Haus­
haltsgeräte bis hin zu Möbeln. Das Angebot 
richte sich nicht an Bedürftige, betonte Um  ­
weltsenatorin Regine Günther bei der Vor­
stellung des neuen Projekts. Man wolle 
Se  condhandware ganz bewusst aus dieser 
Nische herausholen. 
Birgit Leiß
Fundgrube für Gefälligkeiten

Nachbarschaftsplattformen wie nebenan.de – um nur die größte zu nen-
nen – sind eine wahre Fundgrube für nachbarschaftliche Gefälligkeiten 
aller Art. Egal, ob man eine Transportmöglichkeit zum Möbelhaus 
braucht, seine Büchersammlung verschenken will oder auf der Suche 
nach leeren Marmeladengläsern ist – fast immer gibt es jemanden, der 
weiterhelfen kann oder interessiert ist. Im Mittelpunkt steht das Prinzip 
des nachbarschaftlichen Unterstützens und Teilens. Das Gute dabei 
ist: Das Netzwerk ist nach Kiezen aufgeteilt, der Radius beträgt nur 1 bis 
2 Kilometer, so dass es sich auch lohnt, eine angebrochene Packung 
Windeln oder eine Tüte Gartenäpfel abzuholen. Die Registrierung ist 
kostenlos.                                                                                                                           bl

www.nebenan.de

Eine Liste der Repaircafes in Berlin findet sich unter
www.reparatur-initiativen.de

Kostenloser Verschenke-Marktplatz (bundesweit):
www.free-your-stuff.com
MieterMagazin 1+2/2020
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Haushalt und Ernährung: Gewohnheiten unter die Lupe nehmen     

Die Hälfte des Pa-
pierverbrauchs in 
Deutschland geht 
auf das Konto von 

Verpackungen

Wasser ist ein A 
 energieintensives 

Produkt, doch das 
Trinken von Lei-
tungswasser ist 

 gegenüber abgefüll-
tem Mineralwasser 

umweltfreundlich
Eine große Stellschraube, an der Ver-
braucher im Haushalt drehen können, 
um CO2 zu sparen, ist der Wasserver-
brauch, denn die Aufbereitung – Förde-
rung, Transport, Reinigung – von Was-
ser benötigt einiges an Energie. Ganz 
besonders gilt das für die Erwärmung 
von Warmwasser zum Duschen oder 
Baden. 
0

Leitungswasser zu trinken wiederum ist 
umweltschonend, denn im Gegensatz zum 
Mineralwasser fallen weder Kohlendioxid 
verursachende Verpackungen noch Trans­
portwege an. Übrigens ist Leitungswasser 
auch günstiger und gesünder als Flaschen­
wasser, wie beispielsweise die Stiftung Wa­
rentest im Jahr 2016 in einer Untersuchung 
nachgewiesen hat. 
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Ein paar Grundregeln helfen, die Umwelt zu 
schonen: Regionale und saisonale Lebens­
mittel sind weder im Treibhaus gewachsen, 
noch haben sie weite Wege hinter sich ge­
bracht. Wer den eigenen Fleischkonsum re   ­
duziert, hilft ebenfalls, das Klima zu schüt­
zen. Denn bei der Viehhaltung entsteht kli­
mawirksames Methan. 
Hilfreich ist es, auf Abgepacktes zu verzich­
ten, so gut es geht. Unverpackt­Läden bie­
20
ten Lebensmittel offen an, oft sogar günsti­
ger. Auch im regulären Supermarkt können 
wiederverwendbare Beutel für Obst und 
Gemüse oder für den Einkauf insgesamt ein 
Stoffbeutel zum Einsatz kommen. Lebens­
mittelverschwendung ist schlecht für die 
Klimabilanz. Lieber gezielt einkaufen und 
im Blick behalten, dass vieles weit über das 
Mindesthaltbarkeitsdatum hinaus haltbar 
ist. Umweltlabel wie der Blaue Engel oder 
das Bio­Siegel, aber auch regionale Kenn­
zeichnungen und spezielle Siegel für (mine­
ralölfreie) Naturkosmetik und ökologisch 
produzierte Kleidung helfen im Konsum­
dschungel, den Überblick zu bewahren. 
Was hat Mülltrennung mit Klimaschutz zu 
tun? Sie spart Energie: Gewinnung, Trans­
port und Aufarbeitung sogenannter Primär­
rohstoffe – für Kunststoff Erdöl, für Metalle 
Erze etcetera – sind energie­ und damit CO2­
intensive Prozesse. Durch das Sammeln und 
Sortieren von Wertstoffen erhalten diese als 
Sekundärrohstoffe ein zweites und drittes 
Leben. Das ist umso relevanter, als durch 
den florierenden Onlinehandel immer mehr 
Verpackungsmüll anfällt. 
Die Deutschen sind mit rund 242 Kilogramm 
pro Kopf Weltmeister im Verbrauch von Pa­
pier und Karton, die Hälfte davon sind Ver­
packungen. Wer recyceltes Papier kauft, 
hilft, CO2 einzusparen, denn dank einer Re­
cyclingquote von 75 Prozent ist in Deutsch­
land genug wiederaufbereitetes Papier vor­
handen. Weite Wege entfallen, es werden 
keine neuen Bäume abgeholzt. 
MieterM
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Auch die Menge an Müll, der hierzulande in 
den Gelben Sack wandert, bewegt sich auf 
Rekordniveau: 2017 waren es 226,5 Kilo pro 
Person – bei einer Recyclingquote von unter 
50 Prozent. 
Generell ist der beste Müll derjenige, der gar 
nicht erst entsteht. Denn auch beim Recycling 
entstehen CO2­Emmissionen. Schwierig sind 
für die Trennmaschinen unter anderem die 
unterschiedlichen Kunststoffverpackungen. 
Daher am besten immer den Margari ne­
deckel und den Behälter getrennt in den 
Gelben Sack geben. Der Joghurtbecher 
muss hingegen nicht gespült werden, denn 
die Wertstoffe werden sowieso gewaschen. 
Kassenbons und beschichtetes Papier gehö­
ren in den Restmüll, denn die Papierfasern 
lassen sich schlecht vom Plastik trennen. 
Und: Bioplastik nicht im Biomüll entsorgen. 
In Kompostieranlagen kann nicht zwischen 
normalem und Bioplastik unterschieden 
werden. Biokunststoffe bauen sich schlecht 
oder langsam ab. In Potsdam ist der Einsatz 
von kompostierbaren Kunststoffbeuteln in 
der Biotonne bereits verboten. Besser: Pa­
piertüten oder Zeitungspapier. 
Wer seine Wohnung renovieren will, sollte 
möglichst auf Naturbaustoffe, etwa ökolo­
gische Wandfarben, natürliche Dämmstof­
fe, Böden aus Naturmaterialien wie Holz, 
Kork oder Fliesen setzen. Das sorgt für ein 
gutes (Raum­)Klima. Akkus anstelle von 
Batterien sind die ressourcenschonendere 
Wahl. 
Katharina Buri
Mein Fußabdruck

Wie groß der eigene CO2-Fußabdruck genau ist, lässt sich mit einem 
Rechner des Umweltbundesamts herausfinden. Anhand der Kategorien 
Heizung, Strom, Mobilität, Ernährung und sonstiger Konsum wird die 
eigene CO2-Bilanz erstellt und kann am Ende mit dem bundesdeutschen 
Durchschnitt verglichen werden. In einem zweiten Schritt werden kurz-, 
mittel- und langfristige Szenarien entwickelt, die zeigen, wie eigene CO2-
Einsparungen helfen, das Klima zu schützen.                                                  kb

Weitere Informationen: https://uba.co2-rechner.de 
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Grüne Luftfilter in der Stadt

Begrünte Flächen A
 in der Stadt zerle-

gen Kohlendioxid in 
 seine Bestandteile

Anpflanzungen  
im Wohnumfeld 

mindern schädliche 
Klimaauswirkungen 
und werden von den 

verantwortlichen 
 Behörden teilweise 

unterstützt
Urbanes Grün macht den Klimawandel 
erträglicher – und mildert seine Folgen: 
So kühlt ein Gründach auf dem Haus die 
darunter liegenden Räume. Ein grüner 
Innenhof funktioniert bei Sturzregen wie 
ein Schwamm. Und Bäume sind Luftfil-
ter: Das aufgenommene CO2 wandeln 
sie in Kohlenstoff (C) um für ihr Wachs-
tum und in Sauerstoff (O2), den sie wie-
der an die Luft abgeben. Aus einem kli-
maschädlichen Gas wird so für Mensch 
und Tier lebensnotwendige Atemluft. 

Der Baum vorm Haus hat viele trockene, 
brüchige Äste und schon in den Sommer­
monaten färben sich seine Blätter braun. 
Ein Blick die Straße hinunter zeigt, dass 
das keine Ausnahme ist. „Die letzten bei­
den Sommer mit der Trockenheit und den 
starken Winden haben die allermeisten 
Bäume in unserer Stadt schwer geschädigt“, 
bestätigt Ines Fischer vom ökologischen 
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Netzwerk Grüne Liga e.V. Und so ist es nicht 
verwunderlich, dass immer mehr Anfragen 
auf ihrem Tisch landen: Können wir den 
Ahorn noch retten? Sollten wir ihn gießen, 
und hilft es, die Scheibe rund um den Baum 
zu bepflanzen? In einigen Bezirken, etwa in 
Pankow, werden Bürgerinnen und Bürger 
von den Bezirksbehörden ausdrücklich dazu 
aufgerufen, die Straßenbäume bei großer 
Trockenheit zu gießen. „Gerade frische An­
pflanzungen müssen regelmäßig gewässert 
werden“, bekräftigt Landschaftsarchitektin 
Ines Fischer. 
Dafür sind eigentlich jene verantwortlich, 
die Bäume und Sträucher gesetzt haben. 
Wo das aber nicht geleistet werden kann, 
haben die neuen Anpflanzungen kaum 
eine Chance. Die Achtsamkeit von Anwoh­
nern könnte junge Bäume dagegen retten: 
„Allerdings bringen zwei Gießkannen gar 
nichts“, so Ines Fischer. Um vor allem große 
alte Bäume ausreichend zu wässern, müsse 
schon einmal pro Woche für mindestens 
10 Minuten ein Schlauch angelegt werden. 
Steht Brauchwasser zur Verfügung oder 
gibt es einen Außenhahn für die Gartenbe­
wässerung, können sich Mieter beispielswei­
se mit ihrem Vermieter über die Entnahme 
einigen. 
Überhaupt gilt: Wer für das Grün in seiner 
Wohnumgebung etwas tun will, sollte sich 
informieren und sich mit dem jeweiligen Eigen­
tümer beziehungsweise den Verantwortlichen 
absprechen. Öffentliche Flächen liegen in 
der Zuständigkeit des bezirklichen Straßen­ 
und Grünflächenamtes: von Stadtbrachen, 
kommunalen Spielplätzen bis hin zum 
schmalen Geviert um einen Straßenbaum.
„Gerade beim Bepflanzen einer Baumschei­
be kann eine Menge falsch gemacht wer­
den“, erklärt die Expertin der Grünen Liga. 
Höhere Sträucher versperren oft die Sicht 
und gefährden so auch die Verkehrssicher­
heit. Tiefes Graben könnte die Wurzeln eines 
Baumes schädigen. „Und Rasen zu säen 
ist völlig unsinnig, weil der dem Baum das 
Wasser entzieht“, so Ines Fischer. Bevor also 
die verhärtete Erde in ein kleines Blumenbeet 
verwandelt wird, sollten Hobbygärtner das 
Alter des Baumes kennen, sich über die Bo­
denbeschaffenheit informieren – und nicht 
zuletzt auch genau wissen, wo Leitungen 
unterm Pflaster verlaufen. 
Grundsätzlich gilt: Pflanzungen im öffent­
lichen Raum müssen mit dem zuständigen 
Bezirksamt abgestimmt werden. Von dort 
kommt nicht nur die Genehmigung, son­
dern in der Regel auch Beratung, Hilfe und 
mitunter sogar finanzielle Unterstützung für 
einzelne Pflanzaktionen. In Pankow, Neu­
kölln, Charlottenburg und Friedrichshain­
Kreuzberg beispielsweise wird umwelt­
schützendes Engagement geschätzt und 
gefördert. Marzahn­Hellersdorf unterstützt 
Garteninitiativen mit Workshops, Vor­Ort­
Beratung und begleitender Planung. Denn 
das Bürgerengagement hat viele positive 
Folgen: Begrünte Straßen und Plätze bieten 
in der größten Hitze ein angenehmes Klima, 
binden Feinstaub und verbessern die CO2­
Bilanz.
Das gilt genauso für grüne Höfe, die sich ge­
rade im Sommer in Oasen für Mieterinnen 
und Mieter verwandeln lassen. Werden die 
Grünflächen dort abwechslungsreich mit 
Gehölzen und Stauden aufgelockert und 
dürfen auch Wildkräuter im Rasen wachsen, 
leidet diese Vegetation wesentlich weniger 
unter Hitze und Trockenheit als etwa Straßen­
bäume. 
„Und begrünte Hauswände können sogar 
ein Schutz für die Bausubstanz sein“, erklärt 
Ines Fischer. „Denn entgegen vielen Befürch­
tungen halten Rankpflanzen wie wilder Wein 
MieterMagazin 1+2/2020



Feuchtigkeit vom Mauerwerk fern, weil sie 
Wasser aus dem Boden ziehen.“ Außerdem 
lockt eine solche Bepflanzung Insekten wie 
Wildbienen und Vögel in den Hof. Voraus­
gesetzt, es wird das Richtige angepflanzt: 
Weiß­ und Feuerdorn statt Kirschlorbeer. 
Lavendel, Thymian und Astern anstelle der 
immer gleichen Geranien und Petunien in 
den Balkonkästen. Mehrjährige Stauden, de­
MieterMagazin 1+2/2020

Altern

Sauberste Art: A 
Den größten Teil ih-
rer Wege erledigen 
die Berliner zu Fuß
ren trockene Stängel auch im Winter stehen 
bleiben dürfen, statt der einjährigen Pflanz­
mischungen, die im Herbst meist samt Erde 
in die Tonne gekippt werden. 
Vor allem jedoch brauche es ein Miteinan­
der, so Landschaftsarchitektin Ines Fischer: 
„Hofbegrünung ist immer ein Kompromiss, 
denn es muss auch versiegelte Flächen ge­
ben.“ 
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ative Mobilität 
Verständnis und Einsicht in eine Notwen­
digkeit fordert erst recht die Entscheidung 
für einen Lückenbau, dem vielleicht Bäume 
und Sträucher weichen müssen. „Das gibt 
uns aber auch die Chance, gemeinsam zu 
überlegen, wo und wie sich die versiegelten 
Flächen mit neuer Begrünung ausgleichen 
lassen“, so Ines Fischer. 
Rosemarie Mieder
Kein Torf auf den Balkon

Wer den Balkon bepflanzen oder ein Gründach anlegen will, sollte nicht 
nur auf die richtigen Pflanzen, sondern auch auf die Blumenerde achten. 
Viele angebotene Erden enthalten Torf aus Hochmooren, weil der Was-
ser besonders gut bindet und einen hohen Säuregrad besitzt. Allerdings 
zahlt man damit einen hohen Preis zulasten der Umwelt: Torfabbau 
zerstört die jahrhundert- bis jahrtausendalten Moore und mit ihm den 
Lebensraum für viele Pflanzen und Tiere. Auch fürs Klima ist der Torf-
abbau schlecht: Durch die Entwässerung der Feuchtgebiete entweicht 
CO2 – ein wertvoller Speicher für das Treibhausgas geht verloren.   rm

Über viele Begrünungsmöglichkeiten und auch rechtliche Regelungen 
informiert die Grüne Liga e.V.:
www.grueneliga-berlin.de
Jede Fahrt mit dem Auto verursacht 
Kosten für die Umwelt: Bei einem Ben-
ziner sind das im Durchschnitt 6,4 Cent 
und bei einem Diesel 7,5 Cent pro ge-
fahrenem Kilometer. Doch nach wie 
vor steigt die Zahl der Autos in Berlin. 
335 Autos auf 1000 Einwohner zählt 
das Kraftfahrtbundesamt 2019. Vor 
zehn Jahren waren das noch 321. Dazu 
kommen Tausende Berlin-Besucher 
und Sharing-Autos mit auswärtigen 
Kennzeichen. 

Die Entscheidung fällt um 7 Uhr morgens. 
Eigentlich müsste man die Wohnung mit 
Tochter Sophie schon verlassen haben, um 
die Vierjährige in die Kita zu bringen und 
dann rechtzeitig an der Haltestelle zu ste­
hen. Aber wie so oft ist es ein wenig später 
geworden und so bleibt kaum noch Zeit, das 
Rad aus dem Keller zu holen. Der Weg zu 
Fuß in die Kita dauert mit dem Kind nun viel 
zu lange – und das Auto steht ja praktisch 
vor der Tür. 
In Ballungsgebieten wie Berlin, so das Bun­
desumweltamt, führt nahezu die Hälfte aller 
Autofahrten über eine Strecke von weniger 
als 5 Kilometern – jede zehnte Fahrt ist so­
gar kürzer als ein Kilometer. Dabei wäre die 
Distanz zu vielen Tageszeiten mit dem Rad 
MieterM
CO2-Ve
schneller zu bewältigen. Preisgünstiger und 
gesünder wäre es ohnehin. Vor allem aber 
würde diese Form der Fortbewegung keine 
umweltschädigenden Treibhausgase verur­
sachen. Der motorisierte Straßenverkehr da­
gegen war nach Zahlen des Amtes für Sta­
33
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Zunehmende 
 E-Mobilität bei Rad-
lern führt zu Nach-
frage und  Angebot 
entsprechender 
 Lademöglichkeiten
tistik Berlin­Brandenburg aus dem Jahr 2016 
für circa 19 Prozent aller CO2­Emissionen 
verantwortlich: Das sind rund 3,8 Millionen 
Tonnen. 
„Wir merken inzwischen schon, dass der 
Bedarf an Fahrradstellplätzen zunimmt und 
gerade ältere Mieterinnen und Mieter sich 
mehr Ladestellen für E­Bikes wünschen“, sagt 
Martin Püschel, Referent für Öffentlichkeits­
arbeit bei der Wohnungsbaugesellschaft 
Berlin­Mitte (WBM). Und so macht das 
Unternehmen gerade Inventur: Wie viele 
Radstellplätze gibt es im Bestand, und wie 
viele müssen und können noch geschaffen 
werden?
„Für unsere Neubauprojekte werden von 
vornherein mindestens zwei Fahrradstell­
plätze pro Wohneinheit geplant“, so der 
WBM­Mitarbeiter. 50 Prozent davon sollen 
überdacht beziehungsweise in Innenberei­
chen eingerichtet werden. Dabei lassen sich 
die Wohnungswirtschaftler auch von der 
Tatsache leiten, dass Entscheidungen über 
Mobilität in erster Linie am Wohnort getrof­
fen werden. 80 Prozent aller Wege durch 
Berlin beginnen und enden nämlich vor der 
eigenen Haustür – und werden bestimmt von 
Gewohnheiten. Aber wer mit dem Mietvertrag 
vielleicht auch ein günstiges Mieterticket be­
kommt, steigt sicher öfter auf die Bahn um. 
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B Das Lastenrad ist 
in der Stadt eine kli-
maschonende Alter-
native zum Auto
Wer im Quartier bequem und schnell ein 
Lastenfahrrad ausleihen kann, muss auch 
für einen größeren Einkauf im Supermarkt 
um die Ecke nicht mehr unbedingt ins Auto 
steigen. Und wo es nahe Car­Sharing­An­
gebote gibt, lässt sich auf das eigene Auto 
vielleicht sogar ganz verzichten? 
34
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Das Projekt „Wohnen leitet Mobilität“ be­
gleitet und unterstützt solchen Wandel in 
Berlin und anderen Großstädten seit drei 
Jahren. Es hat die Hauptakteure an einen 
Tisch gebracht: von kommunalen und ge­
nossenschaftlichen bis zu privatwirtschaft­
lichen Unternehmen. Aber seine Initiatoren 
raten Mieterinnen und Mietern auch, selbst 
die Möglichkeiten im Wohnumfeld zu prü­
fen: Ein Fußverkehrs­Check etwa zeigt, wie 
weit entfernt Haltestellen wirklich liegen, 
in welchen Zustand die Fuß­ und Radwege 
sind und wo eine verkehrsberuhigte Zone 
sinnvoll wäre. So lassen sich durchaus 
Forderungen an die Kommune oder den 
Vermieter stellen. Denn noch immer sind 
die meisten Wohnquartiere stark auf mo­
torisierten Individualverkehr zugeschnitten. 
Die Bedürfnisse von Fußgängern werden 
dagegen viel zu wenig berücksichtigt. Da ­
bei sind sie die wichtigsten Verkehrsteil­
nehmer Berlins – circa ein Drittel aller Wege 
legen die Hauptstädter zu Fuß zurück (29,6 
Prozent motorisiert, 27 Prozent mit ÖPNV, 13 
Prozent per Rad). Der Gang zur U­Bahn oder 
zur Bushaltestelle ist da noch gar nicht mit­
gerechnet. Und gerade zu Fuß machen Ber­
linerinnen und Berliner, aber auch Touristen 
die Stadt zu einer belebten, kommunikativen 
Metropole.
i

Wo sich jedoch Autos in Geschäftsstraßen 
stauen, Lieferwagen in zweiter Reihe par­
ken, Linienbusse nicht mehr durchkommen, 
Radfahrer auf den Bürgersteig und Fußgän­
ger ganz beiseite gedrängt werden, ist Stadt 
nur noch Stress und ihre Luft nicht mehr zu 
atmen.
n-Extra
dung
„Das muss sich vermeiden lassen“, erklärt 
Martin Püschel. Zum Vorteil von Gewerbe­
mietern, aber auch für alle Anwohner plant 
die Wohnungsbaugesellschaft WBM das 
Projekt „Smart Logistics“: Zentrale  Stationen 
außerhalb der engen Zentren sollen die Wa ­
  ren annehmen, die dann benzin­ und diesel­
frei per kleinem E­Mobil, E­Lastenrad oder 
E­Bike über die letzten Kilometer weiter­
transportiert werden.
„Oft bestehen die Lieferungen ja nur aus 
einzelnen Paketen – das aber mehrmals am 
Tag“, erklärt Martin Püschel. „Es muss sich 
doch nicht jedes Mal ein Transporter durch­
drängen.“ Im Ortsteil Friedrichshain soll das 
Projekt gemeinsam mit Gewerbetreibenden 
im Sommer diesen Jahres starten – und den 
Weg zu alternativer, klimaneutraler und 
freundlicherer Mobilität in der City wieder 
ein Stück breiter machen.
Rosemarie Mieder 
10 Tipps für umwelt- und 
verbrauchsfreundliches Autofahren

11.  Mit geringer Drehzahlen fahren, weil das Kraftstoff spart, 
 den Lärmpegel senkt und den Motor schont. 
12.  Schnell hochschalten – für eine vollständigere, verbrauchs-
 günstigere und schadstoffärmere Verbrennung. 
13.  Vorausschauend und mit konstanter Geschwindigkeit fahren.
14.  Auto entrümpeln und unnötige Aufbauten abmontieren.
15.  Kurzstrecken möglichst meiden.
16. Auf Reifenwahl und -druck achten.
17. Stromfresser wie Heckscheiben-, Rückspiegel- oder Sitz-
 heizung ausschalten beziehungsweise maßvoll einsetzen.
18.  Motor bei längerem Ampelstopp und im Stau ausschalten. 
19.  Das richtige Motoröl verwenden.
10. Regelmäßige Wartung.
MieterMagazin 1+2/2020
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Die kompletten Entscheidungen finden 
Sie im Internet unter www.berliner-
mieterverein.de/mietrecht/recht
sprechung.htm. Diese Beiträge sind 
gekennzeichnet mit  . Im Internet 
haben Sie durch die komfortable Such-
funktion einen bequemen Zugriff auf 
die seit Januar 2001 veröffentlichten 
Entscheidungen und Aufsätze.
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes

Modernisierung (1)
a) Der Umstand, dass der Mieter – gemessen an seinen 
wirtschaftlichen Verhältnissen und seinen Bedürfnis-
sen – eine deutlich zu große Wohnung nutzt, ist zwar 
in die nach § 559 Abs. 4 Satz 1 BGB vorzunehmende 
Abwägung der beiderseitigen Interessen zu Lasten des 
Mieters einzubeziehen. Hierfür darf als Maßstab je-
doch nicht die nach den Ausführungsvorschriften zur 
Gewährung von staatlichen Transferleistungen oder 
den Vorschriften für die Bemessung von Zuschüssen 
für den öffentlich geförderten Wohnungsbau vorgese-
hene Wohnfläche zugrunde gelegt werden. 
b) Zudem ist die einer Berufung auf einen Härtefall 
nach § 559 Abs. 4 Satz 1 BGB im Einzelfall entgegen-
stehende Unangemessenheit ohnehin nicht isoliert 
nach einer bestimmten Größe für die jeweilige Anzahl 
der Bewohner zu beurteilen. Vielmehr kommt es da-
rauf an, ob die vom Mieter genutzte Wohnung unter 
Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls für 
seine Bedürfnisse deutlich zu groß ist. 
BGH vom 9.10.2019 – VIII ZR 21/19 – 

 Langfassung im Internet

Der Mietvertrag über die 86 Quadratmeter große Woh-
nung wurde im Jahr 1962 von den Eltern des Mieters 
abgeschlossen. Seit Längerem bewohnte der Mieter 
die Wohnung allein. Er bezog Arbeitslosengeld II und 
erhielt zur Deckung der Wohnungsmiete monatlich ei-
nen Betrag von circa 463,10 Euro. Seit Juni 2016 betrug 
die Kaltmiete für die Wohnung 574,34 Euro pro Monat 
zuzüglich eines Heizkostenvorschusses in Höhe von 90 
Euro. 
Ende März 2016 erhöhte die Vermieterin nach durch-
ge führten Modernisierungen die Kaltmiete ab dem 1. Ja-
nuar 2017 um 240 Euro monatlich. Hiervon entfielen 
nach ihren Erläuterungen 70 Euro auf die Dämmungs-
arbeiten (davon 4,16 Euro auf die Dämmung der obers-
ten Geschossdecke), 100 Euro auf den Anbau neuer 
Balkone und weitere 70 Euro auf die Wiederinbetrieb-
nahme des Fahrstuhls. 
Der Mieter erhob daraufhin Klage auf Feststellung, dass 
er nicht zur Zahlung der Mieterhöhung von 240 Euro 
+2/2020
monatlich verpflichtet sei, weil die Mieterhöhung für 
ihn ei ne finanzielle Härte bedeute. Amts- und Landge-
richt gaben dem Mieter weitgehend Recht. 
Im Revisionsverfahren vor dem BGH trug der Vermie-
ter vor, dass nach den für staatliche Transferleistungen 
geltenden Vorschriften für einen Einpersonenhaushalt 
lediglich eine Wohnfläche von 50 Quadratmeter als an-
gemessen gelte. Die Wohnung des Arbeitslosengeld II 
beziehenden Mieters sei aber knapp 86  Quadratmeter 
groß und übersteige damit diese Grenze erheblich. Letzt-
lich laufe die einen Härtefall bejahende Entscheidung 
des Landgerichts darauf hinaus, dass der Vermieter den 
„Luxus“ des Mieters zu finanzieren habe. 
Der BGH trat dieser Auffassung entgegen. Nach § 559 
Abs. 4 Satz 1 BGB sei eine Mieterhöhung ausgeschlos-
sen, soweit sie auch unter Berücksichtigung der voraus-
sichtlichen künftigen Betriebskosten für den Mieter eine 
Härte bedeuten würde, die auch unter Würdigung der 
berechtigten Interessen des Vermieters nicht zu recht-
fertigen ist. Die Beurteilung, ob eine Modernisierungs-
maßnahme für den Mieter eine nicht zu rechtfertigende 
Härte bedeuten würde, obliege dem Tatrichter, der auf-
grund einer umfassenden Würdigung aller Umstände 
des Einzelfalles die Interessen der Beteiligten gegenein-
ander abzuwägen habe.
§ 559 Abs. 4 Satz 1 BGB mache keine Vorgaben, unter 
welchen Umständen die Grenzen der finanziellen Fähig-
keit des Mieters zur Erbringung der Mieterhöhung über-
schritten seien. Die Vorschrift bringe lediglich zum Aus-
druck, dass es entscheidend darauf ankomme, inwieweit 
die Mieterhöhung dem Mieter in Anbetracht seiner wirt  -
schaftlichen Verhältnisse (und etwa durch die Moderni-
sierung eingetretener Vorteile) zuzumuten sei. 
Zwar sei der Umstand, dass der Mieter, gemessen an sei-
nen wirtschaftlichen Verhältnissen und seinen Bedürfnis-
sen, eine viel zu große Wohnung nutze, zu seinen Lasten 
in die Abwägung der beiderseitigen Interessen einzube-
ziehen. Ein solcher Sachverhalt liege jedoch nicht bereits 
dann vor, wenn der Mieter – wie hier – eine Wohnung 
nutzt, die gemessen an den Ausführungsvorschriften zur 
Gewährung von staatlichen Transferleistungen (etwa zu 
§ 22 SGB II, § 35 f. SGB XII) oder an den Vorschriften 
für die Bemessung von Zuschüssen für den öffentlich ge  -
förderten Wohnungsbau zu groß sei. Nach diesen Vor-
schriften bestimme sich zwar, welche staatlichen Unter-
stützungen ein Mieter in diesen Fällen zur Deckung sei-
ner Wohnkosten erhalten könne. Daraus lasse sich aber 
noch nicht ableiten, dass ein – auch deutliches – Über-
schreiten der dort angesetzten Wohnungsgrößen zum 
Nachteil des Mieters im Rahmen der Abwägung nach 
§  559 Abs. 4 Satz 1 BGB gereiche. 
Die genannten Vorschriften sollten sicherstellen, dass 
sich ein Mieter nicht auf Kosten der Allgemeinheit eine 
zu große Wohnung leiste. Im Rahmen des § 559 Abs. 4 
Satz 1 BGB gelte es dagegen abzuwägen, ob der Mieter, 
der sich einer von ihm nicht beeinflussbaren Entschei-
dung des Vermieters ausgesetzt sehe, Modernisierungs-
maßnahmen an der von ihm angemieteten Wohnung 
durchzuführen, trotz des Refinanzierungsinteresses des 
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Vermieters seinen bisherigen Lebensmittelpunkt beibe-
halten dürfe. Schon vor dem Hintergrund ihres unter-
schiedlichen Regelungszwecks sei es nicht zulässig, die 
in den Vorschriften der § 22 SGB II, § 35 f. SGB XII, § 2 
Abs. 2 des Wohnraumgesetzes des Landes Berlin oder 
ähnlicher Bestimmungen festgelegten Wohnungsgrößen 
als Maßstab für eine den Verhältnissen des Mieters an-
gemessene Wohnung zu nehmen. 
Abgesehen davon sei zu berücksichtigen, dass nicht nur 
das Eigentum des Vermieters, sondern auch die Besitz-
position des Mieters den Schutz von Artikel 14 Abs. 1 
GG genieße. Ein Mieter könne daher bei der Anwen-
dung des § 559 Abs. 4 Satz 1 BGB und der Auslegung 
der dort enthaltenen unbestimmten Rechtsbegriffe, na-
mentlich des Begriffs „Härte“, verlangen, dass die Ge-
richte die Bedeutung und die Tragweite seines Bestands-
interesses hinreichend erfassen und berücksichtigen. Die 
einer Berufung auf einen Härtefall nach § 559 Abs. 4 
Satz 1 BGB im Einzelfall entgegenstehende Unangemes-
senheit einer Wohnung könne daher nicht isoliert nach 
einer bestimmten Größe für die jeweilige Anzahl der Be-
wohner beurteilt werden. 
Vielmehr kommt es darauf an, ob die vom Mieter genutz-
te Wohnung unter Berücksichtigung aller Umstände des 
Einzelfalls für seine Bedürfnisse deutlich zu groß sei. Da-
bei könnten – anders als bei der Bestimmung der Härte 
selbst, bei der es allein auf die wirtschaftliche Situation 
ankommt (vgl. § 555 d Abs. 1 Satz 2, § 559 Abs. 4 Satz 1 
BGB) – auch die Verwurzelung des Mieters in der Woh-
nung und seine gesundheitliche Verfassung sowie weitere 
im Einzelfall gegebene Gesichtspunkte eine Rolle spielen. 
Solche abwägungsrelevanten Umstände habe das Land-
gericht rechtsfehlerfrei in seine Bewertung einbezogen. 
Es habe aufseiten des Mieters als maßgeblichen Gesichts-
punkt berücksichtigt, dass dieser schon seit seinem fünf-
ten Lebensjahr und damit seit 1962 in der Wohnung le-
be. Dem Kläger sei mithin jedenfalls nicht vorzuwerfen, 
schon seit Beginn des Mietverhältnisses über seinen wirt-
schaftlichen Verhältnissen zu wohnen. 
In Anbetracht dieser Umstände habe das Berufungsge-
richt im Ergebnis zu Recht angenommen, dass der Gel-
tendmachung einer finanziellen Härte nicht entgegen-
stehe, dass er als Einzelperson eine Dreizimmerwohnung 
mit einer Fläche von 86 Quadratmeter nutze. Dabei 
könne im Streitfall offenbleiben, ab welcher Wohnungs-
größe ohne das Hinzutreten weiterer Umstände (hier 
jahrzehntelanger Lebensmittelpunkt des Mieters) eine 
Wohnung für einen Einpersonenhaushalt mit beengten 
wirtschaftlichen Verhältnissen deutlich zu groß wäre. 
Auch hierzu ließen sich starre Grenzen nicht festlegen. 
Einen ersten Anhaltspunkt können statistische Werte 
oder Erfahrungswerte bilden, die allerdings mit einem 
Zuschlag für eine erhebliche Überschreitung zu verse-
hen seien.
Eine solche Sichtweise laufe nicht auf eine Missachtung 
des Eigentumsrechts des Vermieters aus Art. 14 Abs. 1 
Grundgesetz hinaus. Denn zum einen unterliege dieses 
der Sozialbindung (Artikel 14 Abs. 2 Grundgesetz) und 
zum anderen hätten die Gerichte die Grundrechte beider 
Mietvertragsparteien aus Artikel 14 Abs. 1 Grundgesetz 
in einen angemessenen Ausgleich zu bringen. Der Ver-
mieter werde vor einer unzumutbaren Beschneidung 
seiner Eigentumsbefugnisse dadurch geschützt, dass 
einerseits § 559 Abs. 4 Satz 2 BGB in bestimmten Fäl-
len die Berufung des Mieters auf das Vorliegen einer 
wirtschaftlichen Härte von vornherein ausschließe, und 
andererseits das Festhalten an einer – gemessen an den 
finanziellen Verhältnissen des Mieters – deutlich zu gro-
ßen Wohnung im Einzelfall dazu führen könne, dass der 
Härteeinwand nicht ins Gewicht falle oder gänzlich aus-
geschlossen sei. 

Modernisierung (2)
a) Wenn ein Vermieter die in § 9 Abs. 1 EnEV in Ver-
bindung mit Anlage 3 Nr. 1 bis 6 aufgeführten Arbeiten 
an Gebäuden aus freiem Entschluss durchführt und 
damit die in § 9 Abs. 1 EnEV normierte Verpflichtung 
auslöst, eine Wärmedämmung anzubringen, die die 
Einhaltung eines bestimmten Wärmedurchgangskoef-
fizienten gewährleistet (sogenannte bedingte Anfor-
derungen), sind damit die Voraussetzungen des § 559 
Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 BGB regelmäßig noch nicht erfüllt. 
b) Etwas anderes hat allerdings dann zu gelten, wenn 
die Durchführung der Arbeiten an dem Gebäude für 
den Vermieter unausweichlich geworden ist. 
BGH vom 9.10.2019 – VIII ZR 21/19 – 

 Langfassung im Internet

In der Entscheidung vom 9. Oktober 2019 ging es auch 
noch um die Frage, wann der Härteeinwand des Mieters 
nach § 559 Abs. 4 Satz 2 BGB ausgeschlossen ist, weil 
die Modernisierungsmaßnahme aufgrund einer gesetzli-
chen Verpflichtung des Vermieters durchgeführt wurde. 
Im betreffenden Fall hatte der Vermieter Wärmedämm-
maßnahmen bei Erneuerung eines teilweise schadhaften 
Außenputzes durchgeführt.
Der BGH führte dazu aus, dass dem Tatbestand des 
§  559 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 BGB nur Modernisierungs-
maßnahmen unterfallen, zu deren Durchführung der 
Vermieter rechtlich verpflichtet ist. Eine solche rechtli-
che Verpflichtung bestehe etwa bei Modernisierungs-
maßnahmen, die der Erfüllung sogenannter Nachrüst-
pflichten nach der Energieeinsparverordnung (EnEV), 
insbesondere nach § 10 EnEV, dienten. Hierbei handele 
es sich um durch öffentlich-rechtliche Vorschriften zwin-
gend vorgeschriebene Maßnahmen, denen sich der Ver-
mieter nicht entziehen könne.
In einer solchen Zwangslage befinde sich ein Vermieter, 
der die in § 9 Abs. 1 EnEV aufgeführten Arbeiten an 
Gebäuden aus freiem Entschluss durchführe, jedoch 
in aller Regel nicht. Denn er habe es regelmäßig in der 
Hand, ob er die Arbeiten in Angriff nimmt und damit 
die in § 9 Abs. 1 EnEV normierte Verpflichtung auslöst, 
eine Wärmedämmung anzubringen, die die Einhaltung 
eines bestimmten Wärmedurchgangskoeffizienten ge-
währleiste (sogenannte bedingte Anforderungen). Diese 
Unterschiede zu den Nachrüstungspflichten rechtfer-
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tigten es, den Ausnahmetatbestand des § 559 Abs. 4 
Satz 2 Nr. 2 BGB nicht ohne Weiteres auf Arbeiten an 
den Außenwänden eines Gebäudes anzuwenden, zu 
deren Durchführung kein rechtlicher Zwang bestehe, 
die aber im Falle ihrer Vornahme die Verpflichtung zu 
Dämmungsmaßnahmen nach sich zögen. Denn wenn 
die Durchführung solcher Arbeiten letztlich im freien Er-
messen des Vermieters stehe, bestimme allein er, ob und 
wann er die in § 9 Abs. 1 EnEV vorgesehenen Pflichten 
zur Einhaltung eines bestimmten Wärmedurchgangsko-
effizienten auslöse.
Etwas anderes habe allerdings dann zu gelten, wenn 
die Durchführung der Arbeiten an dem Gebäude für 
den Vermieter unausweichlich geworden sei. Dies sei 
bei einer Erneuerung des Außenputzes dann anzuneh-
men, wenn die Putzfassade aufgrund altersbedingten 
Verschleißes oder aufgrund von auf sie einwirkenden 
schädigenden Ereignissen ersetzt werden müsse und 
zudem der Mieter oder andere Mieter des Anwesens 
den Vermieter berechtigterweise auf Instandsetzung des 
Putzes oder auf Mietminderung in Anspruch nehmen 
beziehungsweise sich der Vermieter einer (bestandskräf-
tigen) behördlichen Anordnung zur Behebung der Schä-
den ausgesetzt sehe. Entsprechendes habe auch ohne 
Aufforderung des Mieters oder einer Behörde dann zu 
gelten, wenn die Beseitigung von Schäden dringend 
aus Sicherheitsgründen geboten sei. Denn in all diesen 
Fällen könne sich der Vermieter nicht der Durchführung 
der Instandsetzungsmaßnahme entziehen, die dann die 
Vornahme der Wärmeschutzmaßnahme verpflichtend 
nach sich ziehe. Es liege damit beim Vermieter eine den 
Nachrüstungspflichten der Energieeinsparverordnung 
vergleichbare Zwangslage vor. 

Mietspiegel
Ein 20 Jahre alter Mietspiegel ist mangels eines Infor-
mationsgehaltes für den Mieter zur Begründung eines 
Mieterhöhungsbegehrens ungeeignet. Ein auf diese 
Weise begründetes Mieterhöhungsverlangen ist des-
halb aus formellen Gründen unwirksam. 
BGH vom 16.10.2019 – VIII ZR 340/18 – 

 Langfassung im Internet

Im Januar 2017 verlangte der Vermieter von der Mie-
terin einer Wohnung in Magdeburg die Zustimmung zu 
einer Mieterhöhung in Höhe von 60 Euro monatlich. Zur 
Begründung bezog er sich auf den Mietspiegel für die 
Stadt Magdeburg von 1998. Die Mieterin weigert sich, 
der verlangten Mieterhöhung zuzustimmen.
Das Landgericht wies die Zustimmungsklage des Vermie-
ters ab. Der BGH bestätigte die Entscheidung des Land-
gerichts, dass der Mietspiegel für die Stadt Magdeburg 
aus dem Jahr 1998 zur Begründung des Mieterhöhungs-
verlangens für die Wohnung nicht geeignet ist und das 
Erhöhungsverlangen des Vermieters vom 19. Januar 2017 
den formellen Anforderungen des § 558 a Abs. 1, Abs. 2 
Nr. 1, Abs. 4 Satz 2 BGB an eine Begründung deshalb 
nicht genüge. 
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Die Begründung des Erhöhungsverlangens – beispielswei-
se mit einem Mietspiegel – solle dem Mieter die Mög-
lichkeit geben, dessen sachliche Berechtigung zu über-
prüfen, um überflüssige Prozesse zu vermeiden. Hierfür 
sei es erforderlich, dass die Begründung dem Mieter kon-
krete Hinweise auf die sachliche Berechtigung des Erhö-
hungsverlangens gebe, um während der Überlegungs-
frist die Berechtigung der Mieterhöhung überprüfen und 
sich darüber schlüssig werden zu können, ob er dem Er-
höhungsverlangen zustimmt oder nicht. 
Hieran fehle es etwa, wenn der Vermieter das Erhöhungs-
verlangen mit Tatsachen begründe, die eine Mieterhö-
hung nach § 558 Abs. 1 BGB schon auf den ersten Blick 
nicht zu tragen vermögen, weil durch deren Mitteilung 
deutlich werde, dass der Vermieter von falschen Voraus-
setzungen ausgeht oder das Erhöhungsverlangen in we-
sentlichen Punkten unvollständig, unverständlich oder 
widersprüchlich erscheine. Eine derartige Begründung 
stehe einer fehlenden Begründung gleich, weil durch sie 
das Ziel des Begründungserfordernisses ebenso wenig 
erreicht werden kann wie im Falle des vollständigen Ver-
zichtes auf eine Begründung. 
So verhalte es sich auch hier, weil die Bezugnahme auf 
einen Mietspiegel, der seit rund 20 Jahren nicht mehr 
aktualisiert wurde, schon im Ansatz nicht geeignet sei, 
das Erhöhungsverlangen zu begründen. 
Das Gesetz gehe grundsätzlich von einem Aktualisie-
rungserfordernis für Mietspiegel innerhalb einer Frist von 
zwei Jahren aus (§ 558 c Abs. 3, § 558 d Abs. 2 BGB). 
Zwar gestatte § 558 a Abs. 4 Satz 2 BGB zur Begrün-
dung eines Mieterhöhungsverlangens grundsätzlich auch 
die Bezugnahme auf einen veralteten Mietspiegel, wenn 
bei Abgabe des Mieterhöhungsverlangens des Vermie-
ters kein Mietspiegel vorhanden sei, bei dem die Vor-
schriften zur Aktualisierung eingehalten seien. Aus dieser 
Regelung folge allerdings nicht, dass das Alter des Miet-
spiegels bedeutungslos wäre, der Vermieter somit einen 
beliebig veralteten Mietspiegel zur Begründung seines 
Mieterhöhungsverlangens heranziehen könnte, sofern 
nur ein neuer Mietspiegel nicht erstellt beziehungsweise 
eine Aktualisierung nicht vorgenommen wurde. Denn 
für die formelle Wirksamkeit des Erhöhungsverlangens 
komme es auch bei einem veralteten Mietspiegel darauf 
an, ob diesem (noch) ein in § 558 a Abs. 1 BGB voraus-
gesetzter Informationsgehalt zukommt. 
Dies sei jedenfalls bei einem fast 20 Jahre alten Miet-
spiegel nicht der Fall. Die in § 558 Abs. 2 BGB genann-
ten Wohnwertmerkmale, nach denen sich die Höhe der 
ortsüblichen Vergleichsmiete für eine Wohnung richte, 
unterlägen typischerweise mit fortschreitender Zeit 
einem Wandel. So könnten etwa im Laufe der Zeit be-
stimmte Einrichtungen, die einer Wohnung besonderen 
Wert verleihen und deshalb Gegenstand eines Miet-
spiegels sind, zur Standardausstattung werden. Auch 
könne die Bewertung einer (Wohn-)Lage durch mit der 
Zeit auftretende strukturelle Veränderungen beeinflusst 
werden. 
Entsprechende Veränderungen könnten bei der Ermitt-
lung der ortsüblichen Vergleichsmiete anhand eines 20 
37

https://www.berliner-mieterverein.de/recht/bgh/mietspiegel-5.htm


MIETRECHT
Jahre lang nicht aktualisierten Mietspiegels naturgemäß 
keine Berücksichtigung finden. Dies führe dazu, dass es 
dem Mietspiegel insoweit am notwendigen Informations-
gehalt fehle und deshalb eine Entscheidung über die 
sachliche Berechtigung des Erhöhungsverlangens nicht 
getroffen werden könne, weil sie zu einem ganz erheb-
lichen Teil auf bloßen Mutmaßungen bezüglich der Art 
und des Umfangs der Veränderungen beruhen würde. 
Es bleibt auch nach dieser Entscheidung des BGH offen, 
wo genau die Grenze zwischen einem veralteten Miet-
spiegel, der als Begründungsmittel gerade noch taug-
lich ist, und einem für die Begründung schon zu alten 
Mietspiegel genau verläuft. Gerade in Berlin könnte sich 
künftig die Frage stellen, ob nach Ende des sogenannten 
„Mietendeckels“ Mieterhöhungen dann noch mit dem 
mittlerweile „alten“ Berliner Mietspiegel 2019 begrün-
det werden können.

Flüchtlingsheim
a) Ein Mietvertrag, den eine Gemeinde abgeschlossen 
hat, um in dem Mietobjekt ihr zugewiesene Flüchtlinge 
unterbringen zu können, ist unbeschadet seiner Bezeich-
nung kein Wohnraummietvertrag im Sinne von § 549 
Abs. 1 BGB. 
b) Eine in diesem Vertrag enthaltene formularmäßige 
Klausel, mit der für beide Mietvertragsparteien das 
Recht zur ordentlichen Kündigung für die Dauer von 60 
Monaten ausgeschlossen wird, ist nicht wegen unan-
gemessener Benachteiligung des Mieters unwirksam. 
BGH vom 23.10.2019 – XII ZR 125/18 – 

 Langfassung im Internet

Eine Gemeinde hatte zur Flüchtlingsunterbringung ein 
Wohnhaus angemietet. In dem als „Mietvertrag über 
Wohnräume“ überschriebenen Formularvertrag war 
das Recht beider Mietvertragsparteien zur ordentlichen 
Kündigung des Mietverhältnisses für die Dauer von 60 
Monaten ab Abschluss des Vertrages ausgeschlossen. 
Als sich abzeichnete, dass der Gemeinde keine Flücht-
linge mehr zugewiesen wurden und das Haus nicht mehr 
belegt werden konnte, kündigte die Gemeinde das Miet-
verhältnis schon nach einem Jahr. Der Vermieter ver-
klagte daraufhin die Gemeinde auf weitere Zahlung der 
vereinbarten Miete, weil nach seiner Ansicht das Miet-
verhältnis noch weiter bestehe. Für die Entscheidung 
des BGH war maßgeblich, ob der vereinbarte Kündi-
gungsausschluss wirksam war oder nicht.
Der BGH gab dem Vermieter Recht. Das Mietverhältnis 
sei durch die Kündigung der Gemeinde nicht beendet 
worden, weshalb dem klagenden Vermieter der Anspruch 
auf Mietzahlung in der von ihm geltend gemachten Hö-
he zustehe. 
Denn der von den Mietvertragsparteien im Mietvertrag 
vereinbarte Kündigungsausschluss sei wirksam. Dabei 
könne dahinstehen, ob diese Regelung zwischen den 
Vertragsparteien ausgehandelt worden sei oder ob es 
sich um eine formularmäßige Vertragsklausel handele. 
Zwar habe der Bundesgerichtshof bereits mehrfach ent-
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schieden, dass ein formularvertraglich vereinbarter Kün-
digungsausschluss, der die Dauer von vier Jahren über-
steige, den Mieter entgegen den Geboten von Treu und 
Glauben unangemessen benachteilige und daher gemäß 
§ 307 Abs. 1 Satz 1 BGB unwirksam sei. Diese Entschei-
dungen bezögen sich jedoch auf den Bereich der Woh-
nungsmiete. 
Diese Rechtsprechung lässt sich jedoch auf den vorlie-
genden Fall nicht übertragen, weil hier ein Wohnraum-
mietverhältnis nicht vorliege. 
Das hier zur Beurteilung stehende Vertragsformular sei 
zwar als „Mietvertrag über Wohnräume“ überschrie-
ben. Bei der Entscheidung der Frage, ob ein Mietverhält-
nis über Wohnraum vorliege, sei jedoch auf den Zweck 
abzustellen, den der Mieter mit der Anmietung des Miet-
objekts vertragsgemäß verfolge.
Die Gemeinde habe die Immobilie angemietet, um dort 
den Wohnbedarf der ihr zugewiesenen Flüchtlinge de-
cken zu können. Der Zweck der Anmietung sei deshalb 
nicht darauf gerichtet gewesen, selbst die Räume zu 
Wohnzwecken zu nutzen, zumal eine juristische Per-
son keinen eigenen Wohnbedarf haben könne. Der 
vertragsgemäße Gebrauch der Gemeinde bezog sich 
vielmehr darauf, die angemieteten Räumlichkeiten zuge-
wiesenen Flüchtlingen zu Wohnzwecken überlassen zu 
dürfen. 
Zudem sei im vorliegenden Fall die Annahme eines 
Wohnraummietverhältnisses auch nicht im Hinblick auf 
die Anwendbarkeit der für den Wohnraummieter gel-
tenden Schutzvorschriften geboten. § 578 Abs. 3 BGB 
sei der Grundsatz zu entnehmen, dass Mietverhältnisse 
über Wohnraum, der von einer juristischen Person des 
öffentlichen Rechts oder einem Träger der Wohlfahrts-
pflege angemietet wurde, um ihn Personen mit dringen-
dem Wohnbedarf zu überlassen, im Verhältnis zwischen 
Vermieter und Hauptmieter nicht als Wohnraummietver-
hältnisse anzusehen seien. Denn wäre in diesen Fällen der 
Hauptmietvertrag bereits als Wohnraummietverhältnis 
zu qualifizieren, kämen die in der Norm aufgeführten 
Mieterschutzvorschriften unmittelbar zur Anwendung 
und bedürfte es der Regelungen in 578 Abs. 3 BGB 
nicht. 
Durch den vereinbarten Kündigungsausschluss auf die 
Dauer von fünf Jahren werde die Gemeinde nicht un-
angemessen benachteiligt. Anders als beim Mieter von 
Wohnraum bestehe bei der Stadt kein Mobilitätsinter-
esse, das eine Beschränkung der Dauer des Kündigungs-
ausschlusses auf vier Jahre rechtfertigen könnte. Die 
Gemeinde als Träger der öffentlichen Verwaltung konnte 
vielmehr im Rahmen der Planung der ihr obliegenden 
Aufgabe, die ihr zugewiesenen Flüchtlinge mit Wohn-
raum zu versorgen, bereits bei Vertragsabschluss ent-
scheiden, für welche Dauer sie die Räume anmieten 
wolle. 
Da der Kündigungsausschluss im Mietvertrag demnach 
sowohl als Formularklausel als auch als Individualverein-
barung keinen rechtlichen Bedenken unterliege, wurde 
das Mietverhältnis nicht durch die ordentliche Kündi-
gung der Gemeinde beendet.
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Beratungszentren
des Berliner Mietervereins
Wir freuen uns auf Ihren Besuch in den zentral gelegenen Be-
ratungszentren des Berliner Mietervereins. Zur Beratung bitte 
immer auch den Mitgliedsausweis und den Mietvertrag mit-
bringen. Wir bitten um Verständnis, dass aus organisatorischen 
Gründen eine Beraterauswahl nicht immer erfolgen kann.
Beratungs-
zentrum

 Frankfurter 
Allee in der 
Frankfurter 

Allee 85

Reinickendorf Pankow

Lichten-
berg

Marzahn-
Hellersdorf

Treptow-KöpenickNeukölln
Steglitz-Zehlendorf

Charlottenburg-
Wilmersdorf

Spandau Mitte

Friedrichshain-
Kreuzberg

Tempelhof-
Schöneberg

Beratungszentrum 

Südstern
Hasenheide 63 (Laden), 
nahe u Südstern

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Begleit-
person auf Rampe erforderlich)

Beratungszentrum 

Walther-Schreiber-Platz
Rheinstraße 44

  Zugang über Fahrstuhl 
rollstuhlgeeignet (Stufe 5 cm)
u Walther-Schreiber-Platz
i Feuerbachstraße

Beratungszentrum 

Wilmersdorfer Straße
Zillestraße 81 (Laden),
nahe Wilmersdorfer Straße

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Stufe 18 cm)
u Bismarckstraße (U 2 und U 7)

Beratungszentrum 

Altstadt Spandau
Mönchstraße 7 (Laden), 
nahe Markt

  Zugang im EG 
über mobile Rampe
u Altstadt Spandau 
u i Rathaus Spandau

Beratungszentrum 

Müllerstraße
Müllerstraße 135 (Laden),
nahe Seestraße 
(neben dem Kino Alhambra) 

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Stufe 19 cm)
u Seestraße

 
 
 
 
 

Beratungszentrum 

Bahnhofstraße Köpenick 
Bahnhofstraße 5 (Laden), 
nahe Seelenbinderstraße

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet, mit Begleit-
person (Stufe 19 cm)
i Köpenick, Tram/Bus Bahnhof-
straße/Ecke Seelenbinderstraße

Beratungszentrum 

Frankfurter Allee
Frankfurter Allee 85

  Zugang rollstuhlgerecht 
(bitte klingeln, der Zugang er-
folgt begleitet über den Hof)
u i Frankfurter Allee
u Samariterstraße 

Beratungszentrum 

Schönhauser Allee
Schönhauser Allee 134 B

  Zugang im EG 
rollstuhlgerecht
u Eberswalder Straße Geschäftsstelle

Spichernstraße 1, 10777 Berlin
u Spichernstraße (U 3 und U 9)

  Zugang im EG rollstuhlgerecht
Rechtsberatung: Mo-Do 17-19 Uhr, 
Fr 15-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr
Bitte beachten Sie
Schriftverkehr: Sollte nach Ihrem Gespräch in der Beratungsstelle 
juristischer Schriftverkehr mit Ihrem Vermieter oder Behörden er-
forderlich sein, wird Ihre Angelegenheit zur weiteren Bearbeitung 
an die Geschäftsstelle weitergeleitet.
Prozesskostenversicherung: Falls eine gerichtliche Auseinander-
setzung unvermeidlich ist, können die Leistungen der Rechts-
schutzversicherung in Anspruch genommen werden. Erforderlich 
ist jedoch zunächst die Beratung durch den Berliner Mieterverein 
und die Einhaltung der 3-monatigen Wartefrist nach Beitritt. Eine 
telefonische Beratung erfüllt diese Obliegenheitsverpflichtung 
nicht. Es gelten die Bedingungen der Prozesskostenversicherung.
Briefzustellung: Senden Sie Ihre Post bitte ausschließlich an die 
Geschäftsstelle, Spichernstraße 1, 10777 Berlin, da in den Bera-
tungszentren keine Zustellung möglich ist.
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Öffnungszeiten 
Achtung: In der Geschäftsstelle andere 
Öffnungs- und Beratungszeiten (siehe Seite 40)

 Spontan: Beratung ohne Terminvereinbarung
(es kann zu Wartezeiten kommen!)
Montag und Mittwoch von 10 bis 12 und 17 bis 19 Uhr, 
Dienstag und Donnerstag von 17 bis 19 Uhr, 
Freitag von 15 bis 17 Uhr, Samstag von 9 bis 13 Uhr 
(samstags jedoch nicht in den Beratungszentren 
Wilmersdorfer Straße und Bahnhofstraße)

 Beratung mit Terminvereinbarung
Vielfältige Angebote von 9 bis 20 Uhr und am 
Samstagvormittag. Vereinbaren Sie telefonisch
Ihren persönlichen Termin.
Servicetelefon: S 030-226  260
Montag, Dienstag, Mittwoch von 9 bis 18.30 Uhr, 
Donnerstag von 9 bis 19 Uhr, Freitag von 9 bis 17 Uhr,
Samstag von 9 bis 13 Uhr
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Service
Geschäftsstelle
Berliner Mieterverein e.V., 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin 
u Spichernstraße (U 3, U 9), 
Bus 204 (Haltestelle U-Bhf. Spichernstraße), nächster i ist 
Zoologischer Garten (in 3 Minuten mit der U 9 erreichbar)

   Zugang im EG rollstuhlgerecht

 S 030-226 260, Fax: 030-226 26-161, 
bmv@berliner-mieterverein.de 
Öffnungszeiten (nicht Rechtsberatung):
Mo, Di, Mi 9-18.30 Uhr, Do 9-19 Uhr, Fr 9-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr

Rechtsberatung: 
Mo, Di, Mi, Do 17-19 Uhr, Fr 15-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr
gsstellen
vereinbarung

 Die BMV-Beratungszentren
 finden Sie auf Seite 39 (eine Seite zurückblättern!)
Weitere Beratun
überwiegend ohne Termin

 Auskünfte zur Zugänglichkeit 
erhalten Sie über unser 
Servicetelefon S 030-226  260

Lichtenberg
K	Mo 9-11 Uhr
Stadtteilzentrum Ikarus, 
Wandlitzstraße 13 
i Karlshorst

K	Di 17-19 Uhr
Nachbarschaftshaus 
im Ostseeviertel, 
Ribnitzer Straße 1 b, 
2. OG, Raum 204
i Wartenberg

Marzahn-Hellersdorf
K	Mo 17-19 Uhr 
Kieztreff, 
Marzahner Promenade 38
i Marzahn, 
Tram/Bus Marzahner Promenade

K	Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, 
Kummerower Ring 42
u Kienberg/Gärten der Welt

Mitte (Mitte, Tiergarten, Wedding) 
K Di 18-19.30 Uhr 
Selbsthilfe-, Kontakt- und  Beratungs-
stelle, Perleberger Straße 44/
Ecke Lübecker Straße
u Birkenstraße

Pankow 
K	Mi 17-19 Uhr 
Gemeindehaus Pankow, 
Breite Straße 38 
Tram Pankow Kirche
40
Pankow 
K	Do 17-19, Fr 14-16 Uhr 
Freizeithaus Weißensee, 
Pistoriusstraße 23
Bus 158, 255

Reinickendorf
K	Mi 17–19 Uhr
Familientreff Wittenau, 
Oranienburger Straße 204, 
Ecke Roedernallee
nahe u Wittenau (250 m Fußweg) 
und i Wittenau (400 m Fußweg)

Steglitz-Zehlendorf
K	Mi 17-19 Uhr 
Mittelhof e.V., König straße 43 
(nahe Rathaus und Meldestelle) 
i Zehlendorf

Tempelhof-Schöneberg
K	Mo 17-19 Uhr 
Evangelisches Gemeindehaus, 
Friedenstraße 20 
u Alt-Mariendorf

K	Mo 18.30-19.30 
+ Do 10-11 Uhr
AWO-Laden, 
Goltzstraße 19 (links)
u Nollendorfplatz, 
u Eisenacher Straße

Treptow-Köpenick
K	Di + Do 17-19 Uhr 
Villa Offensiv, 
Hasselwerderstraße 38-40
i Schöneweide
Servicetelefon
 für weitere Auskünfte, 
      Terminvereinbarungen 
  und Ihre Anregungen:    

 S 030-226 260
Mieterverein 
Online 
Im Internet erreichen Sie uns unter 
www.berliner-mieterverein.de

Infoblätter
Ob Mietvertrag, Betriebskostenabrech-
nung, Wohnungsmängel oder Mieterhö-
hung, der Mieterverein hält für Sie in der 
Hauptgeschäftsstelle und in den Beratungs-
zentren ein großes Angebot an Informa-
tionsblättern bereit. Alle Informationen 
auch im Internet abrufbar unter
www.berliner-mieterverein.de/
mietrecht/infoblaetter.htm 

Mein BMV
Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder 
Ihr Nachname hat sich geändert? 
Sie möchten dem Berliner Mieterverein Än-
derungen bei dem Zweitmitglied mitteilen? 
Oder Sie möchten zukünftig die Online-
Ausgabe des MieterMagazin beziehen?
Unter „Mein BMV“ können Sie im Internet 
die persönlichen Daten Ihrer Mitgliedschaft 
ändern und dem Berliner Mieterverein 
online mitteilen: https://service.berliner-
mieterverein.de/service
Telefonberatung
Bei einfachen rechtlichen Fragen erhal-
ten Sie als Mitglied eine telefonische 
Kurzberatung – schnell und unbürokra-
tisch. Bitte halten Sie Ihre Mitglieds-
nummer bereit (siehe Adressfeld Ihres 
MieterMagazin) und beachten Sie, dass 
die Telefonberatung nicht eine umfang-
reiche Rechtsberatung ersetzen kann. 
Insbesondere, wenn sich aus Ihrer Ange-
legenheit ein Rechtsstreit ergeben soll-
te, ist der Besuch einer Beratungsstelle 
erforderlich. Die Obliegenheit für den 
Rechtsschutz wird mit der Telefonbera-
tung nicht erfüllt. Um Wartezeiten zu 
vermeiden, empfehlen wir, nicht direkt 
zu Beginn und am Ende der Beratungs-
zeit anzurufen.

Telefonberatung: 
S 030-226 26-152
Montag bis Freitag von 13 bis 16 Uhr 
sowie Montag und Donnerstag 
von 17 bis 20 Uhr
MieterMagazin 1+2/2020
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Beratungsangebote rund um die Wohnung
Heizung 
und Heizkosten
Bei technischen Fragen zur Heizung und 
Heizanlage hilft Ihnen die Energieberatung 
des Berliner Mietervereins. Kompetente In-
genieure beraten Sie über energiesparende 
Modernisierungsmaßnahmen (auch durch 
Mieter) und bei mangelhafter Beheizung. 
Terminvereinbarung ist möglich 
unter S 030-226 260:
Mo 17-19 Uhr (jeden 1. Montag, 
nur mit Terminvereinbarung): 
Beratungszentrum Altstadt Spandau, 
Mönchstraße 7
Di 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Walther-Schreiber-Platz, Rheinstraße 44
Mi 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B
Do 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Frankfurter Allee 85

Überprüfung des 
Fernwärmepreises
Die Berliner Firma SEnerCon überprüft für 
Mitglieder des BMV die Angemessenheit 
des Fernwärmepreises des von Ihnen be-
wohnten Gebäudes kostenfrei und unver-
bindlich. Einfach die Kopie der letzten Heiz-
kostenabrechnung des Vermieters (mit An-
gabe der geliefer ten Wärmemenge und des 
Baualters, gegebe nenfalls beim Vermieter 
erfragen) sowie nach Möglichkeit die Wär-
meabrechnung des Fernwärmelieferanten 
einsenden an:  
Berliner Mieterverein, z.H. Wibke Werner, 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin. 

Beratung zu Sozialrecht 
und Miete
Beraten wird insbesondere zu Wohngeld, 
Wohnberechtigungsschein, Ansprüchen 
auf Mietsenkung und die Beschränkung 
von Modernisierungsumlagen für Mieter 
der städtischen Wohnungsbaugesellschaf-
ten sowie Kosten für die Unterkunft und 
Heizung im Rahmen der Grundsicherung 
für Arbeitssuchende und Sozialhilfeemp-
fangende.
Bitte vereinbaren Sie einen Termin. 
Servicetelefon S 030-226 260 

Mediation und 
Konfliktberatung
Bei Lärm durch Nachbarn und Auseinander-
setzungen mit Nachbarn oder Mitbewoh-
nern bietet der Berliner Mieterverein seinen 
Mitgliedern eine Beratung zum Umgang mit 
dem Konflikt und bei Bedarf ein Media tions-
verfahren zur einvernehmlichen Lösung des 
Problems an. Die Beratung/Mediation wird 
MieterMagazin 1+2/2020
von einem Mediator (Konfliktvermittler) 
durchgeführt. Das Angebot ist für Mitglie-
der des Berliner Mietervereins kostenfrei.
K Telefonberatung und Kontakt: 
Do 17-18 Uhr, außerhalb dieser Zeiten 
ist ein Anrufbeantworter geschaltet: 
S 030 - 34 71 08 21; E-Mail-Anfragen: 
mediation@berliner-mieterverein.de

Mietrechtsberatung 
für Gewerbemieter
Nur mit telefonischer Termin-
vereinbarung unter S 030-226  260
Die Beratung findet statt:
K Charlottenburg
Do 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum 
Zillestraße 81, nahe Wilmersdorfer Straße 
u Bismarckstraße
K Prenzlauer Berg
Mo 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B 
u Eberswalder Straße
K Wilmersdorf/Schöneberg
Fr 14-17 Uhr
BMV-Geschäftsstelle Spichernstraße 1 
u Spichernstraße

Schwerpunktberatung 
Nutzer/Pächter
K Hellersdorf
Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, Kummerower Ring 42
u Neue Grottkauer Straße
K Treptow
Do 17-19 Uhr
Villa Offensiv, Hasselwerderstraße 38-40 
i Schöneweide

Mietrechtsberatung 
für bildende Künstler
Jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat 
von 17 bis 19 Uhr
Köthener Straße 44 (3. OG, BBK), 
Berlin-Kreuzberg, i Anhalter Bahnhof
in Zusammenarbeit mit dem Berufs-
verband Bildender Künstler in Ateliers, 
Gewerberäumen und Wohnungen 

Hilfe zur Wohnungs-
abnahme/-übernahme
Zur persönlichen Unterstützung 
in Ab- und Übernahmeterminen 
empfiehlt der Ber liner Mieterverein 
folgende sach kundige Per sonen:
Dipl.Ing.Arch. Dietrich Eulitz,
S 030-294 31 07 oder S 0178 / 780 07 80
Dipl.Ing.Arch. Rüdiger Beer, 
S 030-20 98 92 65 oder S 0163 / 826 69 44
Kosten: 90 Euro pro Termin zuzüglich 
10 bis 40 Euro Fahrtkosten. Die Beauftra-
gung durch Sie erfolgt direkt an die oben 
genannten Personen. Gutachten und ju -
ristische Auskünfte sind nicht möglich. 
Bei Abnahme: Die Prüfung Ihrer miet-
vertraglichen Verpflichtung zu Schön-
heitsreparaturen sollte bereits vor der 
Wohnungsabnahme in einer unserer 
Beratungsstellen erfolgen. 

Gutachten – der BMV 
vermittelt Experten

Vielfach gibt es neben juristischen Fragen 
auch technische Probleme. Zur Beurteilung 
ist Sachverstand erforderlich. 
Mit den nachstehenden Gutachtern haben 
wir für Mitglieder des Berliner Mieterver-
eins günstige Konditionen vereinbart. 
Bitte besprechen Sie die konkreten Kosten 
vor einer Beauftragung. Darüber hinaus-
gehende Auskünfte und Beratungen sind 
telefonisch nicht möglich. Die Juristen des 
Berliner Mietervereins informieren Sie ger-
ne, ob in Ihrer Angelegenheit eine Begut-
achtung angezeigt erscheint.

Wir bieten Gutachten 
zu folgenden Themenbereichen:
K Wohnflächenberechnung
K Schönheitsreparaturen
K Feuchtigkeitsschäden 
durch schadhafte Abdichtungen
K Modernisierung: Mieterhöhungsprüfung 
aus bautechnischer Sicht
K Heizung/Warmwasser/
Wärmedämmung
K Hausrat
K Wohnungsmängel 
auch bei Schimmelbelastung
K Schimmelpilzbewertung/-bestimmung 
ohne bauliche Ursachenbestimmung
K Geräuschmessung für technische Anlagen
K Elektrosmog/Mobilfunk
K Umweltchemie/Umwelttechnik/
Schadstoffanalyse
K Baubiologie (Elektrosmog, 
Schadstoffanalytik)
Die Gutachter finden Sie unter
www.berliner-mieterverein.de/
oder rufen Sie S 030-226 260 an.

Mietrechtsbroschüren 
Guter Rat und gar nicht teuer. 
Die Mietrechtsbroschüren des Deutschen 
Mieterbundes (DMB) sind zu erwerben 
in der Geschäftsstelle und in den Bera-
tungszentren des Berliner Mietervereins 
oder beim Deutschen Mieterbund, 
10169 Berlin beziehungsweise im Internet 
unter www.mieterbund.de.
41



Service
Zusatzangebote
Kooperationsangebote
für Mitglieder
Der Berliner Mieterverein hat mit den unten-
stehenden Einrichtungen Kooperationsab-
kommen geschlossen. Davon profitieren die 
Mitglieder. Bei Vorlage des Einzahlungsbe legs 
für den Mitgliedsbeitrag oder des ak tuellen 
MieterMagazin mit Namensaufdruck erhal-
ten Sie Ermäßigungen für Eintrittskarten.

Rabatt bei joycard – 
Berlin zum halben Preis 
150 Partner in der Gastronomie, bei Sport 
& Fun, Kultur & Kino, Wellness und Nightlife.
Für BMV-Mitglieder statt 59,95 Euro im 
ersten Jahr nur 25 Euro, Folgejahre 45 statt 
59,95 Euro; Gutscheincode: mieterverein; 
Bestellung: www.joycard.de, S 30 36 99 57 
 
Bildung und Kultur 
K Urania
www.urania-berlin.de 
S 030-218 90 91 
K Distel Kabarett – 
Theater im Admiralspalast
www.distel-berlin.de 
S 030-204 47 04 
K Kleines Theater 
www.kleines-theater.de 
S 030-821 20 21 
K Labyrinth Kindermuseum 
www. kindermuseum-labyrinth.de 
S 030-800  93 11 50
Nützliches
K	Mietspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/mietspiegel, Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung, S 030-90 139 - 47 77
K	Betriebskostenspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/betriebskosten/
K	Heizspiegel
www.heizspiegel-berlin.de
K	Energiesparberatung
des BUND für Geringverdiener:
Termin unter S 030-78 79 00 60
K	Wohngeld 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/wohngeld/diwo.shtml
Rufnummern bei den Wohnungsämtern
K	Quartiersmanagement 
www.quartiersmanagement-berlin.de
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung,
S 030-90 139 - 48 10
K	Sozialgipfel
www.berliner-sozialgipfel.de
K	Genossenschaftlich Wohnen
www.berliner-genossenschaftsforum.de
S 030-302 38 24
42
K	Lärmschutz 
www.stadtentwicklung.berlin.de/umwelt
Stiftung Warentest – Leseraktion Straßen-
lärm, 10773 Berlin, S 01 80 / 232 13 13
K	Wohnen im Alter 
Infotelefon beim  Pflegestützpunkt Berlin, 
Mo - Fr  9 - 18 Uhr: S 0800 - 59 500 59
www.hilfelotse-berlin.de
K	Mietschulden/Wohnungsnotfälle 
Geschütztes Marktsegment/
Landesamt für Gesundheit und Soziales 
S 030-902 29 - 32 01 / 2 
www.berlin.de/lageso/soziales/
marktsegment/index.html 
Ambulante Dienste/GEBEWO 
S 030-480 98 191, Fax 030-480 98 192, 
AmbulanteDiensteNord@gebewo.de 
Ambulante Wohnhilfe Wedding/IB
S 030-490 00 99 0,  Fax 030-490 00 99 28, 
AWH-B-Wedding@internationaler-bund.de 
K	Verbraucherschutz
www.vz-berlin.de, 
www.test.de
Ehrenamtliches 
Engagement
Hilfe zur Selbsthilfe – 
Bezirksaktivengruppen
Wir, engagierte Mieter im Berliner Mieter-
verein, haben uns in Bezirksgruppen zu-
sammengeschlossen, um uns selbst aktiv 
für eine mieterfreundliche Wohnungs-
politik einzusetzen. Dazu gehört, 
K dass wir uns über das aktuelle Gesche-
hen im Bereich der Miet- und Wohnungs-
politik informieren; 
K dass wir unsere Mitmieter aufklären; 
K dass wir uns einfach zusammentun, 
um mit unseren Mietproblemen nicht 
allein zu sein.  
Wir würden uns freuen, 
wenn auch Sie kommen würden.

Charlottenburg-Wilmersdorf 
Bezirksleitung: Raphael Thieme, 
Fritz Peter Brost, Hans Huser
Treffen aktiver Mitglieder und interessierter 
Mieter jeden 2. Dienstag eines Monat um 
18.30 Uhr im Haus am Mierendorffplatz, 
Mierendorffplatz 19
Kontakt auch über Thomas Christel, 
Geschäftsstelle des BMV, 
S 030-226 26-144
Friedrichshain-Kreuzberg 
Bezirksleitung: Gundel Riebe, 
Ralf Kießling, Wolfgang Wilms 
K Die Aktivengruppe trifft sich immer am 
2. Do jeden geraden Monats um 18 Uhr 
im Beratungszentrum Frankfurter Allee 85. 
K Kontaktmöglichkeiten zur Bezirksleitung: 
in den Treffen der Aktivengruppe und über 
Thomas Christel, Geschäftsstelle des BMV, 
S 030-226 26-144
Lichtenberg
Bezirksleitung: Lieselotte Bertermann, 
Alexandra Gaulke, Ursula Niemann 
K Die Aktivengruppe trifft sich jeden 
2. Mi des Monats um 17 Uhr in der 
„Undine“, Wohnprojekt und Kieztreff, 
 Hagenstraße 57-60. 
K Kontaktmöglichkeit in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewie senen 
 Beratungszeiten
Marzahn-Hellersdorf
Bezirksleitung: Peter Risch, Peter Reuscher, 
Irina Neuber 
K Kontaktaufnahme ist in allen Marzahner 
und Hellersdorfer Beratungsstellen während 
der Beratungszeiten möglich
Mitte
Bezirksleitung: Thomas Suckow 
Kontakt auch über Thomas Christel, Ge-
schäftsstelle des BMV, S 030-226 26-144
Neukölln
Bezirksleitung: Jutta Hartmann, 
Wilhelm Laumann
Kontaktmöglichkeiten: bmv-neukoelln@
freenet.de und über Thomas Christel,  Ge   -
schäfts stelle des BMV, S 030-226 26-144
K Die Aktivengruppe trifft sich jeden 3. Mo 
im Monat um 18.30 Uhr (Achtung: neuer 
Termin!) in der Richardstraße 5 (Räume der 
Aktion Karl-Marx-Straße)
Pankow
Bezirksleitung:  Karin Kemner, 
Hans-Günther Miethe
K Kontaktmöglichkeiten: 
Do 17-19 Uhr im Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B 
Reinickendorf 
Bezirksleitung: Helmut Möller
Kontakt: Thomas Christel, Geschäftsstelle 
des BMV, S 030-226 26-144
K „Mittwochsrunde“ jeden 1. Mi im Mo-
nat ab 19 Uhr im Familientreff  Wittenau, 
 Oranienburger Straße 204
Spandau
Alle Treffen: BMV-Beratungszentrum 
Altstadt Spandau, Mönchstraße 7
jeden Do 17-19 Uhr neben juristischer 
 Beratung: Betreuung der Mitglieder; 
Mietergemeinschaften; AG Modernisierung,
AG Privatisierung und Umwandlung:
Leitung: J. Wilhelm, S 030-331 52 20
Steglitz-Zehlendorf
Bezirksleitung: Barbara von Boroviczeny
Kontakt: Thomas Christel, Geschäftsstelle 
des BMV, S 030-226 26-144
Tempelhof-Schöneberg
Bezirksleitung: Heike Gläßer-Hübner, 
Karin Dewitz
Kontakt: Thomas Christel, Geschäftsstelle 
des BMV, S 030-226 26-144
Treptow-Köpenick
Bezirksleitung: Henry Baumfelder, 
Ilona Sechting, Rosemarie Wabner
K Treffen aktiver Mitglieder zum Erfahrungs-
austausch jeden 2. Donnerstag im Monat 
K Kontaktmöglichkeit in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewiesenen 
Beratungszeiten
MieterMagazin 1+2/2020

http://www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/mietspiegel/
http://www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/betriebskosten/
http://www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/wohngeld/diwo.shtml
https://www.berlin.de/lageso/soziales/geschuetztes-marktsegment/
mailto:bmv-neukoelln@freenet.de


FO
R

M
U

LA
R

 F
Ü

R
 D

IE
 U

N
T

ER
ST

Ü
T

Z
U

N
G

SB
EK

U
N

D
U

N
G

 F
Ü

R
 D

IE
 

EU
R

O
PÄ

IS
C

H
E 

B
Ü

R
G

ER
IN

IT
IA

T
IV

E1 
H

O
U

SI
N

G
 F

O
R

 A
LL

1.
 

D
ie

 a
uf

 d
ie

se
m

 F
or

m
ul

ar
 a

ng
eg

eb
en

en
 U

nt
er

ze
ic

hn
er

 h
ab

en
 ih

re
n 

W
oh

ns
it

z 
in

 o
de

r 
si

nd
 S

ta
at

s-
 

 
bü

rg
er

 v
on

 (i
m

 A
us

la
nd

 le
be

nd
e 

B
ür

ge
r, 

so
fe

rn
 s

ie
 d

ie
 z

us
tä

nd
ig

en
 B

eh
ör

de
n 

ih
re

s 
La

nd
es

 ü
be

r 
 

 
ih

re
n 

W
oh

ns
it

z 
in

 K
en

nt
ni

s 
ge

se
tz

t h
ab

en
): 

D
EU

T
SC

H
LA

N
D

2.
 

R
eg

is
tr

ie
rn

um
m

er
 d

er
 E

ur
op

äi
sc

he
n 

K
om

m
is

si
on

: E
C

I(2
01

9)
00

00
03

 

3.
 

D
at

um
 d

er
 R

eg
is

tr
ie

ru
ng

: 1
8/

03
/2

01
9

4.
 

In
te

rn
et

ad
re

ss
e 

di
es

er
 g

ep
la

nt
en

 B
ür

ge
ri

ni
ti

at
iv

e 
im

 R
eg

is
te

r 
de

r 
E

ur
op

äi
sc

he
n 

K
om

m
is

si
on

:  
 

ht
tp

://
ec

.e
ur

op
a.

eu
/c

iti
ze

ns
-in

iti
at

iv
e/

pu
bl

ic
/in

iti
at

iv
es

/o
ng

oi
ng

/d
et

ai
ls

/2
01

9/
00

00
03

5.
 

B
ez

ei
ch

nu
ng

 d
ie

se
r 

ge
pl

an
te

n 
B

ür
ge

ri
ni

ti
at

iv
e:

 H
ou

si
ng

 fo
r 

A
ll

6.
 

G
eg

en
st

an
d:

 M
it

 d
ie

se
r 

E
ur

op
äi

sc
he

n 
B

ür
ge

ri
ni

ti
at

iv
e 

so
lle

n 
be

ss
er

e 
re

ch
tl

ic
he

 u
nd

 fi
na

nz
ie

lle
  

 
R

ah
m

en
be

di
ng

un
ge

n 
ge

sc
ha

ff
en

 w
er

de
n,

 u
m

 W
oh

ne
n 

fü
r 

al
le

 M
en

sc
he

n 
in

 E
ur

op
a 

zu
  

 
er

m
ög

lic
he

n.

7.
 

W
ic

ht
ig

st
e 

Z
ie

le
: W

ir
 fo

rd
er

n 
di

e 
E

U
 z

um
 H

an
de

ln
 a

uf
, u

m
 W

oh
ne

n 
in

 E
ur

op
a 

fü
r 

al
le

 z
u 

 
 

er
m

ög
lic

he
n.

 D
ie

s 
um

fa
ss

t d
ie

 E
rl

ei
ch

te
ru

ng
 d

es
 Z

ug
an

gs
 fü

r 
al

le
 z

u 
le

is
tb

ar
em

 u
nd

 s
oz

ia
le

m
  

 
W

oh
nb

au
, k

ei
ne

 A
nw

en
du

ng
 d

er
 M

aa
st

ri
ch

t-
K

ri
te

ri
en

 a
uf

 ö
ff

en
tl

ic
he

 In
ve

st
it

io
ne

n 
in

  
 

le
is

tb
ar

en
 W

oh
nb

au
, b

es
se

re
r 

Z
ug

an
g 

zu
 E

U
-F

in
an

zm
it

te
ln

 fü
r 

ge
m

ei
nn

üt
zi

ge
 u

nd
 n

ac
hh

al
ti

ge
  

 
W

oh
nb

au
tr

äg
er

, s
oz

ia
le

 u
nd

 w
et

tb
ew

er
bs

ge
re

ch
te

 R
eg

el
n 

fü
r 

K
ur

zz
ei

tv
er

m
ie

tu
ng

en
 s

ow
ie

 
 

di
e 

st
at

is
ti

sc
he

 E
rf

as
su

ng
 d

es
 W

oh
nb

ed
ar

fs
 in

 E
ur

op
a.

8.
 

N
am

en
 u

nd
 E

-M
ai

l-
A

dr
es

se
n 

de
r 

re
gi

st
ri

er
te

n 
K

on
ta

kt
pe

rs
on

en
:  

 
K

ar
in

 Z
A

U
N

E
R

 (k
ar

in
.z

au
ne

r@
ho

us
in

gf
or

al
l.e

u)
 

 
Sa

nt
ia

go
 M

A
S 

D
E

 X
A

X
A

S 
FA

U
S 

(P
A

H
@

ho
us

in
gf

or
al

l.e
u)

9.
 

N
am

en
 d

er
 ü

br
ig

en
 r

eg
is

tr
ie

rt
en

 O
rg

an
is

at
or

en
: L

is
a 

W
IN

T
E

R
, P

av
lo

s 
K

A
LO

SI
N

A
TO

S,
  

 
Iv

a 
M

A
R
ČE

T
IĆ

, A
na

 R
it

a 
T

E
LE

S 
D

O
 P

A
T

R
O

C
ÍN

IO
 S

IL
V

A
, J

an
a 

K
IM

V
A

LL
 H

A
G

E
L

10
. 

W
eb

si
te

 d
ie

se
r 

ge
pl

an
te

n 
B

ür
ge

ri
ni

ti
at

iv
e 

(s
of

er
n 

vo
rh

an
de

n)
: w

w
w

.h
ou

si
ng

fo
ra

ll.
eu

1
D

as
 F

or
m

ul
ar

 is
t a

uf
 e

in
em

 B
la

tt
 a

us
zu

dr
uc

ke
n.

 D
ie

 O
rg

an
is

at
or

en
 k

ön
ne

n 
ei

n 
zw

ei
se

it
ig

 b
ed

ru
ck

te
s 

B
la

tt
 v

er
w

en
de

n.
2

 D
as

 F
or

m
ul

ar
 m

us
s 

ni
ch

t u
nt

er
sc

hr
ie

be
n 

w
er

de
n,

 s
of

er
n 

di
e 

U
nt

er
st

üt
zu

ng
 m

it
 H

ilf
e 

ei
ne

s 
O

nl
in

e-
Sa

m
m

el
sy

st
em

s 
im

 S
in

ne
 v

on
 A

rt
ik

el
 6

 d
er

 

V
er

or
dn

un
g 

(E
U

) N
r. 

2
1

1
/2

0
1

1
 b

ek
un

de
t w

ir
d.

Er
kl

är
un

g 
zu

m
 D

at
en

sc
hu

tz
: I

m
 E

in
kl

an
g 

m
it

 d
er

 D
at

en
sc

hu
tz

-G
ru

nd
ve

ro
rd

nu
ng

 w
er

de
n 

Ih
re

 in
 d

ie
se

m
 F

or
m

ul
ar

 g
em

ac
ht

en
 p

er
so

ne
nb

ez
og

en
en

 A
ng

ab
en

 n
ur

 fü
r 

di
e 

U
nt

er
st

üt
zu

ng
 d

er
 In

it
ia

ti
ve

 
ve

rw
en

de
t u

nd
 d

en
 z

us
tä

nd
ig

en
 n

at
io

na
le

n 
B

eh
ör

de
n 

fü
r 

Ü
be

rp
rü

fu
ng

s-
 u

nd
 B

es
ch

ei
ni

gu
ng

sz
w

ec
ke

 z
ur

 V
er

fü
gu

ng
 g

es
te

llt
. S

ie
 h

ab
en

 d
as

 R
ec

ht
, v

on
 d

en
 O

rg
an

is
at

or
en

 d
ie

se
r 

In
it

ia
ti

ve
 Z

ug
an

g 
zu

 Ih
re

n 
pe

rs
on

en
be

zo
ge

ne
n 

D
at

en
, d

er
en

 B
er

ic
ht

ig
un

g,
 L

ös
ch

un
g 

un
d 

di
e 

E
in

sc
hr

än
ku

ng
 ih

re
r 

V
er

ar
be

it
un

g 
zu

 v
er

la
ng

en
. I

hr
e 

D
at

en
 w

er
de

n 
vo

n 
de

n 
O

rg
an

is
at

or
en

 h
öc

hs
te

ns
 1

8
 M

on
at

e 
na

ch
 R

eg
is

tr
ie

ru
ng

 
de

r 
ge

pl
an

te
n 

B
ür

ge
ri

ni
ti

at
iv

e 
od

er
 e

in
en

 M
on

at
 n

ac
h 

A
nm

el
du

ng
 d

ie
se

r 
In

it
ia

ti
ve

 b
ei

 d
er

 K
om

m
is

si
on

 g
es

pe
ic

he
rt

, j
e 

na
ch

de
m

, w
el

ch
er

 Z
ei

tp
un

kt
 d

er
 fr

üh
er

e 
is

t.
 Im

 F
al

le
 v

on
 V

er
w

al
tu

ng
s-

 o
de

r 
G

er
ic

ht
sv

er
fa

hr
en

 k
ön

ne
n 

di
e 

D
at

en
 ü

be
r 

di
es

e 
Fr

is
te

n 
hi

na
us

 fü
r 

ei
ne

n 
Z

ei
tr

au
m

 v
on

 h
öc

hs
te

ns
 e

in
er

 W
oc

he
 n

ac
h 

A
bs

ch
lu

ss
 d

er
 b

et
re

ff
en

de
n 

V
er

fa
hr

en
 g

es
pe

ic
he

rt
 w

er
de

n.
 U

nb
es

ch
ad

et
 e

in
es

 a
nd

er
-

w
ei

ti
ge

n 
ad

m
in

is
tr

at
iv

en
 o

de
r 

ge
ri

ch
tl

ic
he

n 
R

ec
ht

sb
eh

el
fs

 h
ab

en
 S

ie
 d

as
 R

ec
ht

, j
ed

er
ze

it
 B

es
ch

w
er

de
 b

ei
 e

in
er

 D
at

en
sc

hu
tz

be
hö

rd
e,

 in
sb

es
on

de
re

 in
 d

em
 M

it
gl

ie
ds

ta
at

 Ih
re

s 
ge

w
öh

nl
ic

he
n 

A
uf

en
th

al
ts

, 
Ih

re
s 

A
rb

ei
ts

or
ts

 o
de

r 
de

s 
O

rt
s 

de
s 

m
ut

m
aß

lic
he

n 
V

er
st

oß
es

 z
u 

er
he

be
n,

 w
en

n 
Si

e 
m

ei
ne

n,
 d

as
s 

Ih
re

 D
at

en
 u

nr
ec

ht
m

äß
ig

 v
er

ar
be

it
et

 w
or

de
n 

si
nd

. D
ie

 O
rg

an
is

at
or

en
 d

er
 B

ür
ge

ri
ni

ti
at

iv
e 

si
nd

 d
ie

 fü
r 

di
e 

V
er

ar
be

it
un

g 
V

er
an

tw
or

tl
ic

he
n 

im
 S

in
ne

 d
er

 D
at

en
sc

hu
tz

-G
ru

nd
ve

ro
rd

nu
ng

, d
ie

 S
ie

 a
nh

an
d 

de
r 

A
ng

ab
en

 a
uf

 d
ie

se
m

 F
or

m
ul

ar
 k

on
ta

kt
ie

re
n 

kö
nn

en
. D

ie
 K

on
ta

kt
an

ga
be

n 
de

s 
D

at
en

sc
hu

tz
be

au
ft

ra
g-

te
n 

(f
al

ls
 v

or
ha

nd
en

) s
in

d 
üb

er
 d

ie
 a

uf
 d

ie
se

m
 F

or
m

ul
ar

 a
ng

eg
eb

en
e 

In
te

rn
et

ad
re

ss
e 

de
r 

In
it

ia
ti

ve
 im

 R
eg

is
te

r 
de

r 
E

ur
op

äi
sc

he
n 

K
om

m
is

si
on

 a
br

uf
ba

r. 
D

ie
 K

on
ta

kt
an

ga
be

n 
de

r 
zu

st
än

di
ge

n 
na

ti
on

al
en

 
B

eh
ör

de
, d

ie
 fü

r 
di

e 
A

nn
ah

m
e 

un
d 

di
e 

B
ea

rb
ei

tu
ng

 Ih
re

r 
pe

rs
on

en
be

zo
ge

ne
n 

D
at

en
 z

us
tä

nd
ig

 is
t,

 u
nd

 d
ie

 K
on

ta
kt

an
ga

be
n 

de
r 

na
ti

on
al

en
 D

at
en

sc
hu

tz
be

hö
rd

en
 s

in
d 

ab
ru

fb
ar

 u
nt

er
: h

tt
p:

//
ec

.e
ur

op
a.

eu
/

ci
ti

ze
ns

-i
ni

ti
at

iv
e/

pu
bl

ic
/d

at
a-

pr
ot

ec
ti

on
?l

g=
de

.

D
E

V
O

N
 D

EN
 U

N
T

ER
Z

EI
C

H
N

ER
N

 IN
 G

R
O

SS
B

U
C

H
ST

A
B

EN
 A

U
SZ

U
FÜ

LL
EN

: 
So

w
ei

t n
ic

ht
s 

an
de

re
s 

fe
st

ge
le

gt
 w

ur
de

, m
üs

se
n 

al
le

 F
el

de
r 

di
es

es
 F

or
m

ul
ar

s 
au

sg
ef

ül
lt

 w
er

de
n.

H
ie

rm
it

 b
es

tä
ti

ge
 ic

h,
 d

as
s 

di
e 

in
 d

ie
se

m
 F

or
m

ul
ar

 g
em

ac
ht

en
 A

ng
ab

en
 z

ut
re

ff
en

d 
si

nd
 u

nd
 ic

h 
di

es
e 

ge
pl

an
te

 
B

ür
ge

ri
ni

ti
at

iv
e 

bi
sh

er
 n

oc
h 

ni
ch

t u
nt

er
st

üt
zt

 h
ab

e.

V
O

LL
ST

ä
N

D
IG

E
R

 V
O

R
N

A
M

E
FA

M
IL

IE
N

N
A

M
E

ST
R

A
SS

E
 N

R
.

P
LZ

W
O

H
N

O
R

T
LA

N
D

 (Z
.B

. D
E

U
T

SC
H

LA
N

D
)

G
E

B
U

R
T

SD
A

T
U

M
G

E
B

U
R

T
SO

R
T

ST
A

A
T

SA
N

G
E

H
ö

R
IG

K
E

IT

D
A

T
U

M
U

N
T

E
R

SC
H

R
IF

T
2

V
O

LL
ST

ä
N

D
IG

E
R

 V
O

R
N

A
M

E
FA

M
IL

IE
N

N
A

M
E

ST
R

A
SS

E
 N

R
.

P
LZ

W
O

H
N

O
R

T
LA

N
D

 (Z
.B

. D
E

U
T

SC
H

LA
N

D
)

G
E

B
U

R
T

SD
A

T
U

M
G

E
B

U
R

T
SO

R
T

ST
A

A
T

SA
N

G
E

H
ö

R
IG

K
E

IT

D
A

T
U

M
U

N
T

E
R

SC
H

R
IF

T
2

V
O

LL
ST

ä
N

D
IG

E
R

 V
O

R
N

A
M

E
FA

M
IL

IE
N

N
A

M
E

ST
R

A
SS

E
 N

R
.

P
LZ

W
O

H
N

O
R

T
LA

N
D

 (Z
.B

. D
E

U
T

SC
H

LA
N

D
)

G
E

B
U

R
T

SD
A

T
U

M
G

E
B

U
R

T
SO

R
T

ST
A

A
T

SA
N

G
E

H
ö

R
IG

K
E

IT

D
A

T
U

M
U

N
T

E
R

SC
H

R
IF

T
2

B
it

te
 z

ur
üc

ks
en

de
n 

an
: 

E
B

I W
oh

ne
n 

fü
r 

al
le

 / 
H

ou
si

ng
 fo

r 
al

l, 
D

eu
ts

ch
er

 G
ew

er
ks

ch
af

ts
bu

nd
, 

H
en

ri
et

te
-H

er
z-

P
la

tz
 2

, 1
0

1
7

8
 B

er
lin

, D
eu

ts
ch

la
nd

 o
de

r 
D

eu
ts

ch
er

 M
ie

te
rb

un
d,

 L
it

te
ns

tr
. 1

0
, 1

0
1

7
9

 B
er

lin
, D

eu
ts

ch
la

nd

EB
I H

ou
sin

g.
in

dd
   

1
18

.0
9.

19
   

13
:2

0



in Zusammenarbeit mit

V.i.S.d.P.: Dr. Rainer Tietzsch, Vorsitzender des Berliner Mietervereins, Spichernstraße 1, 10777 Berlin

Mit dieser Europäischen Bürger Initiative sollen bessere rechtliche und finanzielle  
Rahmen  bedingungen geschaffen werden, um leistbares Wohnen für alle Menschen  
in Europa zu ermöglichen. 

Wir fordern die  EU zum Handeln auf! 
EU-weit werden 1 Mio. Unterschriften benötigt, davon mindestens 72 000 in Deutschland. 

Bequem online unterzeichnen und den Link zur Petition an Freundinnen und Freunde,  
Kolleginnen und Kollegen und Bekannte weiterleiten oder die Unterschriftenliste  
auf der Rückseite dieses Hinweises verwenden.

ACHTUNG: Beim Ausfüllen bitte alle Vornamen aus Ihrem Ausweisdokument übernehmen! 
Bevor Sie das Online-Dokument absenden, prüfen Sie bitte Ihre Angaben auf Richtigkeit 
und Vollständigkeit.

Die Online-Petition umfasst folgende Forderungen:

•	die Erleichterung des Zugangs für ALLE zu leistbarem und sozialem  
Wohnungsbau,

•	keine Anwendung der Maastricht-Kriterien (Schuldenbremse) auf öffentliche 
Investitionen in leistbaren Wohnungsbau,

•	besserer Zugang zu EU-Finanzmitteln für gemeinnützige, gemeinwohl- 
orientierte und nachhaltige Wohnungsbauträger,

•	Beschränkung von Kurzzeitvermietungen (zum Beispiel für Ferienzwecke)  
durch soziale und wettbewerbsgerechte Regeln sowie

•	die statistische Erfassung des Wohnraumbedarfs in Europa.

EUrOPäisCHE BürGEr iNiTiATivE „HOUsiNG FOr All“

WOHNEN MUss BEZAHlBAr sEiN. Für AllE!
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